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Management Summary 

Michael Böheim 

1. Die Digitalisierung wird Wirtschaft und Gesellschaft noch tiefgreifender verändern als die 
Globalisierung. 

Die Digitalisierung ist ein durch technologischen Wandel induzierter exogener Faktor. Der 

Einsatz digitaler Technologien durchdringt zunehmend alle Bereiche wirtschaftlicher, ge-

sellschaftlicher und institutioneller Interaktion. Staat, Markt, Unternehmen und Individuum 

sind gleichermaßen adressiert. Während die Globalisierung die grundlegenden Regeln der 

Marktwirtschaft im Kern unverändert ließ, ändert die Digitalisierung die Spielregeln der Wirt-

schaft und am Arbeitsmarkt grundlegend. Vorhandene Strukturen brechen auf („Struktur-

bruch"), neue Ordnungen entstehen erst mit Verzögerung, neue Strukturen manifestieren 

sich in Extremen („Polarisierung"). 

2. Österreich hat gute Chancen zu den Gewinnern der Digitalisierung zu gehören. 

Österreich ist ein international anerkannter IKT-Standort und schon heute stark in vielen 

AnwenderInnenbranchen der Digitalisierung, wie z.B. in der Automobil(zuliefer)industrie, im 

Maschinen- und Anlagenbau sowie der Umwelttechnik. Aber auch in der Gesundheitswirt-

schaft, der Kultur- und Kreativwirtschaft sowie in den verschiedenen Zweigen der Dienstleis-

tungswirtschaft können in Österreich durch die Digitalisierung erhebliche Potenziale freige-

setzt werden, sofern die sich eröffnenden Handlungsspielräume genutzt werden. 

3. Die Spielregeln der Marktwirtschaft werden durch die Digitalisierung grundlegend neu ge-
schrieben („Strukturbruch" und „Polarisierung"). 

Die auf der Grundlage disruptiv wirkender digitaler Technologien entstehende Plattfor-

mökonomie erlaubt es in bisher nicht möglichem Ausmaß Skalenvorteile zu nutzen und 

Produkte und Dienstleistungen zu Grenzkosten von nahe Null anzubieten. Diese „Zero Mar-

ginal Cost Society" (Rifkin, 2014) führt zu einem Außerkraftsetzen der traditionellen Markt-

wirtschaft, weil sich die Grenzkosten der Produktion für immer mehr Güter und Dienstleis-

tungen dem Nullpunkt nähern und folglich keine Anhaltspunkte für die Preisgestaltung 

mehr abgeben können. An die Stelle der traditionellen Marktwirtschaft tritt eine Ökonomie 

digitaler Daten. 

4. Die „neue" Ökonomie ist eine Ökonomie digitaler Daten („Digitalismus"). 

Die Weltwirtschaft wird von der Digitalisierung immer umfassender durchdrungen, worin 

dem Zugang und der Verwendung von Daten eine zentrale Rolle zukommt. Das Internet ist 

zunehmend der zentrale Faktor für Innovation, Handel, globale Wertschöpfungsketten, 

Gesundheit, Bildung und Regierungsdienste sowie auch für die soziale Interaktion der Men-

schen selbst. An die Stelle traditioneller Wirtschaftsstrukturen wird deshalb ein auf digitalen 

Daten beruhendes Wirtschaftssystem („Digitalismus") treten. Unter diesen neuen Rahmen-
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bedingungen kommt dem Zugang zu und der Verwendung von Daten die Rolle des für 

Wettbewerbsfähigkeit entscheidenden Produktionsfaktors zu. 

5. Die Digitalisierung fördert die Entstehung von privaten Monopolen. 

Private Unternehmen, die aufgrund ihrer Datenbestände Treiber und Profiteure der digita-

len Transformation sind, verdrängen zunehmend konkurrenzierende MarktteilnehmerInnen. 

Aufgrund der Kostenstruktur gelingt es ihnen „Plattformmärkte" als private Monopole zu 

etablieren. Nur wenn Märkte bestreitbar bleiben und somit der Markteintritt von innovati-

ven Newcomern möglich ist, kann die Rolle von Innovation als Grundlage für gesellschaft-

lichen Wohlstand beibehalten werden. Demgegenüber verfestigt die Digitalisierung be-

stehende Markt- und Machtkonzentrationen in der Hand weniger großer Digitalunterneh-

men und untergräbt damit die Fundamente marktwirtschaftlicher Strukturen und Prozesse. 

6. Die Automatisierungspotenziale der digitalen Transformation werden überschätzt. 

Es ist davon auszugehen, dass in naher Zukunft weniger ganze Berufe (jobs) als vielmehr 

spezifische Tätigkeiten (tasks) durch den Einsatz digitaler Technologien ersetzt, unterstützt 

bzw. neu geschaffen werden. Berücksichtigt man diese Einschränkung auf Tätigkeits-

schwerpunkte, arbeiten heute in Österreich (wie auch in Deutschland) gemäß OECD-

Schätzungen in etwa 12% der Menschen in Berufen, die ein hohes Automatisierungspoten-

zial aufweisen. 

7. Negative Arbeitsmarkteffekte sind per saldo zumindest kurzfristig nicht zu erwarten. 

Rationalisierungsbedingte Arbeitslosigkeit auf makroökonomischer Ebene ist nicht zwin-

gend, auch wenn es auf mikroökonomischer Ebene zu starkem Anpassungsdruck bei der 

Beschäftigung kommen kann. Die Studien zu den Auswirkungen von Digitalisierung auf den 

Arbeitsmarkt bieten eine Bandbreite an möglichen Einschätzungen, worunter sich auch 

solche finden, die per saldo keine signifikanten Beschäftigungsverluste finden (obschon 

VerliererInnen dieses Prozesses nicht ausgeschlossen werden). Die Prognosen betonen, 

dass der digitale Wandel die Dynamik am Arbeitsmarkt nicht grundsätzlich umkehren wird, 

wohl aber (stark) beschleunigen könnte. Erwartet werden unisono ein deutlicher Beschäf-

tigungsrückgang bei manuellen bzw. standardisierbaren Routinetätigkeiten bei gleichzeiti-

gen Beschäftigungszuwächsen bei höherqualifizierten bzw. nicht-standardisierbaren Tätig-

keiten wie beispielsweise in den unternehmensnahen Dienstleistungen, v.a. in den Berei-

chen Information und Kommunikation und im Sozialwesen oder Gesundheitswesen. 

8. Die Belegschaft kann über Reallohnsteigerungen an der den Unternehmen zufallenden di-
gitalen Rationalisierungsdividenden beteiligt werden. 

Die durch die Digitalisierung realisierte Produktivitätssteigerung lässt das reale Einkommen 

einer Volkswirtschaft insgesamt steigen. Im Fall der zusätzlichen Güternachfrage muss al-

lerdings dafür gesorgt werden, dass diejenigen, die vorwiegend Nachfrage in einer Wirt-

schaft entfalten werden und den entsprechenden Bedarf haben, diese auch bedienen 

können. Eine produktivitätsorientierte Lohnpolitik, wie sie in Österreich auf sozialpartner-
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schaftlicher Basis eine lange und gute Tradition hat, kann dazu auch in Zukunft einen we-

sentlichen Beitrag leisten. 

9. Die Digitalisierung bedarf der pro-aktiven politischen Gestaltung. 

Wirtschaftspolitische Herausforderung Nr. 1 ist die Ermöglichung nachhaltiger lokaler Wert-

schöpfungsketten unter digitalen Rahmenbedingungen. Dazu brauchen KMU mehr Unter-

stützung der öffentlichen Hand als einen schnellen Breitbandanschluss. Über entsprechen-

de Infrastruktur hinaus sind insbesondere flankierende Maßnahmen in folgenden Politikbe-

reichen erforderlich: 

• Regulierungs- und Wettbewerbspolitik 

• Bildungspolitik 

• Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 

• Forschungs- und Innovationspolitik 

• Steuerpolitik 

• Energie- und Umweltpolitik 

Diesbezüglich sollte nicht allein auf „große" europäische Lösungen gewartet, sondern 

Handlungsspielräume auf nationalstaatlicher Ebene kreativ ausgeschöpft werden.  

10. Damit der Wandel in Wirtschaft und Gesellschaft erfolgreich gelingen kann, bedarf es ei-
nes „politischen Kraftakts“ in Form einer von einer breiten Basis getragenen Strategie.   

Für die Politik gilt es in einem partizipativen Prozess unter Einbeziehung aller betroffenen 

Gruppen die folgenden zehn Handlungsfelder zu einer Strategie „Digitaler Wirtschafts-
standort Österreich“ zu verdichten1): 

• Digitale Infrastruktur 

• Individuen und Wirtschaft 

• Unternehmen und Gesellschaft 

• Bildung 

• Forschung und Entwicklung 

• Innovation 

• Regionale Entwicklung und Wirtschaftsstandort 

• Staat und Verwaltung 

• Daten und Datenschutz 

• Nachhaltigkeit 

                                                      
1)  Details dazu finden sich in Kapitel 4.3.3. 
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Nutzung der Vorteile der Digitalisierung für 
Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und 
Wohlstand 

1 Einleitung  

Julia Bock-Schappelwein, Michael Böheim 

1.1 Hintergrund 

Da die Diffusion und der Einsatz digitaler Technologien zunimmt, und die Kosten der Daten-

erfassung, Speicherung und Verarbeitung sinken, migrieren zunehmend Regierungen, Verwal-

tung, Unternehmen und Einzelpersonen ihre sozialen und wirtschaftlichen Aktivitäten „in den 

virtuellen Raum“. Möglich wurde diese breitflächige Nutzung durch die Penetration der Nut-

zerInnen mit Smartphones bzw. „Connected Devices“, die grundsätzlich „immer und überall“ 

einen Zugang zum Internet möglich machen. Das Smartphone ist als mobile Plattform das 

beste Beispiel für ein verknüpftes Gerät und der Vorbote des Internets der Dinge. Bis zum Jahr 

2020 erwartet der Netzwerkspezialist Cisco über 50 Milliarden dieser „Connected Devices“ 

(Pallenberg, 2015). 

Die Digitalisierung ist ein Abbild des technologischen Wandels. Da die Weltwirtschaft von der 

Nutzung digitaler Technologien umfassend durchdrungen wird, werden damit generierte Da-

ten immer wichtiger. Daten sind zunehmend der zentrale Faktor für Innovation, Handel, glo-

bale Wertschöpfungsketten, Transport, Strommarkt, Gesundheit, Bildung und Regierungs-

dienste, wie auch für die soziale Interaktion der Menschen selbst. Daten ermöglichen es, Pro-

zesse gänzlich neu aufzustellen, auszurichten, zu gestalten, Information zu generieren und lie-

fern Aufschluss über individuelle Präferenzen. Das Eigentum an Daten stellt in der digitalen 

Ökonomie den entscheidenden Wettbewerbsvorteil gegenüber der Konkurrenz, die nicht 

über einen solchen Datenbestand verfügt, dar. Nur mehr wenige Bereiche des Lebens wer-

den in Zukunft von der Digitalisierung unberührt bleiben. Diese Transformationen haben be-

reits große Vorteile gebracht (und haben das Potenzial, in Zukunft noch mehr Vorteile zu brin-

gen). Es sind jedoch auch substantielle Nachteile virulent, wobei die Anpassungsprozesse Pri-

vatpersonen, Unternehmen und (internationale) Institutionen vor große Herausforderungen 

stellen (werden). Der laufende Übergang zum Internet der Dinge erfordert eine sorgfältige 

Regulierung, beispielsweise Innovationen, Wettbewerb, Daten- und Verbraucherschutzschutz, 

den globalen Handel sowie den Steuerwettbewerb betreffend, um die Vorteile dieses Prozes-

ses für die wirtschaftliche Entwicklung, den Wohlstand und die Beschäftigung nachhaltig ab-
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zusichern und seine negativen Auswirkungen bestmöglich abzufedern, sowie eine Adaptie-

rung des Sozialschutzsystems. 

Wie bei technologisch bedingtem Strukturwandel typisch, ist das Tempo dieser Transformation 

hinsichtlich Geografie und Demografie unterschiedlich. Während fast alle (95%) der Erwach-

senen in Island, Norwegen, Dänemark und Luxemburg Zugriff auf digitale Technologien ha-

ben, gilt dies in der Türkei nur für ca. 50% und nur für jeden fünften Erwachsenen in Mexiko. 

Österreich liegt mit einer durchschnittlichen Nutzerquote von ca. 80% leicht über dem OECD-

Durchschnitt, aber deutlich hinter der Spitzengruppe (OECD, 2015A). Innerhalb der einzelnen 

Länder variiert die Nutzung des Internets in erster Linie mit dem Alter, der Bildung und dem 

Einkommensniveau. In den meisten OECD-Ländern ist die Nutzung durch junge und formal 

hochqualifizierte Menschen (fast) universal, während Ältere, Geringqualifizierte und Migran-

tInnen in der Vielseitigkeit der Nutzungsmöglichkeiten zurückliegen dürften (OECD, 2015A).  

Auch Unternehmen nutzen zunehmend und verstärkt digitale Technologien. Fast kein Ge-

schäft läuft heute ohne die Unterstützung durch Informations- und Kommunikationstechnolo-

gien (IKT). Immer mehr Unternehmen verfügen zumindest über eine eigene Webseite und nut-

zen regelmäßig E-Mail für die Abwicklung ihrer Geschäftskorrespondenz. Laut OECD (2017) 

liegt der Anteil der Unternehmen, die „cloud computing“ nutzen, in Österreich mit 17% sowohl 

unter dem EU 28-Durchschnitt (21%) als auch unter dem OECD-Durchschnitt (25%) und merk-

lich niedriger als in den nordischen Staaten (42% in Dänemark, 48% in Schweden oder 57% in 

Finnland). Die Verwendung von anspruchsvolleren IKT-Anwendungen, die eine tiefere Integ-

ration in die digitale Wirtschaft voraussetzen, weist eine viel höhere Varianz auf, wobei v.a. 

kleine Unternehmen deutlich hinterherhinken. Diese Verzögerung bei der Nutzung von digi-

talen Technologien für KMU wirkt sich nachteilig auf ihrer Wettbewerbsfähigkeit und ihre Pro-

duktivität aus (OECD, 2015B). 

Da das Internet für eine Vielzahl von Aktivitäten oder Geschäftsmodellen die wesentliche 

Schlüsseltechnologie darstellt, sind die verbleibenden Nutzungslücken durch private Haus-

halte und Unternehmen für die Politik von eminenter Bedeutung, um die Inklusion aller Stake-

holder in den Prozess der Digitalisierung sicherzustellen. 

Zum einen ist die Nutzung digitaler Technologien für Wirtschaft und Gesellschaft vielverspre-

chend, enthält Potential zu Innovation und Produktivitätssteigerung und kann zur Verbesse-

rung der Dienstleistungen in einem breiten Spektrum von Bereichen wie Gesundheit, Finan-

zen, Landwirtschaft, öffentliche Verwaltung, Transport, internationaler Handel und Investitio-

nen, Bildung und Umwelt beitragen; zum anderen sind jedoch auch die nachteiligen Auswir-

kungen und die Sorgen der Menschen ernst zu nehmen, um in der Bevölkerung eine mög-

lichst breite Akzeptanz für den digitalen Transformationsprozess zu erreichen.  
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1.2 Motivation 

Um die oben synoptisch skizzierte „digitale Herausforderung“ seitens der Wirtschaftspolitik zur 

Erreichung inklusiven Wirtschaftswachstums und Wohlstands angemessen adressieren zu kön-

nen, bedarf es aufgrund der Vielzahl an Einflussfaktoren und Politikfeldern eines systemischen 

Politikansatzes, der an die Stelle von (altem) „Silodenken“ einen (neuen) umfassenden und 

kohärenten Problemzugang setzt. Kern dieses neuen systemischen Politikansatzes ist die Ab-

kehr von fachspezifischen, eindimensionalen Perspektiven und Lösungsansätzen in Richtung 

einer themenbezogenen multidimensionalen Betrachtungsweise, die auf der Fachexpertise 

aufbaut und diese in eine themenbezogene Vernetzung einfließen lässt. Im Sinne einer evi-

denzbasierten Wirtschaftspolitik werden Maßnahmen tunlichst nach Maßgabe der Mög-

lichkeiten auf quantitativen Grundlagen erarbeitet. 

Mit Blick auf die Digitalisierung lassen sich insbesondere folgende Schlüssel-Politikfelder identi-

fizieren (siehe dazu BKA, 2016): 

 Beschäftigung und Qualifikation 

 Zugang und soziale Inklusion 

 Vertrauen, Privatsphäre, Sicherheit sowie Daten- und Konsumentenschutz 

 Wettbewerb und Regulierung 

 Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit 

 Umwelt und Nachhaltigkeit 

 Öffentlicher Sektor, Verwaltung und Besteuerung 

 Statistische Daten bzw. Messung, empirische Evidenz und Evaluierung 

Um in einem themenübergreifenden Politikansatz die oben identifizierten Schlüssel-Politikfel-

der zu operationalisieren, ist ein Verständnis der Kerneigenschaften der Digitalisierung und der 

damit in Zusammenhang stehenden (wirtschafts-)politischen Herausforderungen notwendig: 

 Dezentralisierung vs. Kontrolle: Digitale Technologien und Netzwerke ermöglichen nicht 

nur großen Unternehmen und Institutionen, sondern auch einzelnen KonsumentInnen, 

kleinen Unternehmen und Einzelpersonen, über das Internet Produkte und Dienstleistun-

gen zu schaffen, zu innovieren, zu produzieren und anzubieten und so Teil einer größeren 

Gemeinschaft von wirtschaftlichen und sozialen Aktivitäten mit dem Potential zu einer 

weniger zentralisierten Wirtschaft zu werden. Zur gleichen Zeit wird die Steuerung von 

Netzwerken und Plattformen zunehmend zentralisiert und neue, den marktwirtschaftli-

chen Wettbewerb sowie die Regulierung der digitalen Wirtschaft betreffende Fragen tre-

ten auf. 

 Kapitalstock und Investitionen: Im digitalen Zeitalter besteht ein wachsender Anteil der 

Unternehmensinvestitionen aus wissensbasiertem (immateriellem) Kapital und Daten. Die 

Bedeutung von (materiellem) Sachkapital sinkt relativ zum Digitalisierungsgrad einer Wirt-

schaft. 
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 Steigende Skalenerträge: Im Gegensatz zu physischen Produkten können digitale Pro-

dukte und Dienstleistungen zu Grenzkosten von nahezu Null angeboten werden. Das be-

günstigt global tätige Unternehmen und Plattformen, die imstande sind, die positiven Ef-

fekte steigender Skalenerträge zu internalisieren und Märkte damit zu monopolisieren. 

 Märkte und neue Intermediäre: Die digitale Wirtschaft ist aufgrund steigender Skalener-

träge (s.o.) von Natur aus global und es entstehen neue Intermediäre und Institutionen, 

um die Effizienz der Märkte weiter zu verbessern und die Transaktionskosten zu senken. 

 Big Data und Künstliche Intelligenz: Digitalisierung – vor allem der Aufstieg von „big data“ 

– ermöglicht Datensammlung und Entscheidungsfindung auf der Grundlage von daten-

generierter empirischer Evidenz, wobei der Einsatz künstlicher Intelligenz in zunehmendem 

Maße menschliche Entscheidungen unterstützt oder verdrängt. 

Erst die Kombination aus diesen – und anderen – Querschnittsfunktionen der Digitalisierung 

macht die laufende Transformation bedeutsam, sowie potenziell fördernd und hindernd zu-

gleich. Die Antwort der Wirtschaftspolitik kann deshalb nicht sein, die Digitalisierung zu ver-

hindern, sondern ihre Aufgabe ist es vielmehr, die digitale Transformation durch die Setzung 

entsprechender Rahmenbedingungen pro-aktiv zu gestalten, damit die positiven Effekte ma-

ximiert und die negativen Auswirkungen minimiert werden. 

Die Kombination aus Rahmenbedingungen, Umfang und Geschwindigkeit der Digitalisierung 

bringt neue Herausforderungen für die politischen Entscheidungsträger mit sich. Um auf die-

sen dynamischen Prozess in angemessener Zeit zu reagieren, hat das WIFO im Auftrag des ös-

terreichischen Bundeskanzleramtes im Rahmen des gegenständlichen Projekts einen systemi-

schen Politikansatz entwickelt. 

1.3 Methodik 

Zur Realisierung des angesprochenen systemischen Politikansatzes bedient sich das WIFO ei-

nes innovativen, forschungsbereichsübergreifenden und themenorientierten Zugangs. Anstatt 

Erkenntnisse aus Einzelexpertisen ex post zusammen zu fassen, werden die identifizierten 

Schlüsselthemen bereits ex ante im Querschnitt in Form von sechs „Themenfeldanalysen“ 

(TFA) aus den Bereichen Makroökonomie, Öffentlicher Sektor, Wettbewerb, Raum, Soziale Si-

cherheit und Umwelt und Energie gemeinsam erarbeitet (Abbildung 1) und gezielt inhaltliche 

Querverbindungen zwischen den Themenfeldern hergestellt. 
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Abbildung 1: Themenfelder 

 
Q: WIFO. 

Die Erkenntnisse aus diesen sechs Themenfeldanalysen und aus den Verbindungselementen 

zwischen den Themenfeldern werden in einer anschließenden Metaanalyse strategisch zu lei-

tenden Metahypothesen verdichtet, wobei der Fokus gezielt auf jenen Elementen und Aspek-

ten liegt, die sich in einer Querschnittsbetrachtung in allen Themenfeldern wiederfinden. Mit 

dieser Vorgehensweise wird der Handlungsspielraum zur optimalen Nutzbarmachung der 

Chancen digitaler Technologien für Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und Wohlstand ab-

gesteckt (Abbildung 2) und den politischen Verantwortungsträgern Anknüpfungspunkte für 

die Entwicklung einer politischen Strategie („Grand Design“) für die Welt des digitalen Kapita-

lismus („Digitalismus“) von morgen geliefert. 
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Abbildung 2: Vernetzungssynapsen zwischen den analysierten Themenfeldern 

 
Q: WIFO. 

Durch diesen methodischen Ansatz ist eine systemische Betrachtungsweise sichergestellt. Vor 

diesem Hintergrund widmet sich Kapitel 2 im Detail den ausgewählten Themenfeldern. Das 

Themenfeld Makroökonomie (Kapitel 2.1) befasst sich mit den Auswirkungen der Nutzung digi-

taler Technologien auf Investitionen, Wirtschaftswachstum, Arbeitsproduktivität, Beschäfti-

gung und Einkommensverteilung. Das Themenfeld Öffentlicher Sektor (Kapitel 2.2) widmet 

sich den Auswirkungen der Nutzung digitaler Technologien auf die Verteilungsfunktion des 

Steuer- und Abgabensystems, den steuertechnischen Wirkungen und der Finanzierung des 

Sozialschutzes. Das Themenfeld Wettbewerb (Kapitel 2.3) behandelt die Auswirkungen der 

Nutzung digitaler Technologien auf Unternehmen und die Herausforderungen für die Wett-

bewerbspolitik. Das Themenfeld Raum (Kapitel 2.4) widmet sich der Rolle von Räumen und 

Distanzen in einem von digitalen Technologien geprägten wirtschaftlichen und sozialen Um-

feld. Im Zentrum des Themenfeldes Soziale Sicherheit (Kapitel 2.5) stehen die Wirkungsketten 

zwischen Digitalisierung, Beschäftigungsveränderungen, Einkommensverteilung und sozialer 

Absicherung. Das Themenfeld Umwelt und Energie (Kapitel 2.6) beschäftigt sich mit der Nut-

zung digitaler Technologien und den Auswirkungen auf Umwelt sowie Energiesysteme und 

deren Resilienz. In Kapitel 3 werden, aufbauend auf den Erkenntnissen der vorangegangenen 

Themenfeldanalysen, drei Metahypothesen zu Daten, Strukturen und Polarisierung formuliert, 

die sich in allen Themenfeldern widerspiegeln und damit den Handlungsspielraum zur opti-

malen Nutzung der Vorteile der Digitalisierung für Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und 

Wohlstand abstecken. Kapitel 4 fasst die Ergebnisse der Studie zusammen, setzt sie in einen 

strategischen Kontext zu den wirtschaftspolitischen Herausforderungen und formuliert auf die-

ser Grundlage Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen für eine Strategie „Digitaler 

Wirtschaftsstandort Österreich“.  

Metahypothesen

• Soziale 
Sicherheit

• Umwelt,
Energie
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• Öffentlicher 
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2 Themenfelder 

2.1 Themenfeldanalyse: Makroökonomie 

Stefan Ederer 

2.1.1 Einleitung und Fragestellungen 

Die Debatte über die Auswirkungen der Nutzung digitaler Technologien fokussiert häufig auf 

die Beschäftigungseffekte. Viele Studien versuchen dabei, das Ausmaß der durch die Digitali-

sierung betroffenen Arbeitsplätze abzuschätzen. Die daraus abgeleiteten Zahlen stellen somit 

das „technologische Rationalisierungspotential“ dar, meist ohne Diskussion darüber, in wel-

chem Ausmaß dieses tatsächlich realisiert werden könnte. Ebenso wenig untersuchen diese 

Studien, wie viele neue Arbeitsplätze durch Digitalisierung entstehen könnten, so dass über 

den tatsächlichen (Netto-) Beschäftigungseffekt keine Aussage getroffen werden kann. An-

dere Studien schätzen zwar den gesamten Beschäftigungseffekt; gesamtwirtschaftliche Zu-

sammenhänge bleiben jedoch meist unberücksichtigt, was die Aussagekraft der Schätzun-

gen erheblich relativiert. 

Makroökonomisch betrachtet stellt die Digitalisierung eine aktuelle Ausprägung des techno-

logischen Fortschritts bzw. einen Teilaspekt davon dar. Die Auswirkungen der Digitalisierung 

auf der makroökonomischen Ebene entsprechen somit jenen des technologischen Fortschritts 

allgemein.2) Letzterer wirkt potentiell über mehrere „Kanäle“ auf die Beschäftigung: 

1. erhöht er die gesamtwirtschaftliche (Arbeits-) Produktivität. Dies ist eine unmittelbare Fol-

ge des „Antriebs“ des technologischen Fortschritts: Unternehmen führen – neben re-

gulatorischen Erfordernissen – nur dann neue Technologien ein, wenn sie dadurch pro-

duktiver und damit wettbewerbsfähiger werden. 

2. beeinflusst er die Höhe der Investitionen und damit das Wirtschaftswachstum. So ist etwa 

zu erwarten, dass die fortschreitende Digitalisierung in der Industrie und im Dienstleis-

tungsbereich den Bedarf und die Notwendigkeit für Investitionen erhöht. Höhere Investiti-

onen haben aber unmittelbare kurzfristige und langfristige positive Effekte auf das Wirt-

schaftswachstum. 

Der tatsächliche durch den technologischen Wandel im allgemeinen und durch die Nutzung 

digitaler Technologien im Besonderen induzierte Beschäftigungseffekt hängt somit vom Ver-

hältnis der Effekte auf Produktivität und Wirtschaftswachstum ab. Übersteigen die Produktivi-

tätszuwächse das Wirtschaftswachstum, so sinkt die Beschäftigung. Steigt umgekehrt die Wirt-

schaftsleistung schneller als die Produktivität, dann nimmt die Zahl der Arbeitsplätze zu. Da 

nicht festgelegt ist, welcher der beiden Effekte überwiegt, sind die Auswirkungen der Digital-

sierung auf die Beschäftigung a priori nicht bestimmbar. 

                                                      
2)  In der Folge wird daher „Digitalisierung“ oft als Synonym für „technologischen Wandel“ verwendet. 
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Die beiden Kanäle hängen eng zusammen und beeinflussen sich gegenseitig: Ein höheres 

Wirtschaftswachstum begünstigt die Diffusion neuer Technologien und beschleunigt somit die 

Zunahme der Produktivität.3) Andererseits sind Investitionsbedarf und -möglichkeiten umso hö-

her, je schneller sich Technologien entwickeln. Wirtschaftsleistung und Produktivität hängen 

jedoch auch von einer Reihe anderer Faktoren ab; die tatsächlichen Auswirkungen von Digi-

talisierung und Automatisierung auf die Beschäftigung werden daher auch durch die ge-

samtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen beeinflusst. 

Ein weiterer „Kanal“, über den die Digitalisierung (indirekt) auf die Beschäftigungsentwicklung 

wirkt, sind Lohn- und Preisentwicklung und ihre Effekte auf die Verteilung der Einkommen zwi-

schen Kapital und Arbeit einerseits sowie innerhalb der Lohneinkommen andererseits: 

Erstens hat die Verteilung der Produktivitätsgewinne zwischen Arbeit und Kapital Auswirkun-

gen auf das Wirtschaftswachstum. Steigen die Löhne weniger stark als die Produktivität, so 

sinken zum einen die Lohnstückkosten, was einer Verbesserung der preislichen Wettbe-

werbsfähigkeit und einer Erhöhung der Profitquote gleichkommt. Das erhöht für sich genom-

men die Exporte und die Investitionen. Zum anderen sinkt aber auch die Lohnquote, was die 

Einkommensverteilung ungleicher macht und die Konsumnachfrage dämpft. Da Haushalte 

mit niedrigen Einkommen üblicherweise einen höheren Anteil für Konsum verwenden als jene 

mit hohen Einkommen, geht eine ungleiche Verteilung der Einkommen für sich genommen 

mit einer geringeren Konsumnachfrage einher. Der Gesamteffekt ist für eine kleine, offene 

Volkswirtschaft ein anderer als für eine große, tendenziell mehr geschlossene (Ederer – Stock-

hammer, 2008; Stockhammer et al., 2009). Die Einkommensverteilung wirkt aber auch auf die 

Produktivität: Je höher der Anteil der Löhne und je geringer damit jener der Gewinne ist, des-

to stärker ist der Anreiz, arbeitssparende Technologien einzusetzen (UNCTAD, 2017). 

Zweitens können strukturelle Veränderungen am Arbeitsmarkt, die mit der Nutzung digitaler 

Technologien zusammenhängen, die Verteilung der Lohneinkommen beeinflussen. Die These 

ist, dass Digitalisierung mit einer zunehmenden Heterogenität der Lohneinkommen einhergeht 

(siehe Themenfeldanalyse: Soziale Sicherheit). Die Nachfrage nach hochqualifizierten Be-

schäftigten steigt, ihre Einkommen nehmen tendenziell zu, ihre Arbeitsverhältnisse sind weit-

gehend stabil und ihre soziale Absicherung ist meist relativ gut. Am unteren Ende der Qualifi-

zierungsskala sinkt hingegen die Arbeitsnachfrage und in der Folge nehmen Arbeitslosigkeit 

und Prekarisierung zu, die Einkommen stagnieren oder gehen zurück, und die soziale Absiche-

rung ist lückenhaft (Autor, 2015). 

Beide Kanäle gemeinsam ergeben den Effekt der Nutzung digitaler Technologien auf die 

personelle Einkommensverteilung: Diese hängt einerseits von den Veränderungen der funkti-

onalen Einkommensverteilung ab, weil Lohneinkommen und Kapitaleinkommen ungleich ver-

teilt sind. Verschiebt sich die Verteilung von Arbeit zu Kapital, dann wird auch die personelle 

Einkommensverteilung ungleicher, da Kapitaleinkommen meist ungleicher verteilt sind als 

                                                      
3)  Dieser Zusammenhang ist auch als „Verdoorn-Effekt“ bekannt (McCombie et al., 2002). 
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Lohneinkommen. Zum anderen verschiebt eine Veränderung der Verteilung innerhalb der 

Lohneinkommen direkt die personelle Einkommensverteilung. 

Zwischen Einkommensverteilung und Beschäftigung bestehen Wechselwirkungen: Wenn die 

Nutzung digitaler Technologien die Arbeitsnachfrage und die Beschäftigung tendenziell ver-

ringert, weil die produktivitätssteigernden Effekte größer sind als jene auf das Wirtschafts-

wachstum, dann steigt dadurch die Ungleichheit, was in der Folge wiederum Auswirkungen 

auf Wachstum und Beschäftigung hat. Umgekehrt würde eine hohe Beschäftigungsdynamik 

dazu führen, dass die Ungleichverteilung abnimmt, weil es auch für geringer Qualifizierte in 

der Tendenz einfacher ist, Jobs zu finden. 

Die Marktstruktur hat ebenso einen wesentlichen Einfluss: In monopolistischen Märkten haben 

Firmen einen größeren Spielraum bei der Preissetzung. Produktivitätsgewinne erhöhen daher 

tendenziell eher die Profitquote als die Lohnquote. Veränderungen der Marktstruktur können 

auch eine Verschiebung der Einkommensverteilung nach sich ziehen (siehe Themenfeldana-

lyse: Wettbewerb): Wenn sich durch die Nutzung digitaler Technologien die Marktkonzentra-

tion erhöht und der Wettbewerb abnimmt, nehmen die Unternehmensgewinne zu und die 

Lohnquote sinkt (Autor et al., 2017). Dies hat wieder gesamtwirtschaftliche Effekte, die stimu-

lierend oder dämpfend ausfallen können. 

Der gesamtwirtschaftliche Beschäftigungseffekt der Nutzung digitaler Technologien und die 

damit verbundenen Veränderungen der Einkommensverteilung haben auch Auswirkungen 

auf die Finanzierung des Sozialstaats und seine Aufgaben (siehe Themenfeldanalyse: Öffentli-

cher Sektor): Erstens hängt die Finanzierung staatlicher Leistungen und insbesondere der Sozi-

alversicherungssysteme in Österreich überwiegend an der Beschäftigung. Eine zunehmende 

Polarisierung des Arbeitsmarkts verbunden mit einem wachsenden Segment mit niedrigen 

Löhnen, instabiler Beschäftigung und hoher Arbeitslosigkeit erhöht den Druck auf die staatli-

chen Versicherungssysteme. Zweitens machen diese Entwicklungen neue Formen der sozia-

len Absicherung erforderlich, die den öffentlichen Sektor ausgabenseitig belasten. 

Auf Basis dieser Überlegungen lassen sich folgende Ausgangshypothesen formulieren: 

 Die Beschäftigungseffekte von Digitalisierung sind a priori unbestimmt und hängen von ei-

ner Vielzahl von Faktoren, wie Arbeitsproduktivität, Investitionen, Einkommensverteilung 

und gesamtwirtschaftlichem Umfeld ab. 

 Die Digitalisierung erhöht die Polarisierung von Arbeitsbedingungen und Einkommen. Die-

se beeinflussen wiederum die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und somit die Höhe der 

Beschäftigung. 

Daraus ergeben sich folgende Forschungsfragen: 

 Wie wirkt die Nutzung digitaler Technologien auf Produktivität und Wirtschaftswachstum? 

 Wie wirkt die Nutzung digitaler Technologien auf die Beschäftigung? 

 Wie wirkt die Nutzung digitaler Technologien theoretisch und empirisch auf die Einkom-

mensverteilung? 
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2.1.2 Theoretische und empirische Befunde 

Wie wirkt die Nutzung digitaler Technologien auf Produktivität und Wirtschaftswachstum? 

Die meisten empirischen Überlegungen zu den Effekten der Nutzung digitaler Technologien 

auf die Produktivität und das Wirtschaftswachstum gehen von einem (angebotsseitigen) Pro-

duktionsfunktionsansatz aus. In einem solchen hängt die gesamtwirtschaftliche Produktion 

vom Einsatz der Inputfaktoren Arbeit und Kapital und von einem Residuum, der „Multifaktor-

produktivität“, ab. Formt man diese Gleichung um, dann hängt die Arbeitsproduktivität, also 

das Verhältnis von Produktion und eingesetzter Arbeit, von der Multifaktorproduktivität und 

der Kapitalintensität – dem Verhältnis von Kapital zu Arbeit – ab. Der Anstieg der Arbeitspro-

duktivität kann also durch eine Erhöhung der Kapitalintensität („Kapitalvertiefung“) oder 

durch die Zunahme der Multifaktorproduktivität erfolgen. Da der erste Weg in der Theorie mit 

fallenden Grenzerträgen verbunden ist, weil die zusätzlichen Produktivitätsgewinne durch 

immer höheren Kapitaleinsatz immer kleiner werden, liegt der Fokus der Produktivitätsdiskussi-

on meist auf der Multifaktorproduktivität und darauf, wie diese erhöht werden kann. Letztere 

bildet in diesem Ansatz die Effizienz ab, mit der die vorhandenen Produktionsfaktoren einge-

setzt werden; in der Theorie sind ihr keine Grenzen gesetzt. Neuere Wachstumstheorien endo-

genisieren die Multifaktorproduktivität teilweise, so dass Ausgaben für Bildung oder F&E nicht 

nur auf den Kapitalstock oder die Zusammensetzung bzw. die Qualität der Produktionsfakto-

ren einwirken, sondern auch auf die Multifaktorproduktivität. 

Die Nutzung digitaler Technologien hat in diesem Ansatz einerseits Auswirkungen auf die Mul-

tifaktorproduktivität, weil durch die Nutzung digitaler Technologien und Netzwerke die Effi-

zienz gesteigert wird, und andererseits auf die beiden Inputfaktoren bzw. die Kapitalintensität. 

Es herrscht annahmegemäß (mittelfristig) Vollbeschäftigung, so dass technologischer Wandel 

den Wohlstand und die Produktivität erhöht, aber keine Auswirkungen auf die Beschäftigten-

zahlen hat. Schwankungen in den Beschäftigungszahlen sind in dieser Theorie kurzfristige 

Phänomene, die über die Zeit verschwinden. Die Auswirkungen der Nutzung digitaler Tech-

nologien werden daher sehr oft nur unter dem Aspekt der Produktivitätsentwicklung diskutiert.  

Empirisch wird diesem Ansatz entsprechend das Wirtschaftswachstum oder das Wachstum 

der Arbeitsproduktivität in der Vergangenheit in die Beiträge der Produktionsfaktoren (oder 

der Kapitalintensität) und der Multifaktorproduktivität zerlegt („Growth Accounting“). Gene-

rell ist eine derartige Wachstumszerlegung mit Problemen verbunden: Die Multifaktorprodukti-

vität stellt ein Residuum dar, in dem alle nicht unmittelbar den Produktionsfaktoren zuorden-

baren Effekte enthalten sind, wie zum Beispiel Veränderungen der Kapazitätsauslastung, Ska-

lenerträge, Effekte von unvollständigem Wettbewerb und Messfehler (OECD, 2001).4) Um den 

Erkenntnissen der neueren Wachstumstheorie gerecht zu werden, wird oft versucht, die Input-

faktoren Kapital und Arbeit in IKT- und Nicht-IKT-Kapital und in Humankapital mit unterschied-

lichen Fähigkeiten zu unterteilen oder wissensbasiertes Kapital – Investitionen in F&E, intellek-
                                                      
4)  Für eine ausführlichere Diskussion der Messfehler von Produktivität aufgrund der Digitalisierung im österreichischen 
Kontext siehe Streissler-Führer (2016). 
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tuelle Eigentumsrechte, Bildung etc. – mit einzubeziehen. Dies reduziert dann den Beitrag der 

unerklärten Komponente (Multifaktorproduktivität), ist aber aufgrund der Schwierigkeiten bei 

der Messung solcher Komponenten selbst problematisch (OECD, 2015C). Zudem ist die Mes-

sung des Kapitalstocks allgemein schwierig, weil es dabei Bewertungsprobleme gibt („Kapi-

talkontroverse“). 

In einer Wachstumszerlegung teilt die OECD (2015C) den Faktor Kapital auf IKT-Kapital und 

Nicht-IKT-Kapital auf und schätzt so den Beitrag der IKT-Investitionen zum Produktivitätswachs-

tum. Demnach beschleunigte sich Mitte der 1990er-Jahre das Produktivitätswachstum in den 

USA aufgrund von IKT-Investitionen. Digitalisierung hat jedoch auch Auswirkungen auf die Mul-

tifaktorproduktivität, weil sie zusätzlich z.B. durch Netzwerkeffekte die Effizienz erhöht, so dass 

eine klare Trennung problematisch ist (OECD, 2015C). Darüber hinaus berechnet die OECD 

(2015C) den Beitrag IKT-intensiver (IKT-produzierender und IKT-verwendender) und nicht IKT-

intensiver Branchen zum Produktivitätswachstum. Hier ist allerdings mit erheblichen Spillover-

Effekten zu rechnen, so dass der auf Basis dieser Methode berechnete Gesamteffekt der Nut-

zung digitaler Technologien ebenso unscharf ist. 

Nachfrageseitige Modelle (z.B. Taylor et al., 2016) verwenden im Gegensatz dazu meist keine 

explizite Produktionsfunktion und trennen nicht in Multifaktorproduktivität und Kapitalintensi-

tät. Der Fokus liegt vielmehr direkt auf der Arbeitsproduktivität. Das Wirtschaftswachstum 

hängt in einem solchen Ansatz von der Höhe der Investitionen ab. Die (Arbeits-)Produktivität 

ist teilweise endogen und passt sich mittelfristig an das Wirtschaftswachstum an. Durch eine 

temporär unterschiedliche Entwicklung von Wirtschaftsleistung und Produktivität ergeben sich 

Beschäftigungseffekte, die langfristig bestehen bleiben. Die Nutzung digitaler Technologien 

wirkt sowohl auf die Investitionen als auch auf die Produktivität, so dass der Gesamteffekt auf 

die Beschäftigung unbestimmt bleibt. Empirische Untersuchungen zu den Effekten der Digitali-

sierung auf Basis nachfrageseitiger Modelle liegen jedoch nach unserem Wissen bislang nicht 

vor. 

Der Einfluss der Nutzung digitaler Technologien auf die Produktivität muss im Kontext der Dis-

kussion über längerfristige Produktivitätsperspektiven gesehen werden (siehe z.B. ECB, 2017; 

IMF, 2017A; OECD, 2015C). Im Kern geht es dabei um die Frage, ob die gegenwärtig be-

obachtbare Verlangsamung des Produktivitätswachstums konjunkturelle (und damit vorüber-

gehende) oder strukturelle (und damit langfristig stabile) Ursachen hat. „Techno-Optimisten“ 

gehen von einem „zweiten Maschinenzeitalter“ (Brynolfson – McAfee, 2014) oder einer „vier-

ten industriellen Revolution“ (Schwab, 2016) aus, in der die Digitalisierung zu einem neuen 

Produktivitätsschub führt. Die gegenwärtige Produktivitätsschwäche wird dann durch Zeitver-

zögerungen bei der Umsetzung technologischer Revolutionen oder durch eine geringe Diffu-

sionsgeschwindigkeit erklärt, so dass die digitale Revolution erst nach und nach sichtbar wird. 

„Techno-Pessimisten“ argumentieren hingegen, dass die Entwicklungen im Bereich der Infor-

mations- und Kommunikationstechnologie seit den 1990er-Jahren weniger Veränderungspo-
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tential haben als bahnbrechende Innovationen der Vergangenheit (Gordon, 2016).5) Die 

OECD (2015C) findet hingegen, dass der weltweit beobachtete Produktivitätsrückgang nicht 

durch die Verlangsamung des Innovationstempos der global am meisten fortgeschrittenen 

Firmen entstanden ist, sondern durch einen „Zusammenbruch der Diffusionsmaschine“, also 

des Tempos, mit dem sich Innovationen in der globalisierten Wirtschaft ausbreiten. 

Zu den Effekten von Telekommunikationsnetzwerken und Breitband-Internet auf Wirtschafts-

wachstum und Produktivität geben Bertschek et al. (2016) einen Überblick über die quantita-

tive Literatur (siehe Themenfeldanalyse: Raum). Die Mehrzahl der Studien findet dabei einen 

positiven Effekt auf Wirtschaftswachstum und Produktivität in Industrie- und Schwellenländern. 

Wie wirkt die Nutzung digitaler Technologien auf die Beschäftigung? 

Die empirische Evidenz zu den Effekten der Nutzung digitaler Technologien auf die Beschäfti-

gung ist bisher nicht eindeutig. Viele Studien erheben das technologische Rationalisierungs-

potential der Digitalisierung (Blinder, 2009; Frey – Osborne, 2013; Arntz – Gregory – Zierhan, 

2016; Nagl – Titelbach – Valkova, 2017, Bowles, 2014), ohne zu diskutieren, wie sehr dieses 

auch tatsächlich realisiert werden wird. Andere Studien schätzen einen direkten Beschäfti-

gungseffekt der Digitalisierung (OECD, 2015D).6) Letzterer beruht meist auf der Annahme einer 

neoklassischen Produktionsfunktion mit einer empirisch geschätzten Substitutionselastizität zwi-

schen Arbeit und Kapital. Wenn diese größer als eins ist, so können sich kurzfristig negative Be-

schäftigungseffekte ergeben. Die OECD (2015D) findet, dass IKT-Investitionen kurzfristig zu ne-

gativen Beschäftigungseffekten führen, die aber mittelfristig kompensiert werden. Allerdings 

können sich deutliche Verschiebungen der Beschäftigtenzahlen zwischen den einzelnen 

Branchen ergeben.  

Ein zweiter Strang in der Literatur basiert auf der Verwendung von Arbeitsmarktmodellen. 

Acemoglu – Restrepo (2017) schätzen den Effekt des Einsatzes von Industrierobotern auf lo-

kale Arbeitsmärkte in den USA von 1990 bis 2007. In ihrem Modell hat die Automatisierung so-

wohl positive (durch Produktivitätssteigerungen) als auch negative (durch Jobverlust) Effekte 

auf Löhne und Beschäftigung. Empirisch finden sie, dass der Effekt des Robotereinsatzes 

durchwegs negativ auf Löhne und Beschäftigung wirkt. Nach einem ähnlichen Ansatz schät-

zen Dauth et al. (2017) die Auswirkungen des Robotereinsatzes für Deutschland von 1994 bis 

2014. Sie finden, dass es keinen Effekt auf die gesamtwirtschaftliche Beschäftigung gibt, aber 

einen negativen auf die Beschäftigung in der Industrie. Darüber hinaus finden sie Evidenz für 

eine stärkere Polarisierung der Lohneinkommen.  

                                                      
5)  Die pessimistische Sichtweise wurde unter dem Schlagwort „Säkulare Stagnation“ einer breiten Öffentlichkeit be-
kannt. Darunter werden jedoch sowohl angebotsseitige als auch nachfrageseitige Ursachen niedrigen Wirtschafts-
wachstums diskutiert. Einen Überblick über die unterschiedlichen Positionen bieten Teulings – Baldwin (2014). Gordon 
(2016) spricht über das geringere Veränderungspotential gegenwärtiger Innovationen hinaus auch andere „Ge-
genwinde“ an, die das Produktivitätswachstum behindern. 
6)  Eine ausführlichere Diskussion dieser Studien findet sich beispielsweise in Tichy (2016) und in Zilian et al. (2016). 
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Einen anderen Ansatz als die oben beschriebenen verfolgen Wolter et al. (2016). Sie berech-

nen die Auswirkungen von „Wirtschaft 4.0“ auf die Gesamtwirtschaft und den Arbeitsmarkt in 

Deutschland mittels eines komplexen makroökonomischen Modells, das mit einem detaillier-

ten Arbeitsmarktmodell kombiniert wird. Nachfrageseitig werden dabei höhere Bau- und Aus-

rüstungsinvestitionen, eine Verringerung der Lagerhaltung, ein Anstieg der Exporte und höhe-

re Konsumausgaben der privaten und öffentlichen Haushalte unterstellt. Zudem verändert 

sich annahmegemäß die Vorleistungsverflechtung, und es kommt zu erhöhten Abschrei-

bungen bisheriger Maschinen und Anlagen. Die Annahmen zum Investitionsbedarf werden 

dabei auf Basis von Plausibilitätsüberlegungen zum Austausch von Kontrollgeräten und dem 

Bezug damit verbundener IT-Dienstleistungen getroffen. Konkret geht die Studie davon aus, 

dass die Hälfte des bestehenden Kapitalstocks mit Wirtschaft 4.0-fähigen Kontrollinstrumenten 

ausgerüstet wird. Desweiteren erhöhen sich die Investitionen in Software und Datenbanken. 

Insgesamt steigen die jährlichen Ausrüstungsinvestitionen dadurch um 3,5% bis 5% gegenüber 

dem Basisszenario. Die Bauinvestitionen betreffen den Ausbau des schnellen Intranets und 

Tiefbauarbeiten für die Kabelverlegung. Insgesamt ergeben die Berechnungen, dass die (ne-

gativen) gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungseffekte gering sind, sich jedoch gleichzeitig 

viele Tätigkeiten innerhalb eines Berufsbildes verändern. Den Berechnungen liegt allerdings 

eine Vielzahl von Annahmen zugrunde, die teilweise schwer nachvollziehbar sind. Methodisch 

entspricht dieser Ansatz am ehesten den obigen theoretischen Überlegungen, die Effekte auf 

Investitionen und Produktivität getrennt zu untersuchen. 

Für Österreich schätzen Zilian et al. (2017) direkte Beschäftigungseffekte der Digitalisierung. Sie 

finden, dass die Beschäftigung in der Sachgütererzeugung von 2008 bis 2014 negativ von der 

Arbeitsproduktivität abhängt, ein höherer Anteil an F&E-Beschäftigten und IKT-Investitionen 

allerdings die Beschäftigung erhöht. Für den Dienstleistungssektor ist der Effekt von Produktivi-

tät und F&E-Intensität auf die Beschäftigungsentwicklung negativ. Derjenige der F&E-Beschäf-

tigten und der IKT-Investitionen ist hingegen insignifikant. Die Analyse schließt allerdings wich-

tige Sektoren der österreichischen Wirtschaft, wie etwa das Gesundheits- und Pflegewesen, 

aus der Analyse aus. Die Ergebnisse – insbesondere für die Schätzung der Beschäftigungsef-

fekte – können daher nicht auf die Gesamtwirtschaft umgelegt werden. Zudem lässt sich laut 

den AutorInnen der Studie in Österreich bislang keine umfassende „Digitalisierungswelle“, die 

alle Branchen erfasst, und keine damit verbundene „technologische Arbeitslosigkeit“ be-

obachten. Allerdings erwarten die AutorInnen, dass negative Beschäftigungseffekte in einzel-

nen Branchen die Einkommensverteilung beeinflussen (siehe unten). 

Wie wirkt die Nutzung digitaler Technologien theoretisch und empirisch auf die 
Einkommensverteilung? 

Die Verschiebung der funktionalen Einkommensverteilung von Arbeit zu Kapital seit den 

1980er-Jahren, die sich in nahezu allen Industrieländern in einer fallenden Lohnquote manifes-

tiert, wird in einer langen Reihe von Studien unter anderem auf den technologischen Wandel 

zurückgeführt (z.B. IMF, 2017B). Kernargument ist dabei, dass technologischer Wandel die 
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Preise von Investitionsgütern senkt, so dass Arbeit zunehmend durch Kapital substituiert wird. 

Diesem Argument liegt die Vorstellung einer (neoklassischen) Produktionsfunktion zugrunde, in 

der Arbeit und Kapital substituierbar sind. Ein weiterer Faktor für die sinkende Lohnquote ist die 

globale Integration von Wertschöpfungsketten, die zu einem stärkeren Lohnwettbewerb führt 

und so die Verhandlungsmacht von Gewerkschaften schwächt. Der IMF (2017B) findet, dass 

der überwiegende Teil des Rückgangs der letzten Jahrzehnte in den meisten Ländern auf den 

technologischen Wandel zurückgeht und nur ein geringerer Teil auf die Globalisierung. Autor 

et al. (2017) hingegen argumentieren mit einer zunehmenden Marktkonzentration infolge des 

technologischen Wandels und der Globalisierung, die sich in einem Rückgang der Lohnquote 

spiegelt. Aufgrund höherer Marktmacht können so genannte „Superstar-Firmen“ höhere Ge-

winnmargen durchsetzen, die wiederum ihre Dominanz erhöhen. Die Autoren finden einen 

Trend zur steigenden Konzentration in den meisten Industrien, der von einem Rückgang der 

Lohnquote begleitet ist, welcher umso größer ist, je konzentrierter die jeweilige Industrie ist. 

Dieses Argument wird auch von Brynjolfsson – McAfee (2011) und der OECD (2015C) unter-

stützt. Laut letzterer nimmt die Bedeutung von wissensbasiertem Kapital in IKT-intensiven Bran-

chen zu. Die Produktion immaterieller Güter hat aber nur geringe Grenzkosten, so dass dabei 

Skaleneffekte entstehen. Durch Netzwerkeffekte entstehen auf der Nachfrageseite ebenfalls 

Skaleneffekte, die zu einer höheren Marktmacht und zur Oligopol- und Monopolbildung bei-

tragen können. Das schafft zunehmend „winner takes all“-Strukturen. So findet die OECD 

(2015C), dass die Marktkonzentration in Branchen mit intensivem wissensbasiertem Kapital 

überdurchschnittlich hoch ist. 

Für Österreich – wie auch für Deutschland – finden Guschanski – Onaran (2016), dass der 

Rückgang des gewerkschaftlichen Organisationsgrades einen erheblichen Teil des Rück-

gangs der Lohnquote erklärt. Der technologische Wandel spielt allerdings auch hier eine – 

wenn auch geringere – Rolle.7) Zilian et al. (2017) finden, dass die Lohnquote in der Sachgü-

tererzeugung von 2005 bis 2014 negativ vom Wachstum der Arbeitsproduktivität abhängt. 

Branchen mit hohen IKT-Ausgaben und einem hohen Anteil an F&E-Beschäftigten weisen hin-

gegen eine höhere Lohnquote auf. Für den gewerkschaftlichen Organisationsgrad finden sie 

hingegen keinen robusten Effekt. 

Da Kapitaleinkommen auch in Österreich wesentlich ungleicher auf die Haushalte verteilt sind 

als Lohneinkommen (Humer et al., 2013), führt ein Rückgang der Lohnquote auch zu einer zu-

nehmenden Ungleichheit in der personellen Einkommensverteilung. In der internationalen Dis-

kussion spielt daher die Frage nach dem Kapitaleigentum („who owns the robots?“, Freeman, 

2015; Tichy, 2016) eine immer größere Rolle. 

Zusätzlich zu den Auswirkungen auf das Verhältnis zwischen Arbeits- und Kapitaleinkommen 

wirkt die Nutzung digitaler Technologien auch auf die Verteilung der Lohneinkommen selbst. 

Dieser Kanal wird oft mit dem „skill-biased technological change“ erklärt: Neue Technologien 

und hochqualifizierte Arbeitskräfte sind komplementär, wodurch deren Produktivität und Löh-

                                                      
7)  Dieses Ergebnis ist allerdings nicht robust gegenüber Veränderungen in der Spezifikation der Schätzgleichung. 
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ne im Vergleich zu niedrig qualifizierten Beschäftigten steigen. Dem steht die These eines „rou-

tine-biased technological change“ gegenüber (Autor et al., 2003). Demnach sind Routine-

Tätigkeiten einfacher substituierbar als Nichtroutine-Tätigkeiten. Letztere sind vor allem bei Be-

schäftigten mit mittlerer Qualifikation zu finden, so dass diese bei einer bestimmten Qualifika-

tionsstruktur vom technologischen Wandel und der Automatisierung besonders betroffen sein 

könnten. Das führt wiederum zu einem Anstieg der Ungleichheit. Autor (2015) findet empiri-

sche Evidenz für einen Rückgang des Anteils von Berufen mit Löhnen in der Mitte der Ein-

kommensverteilung in den meisten EU-Ländern, darunter auch in Österreich.  

Zilian et al. (2017) finden, dass die Ungleichheit der Lohneinkommen in der Sachgütererzeu-

gung in Österreich zwischen 2008 und 2014 negativ von der Arbeitslosenquote und positiv von 

der Gewerkschaftsdichte abhängt. Eine höhere Produktivität und eine höhere F&E-Intensität 

erhöhen die Ungleichheit. Ein hoher Anteil an F&E-Beschäftigten und IKT-Investitionen redu-

ziert sie hingegen. Im Dienstleistungssektor reduziert ein Produktivitätsanstieg hingegen die 

Ungleichheit, wohingegen sie durch andere Faktoren, wie eine höhere F&E-Intensität und ei-

nen höheren Anteil an F&E-Beschäftigten, steigt. Insgesamt ist die Evidenz für den Einfluss der 

Nutzung digitaler Technologien in Österreich seit der Krise also gemischt. Dies passt auch zu 

den Ergebnissen von Bock-Schappelwein (2016), wonach in Österreich bisher keine Polarisie-

rung der Arbeitsverhältnisse zu beobachten ist. 

2.1.3 Anknüpfungspunkte zu anderen Themenfeldern 

Öffentlicher Sektor: 

 Beschäftigung und Einkommensverteilung haben Auswirkungen auf die Finanzierung des 

Sozialstaats. Zudem erzeugen sie neue Herausforderungen für die soziale Sicherung.  

Wettbewerb: 

 Die Verteilung der Einkommen zwischen Kapital und Arbeit wird maßgeblich von der 

Wettbewerbsstruktur beeinflusst. Die Nutzung digitaler Technologien führt zu Veränderun-

gen des regionalen und globalen Wettbewerbs. 

Raum: 

 Die Nutzung digitaler Technologien verändert die globalen Wertschöpfungsketten – 

Stichworte „Offshoring“ und „Reshoring“. Das beeinflusst die Verteilung der Einkommen 

zwischen Kapital und Arbeit sowie innerhalb der Arbeitseinkommen.  

Soziale Sicherheit: 

 Strukturelle Veränderungen des Arbeitsmarktes beeinflussen die Einkommensverteilung 

(Polarisierungsthese). 

2.1.4 Fazit 

Die empirische Evidenz zu den Effekten der Nutzung digitaler Technologien auf Wachstum, 

Produktivität, Beschäftigung und Verteilung ist bislang nicht eindeutig. Zum einen wird oft nur 

das technologische Rationalisierungspotential dargestellt, über dessen Realisierung keine 
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Aussage getroffen wird. Zum anderen findet sich bisher kaum Evidenz für technologische Ar-

beitslosigkeit und große negative Beschäftigungseffekte. Auch zu den Effekten auf Wachstum 

und Produktivität lassen sich kaum belastbare Aussagen treffen. Der Rückgang der Lohnquo-

te scheint zudem auch der Globalisierung und institutionellen Veränderungen geschuldet zu 

sein. Für die Polarisierungsthese innerhalb der Beschäftigten ist die Evidenz ebenfalls nicht 

eindeutig. 

Alles in allem behandeln die unterschiedlichen Studien meist Teileffekte der Digitalisierung – 

etwa auf die Beschäftigung oder die Produktivität. Mit Ausnahme von Wolter et al. (2016) fin-

den sich keine Untersuchungen auf Basis makroökonomischer Modelle. Zum einen liegt dies 

vermutlich an der Schwierigkeit, das zukünftige Investitionspotential und mehr noch die tat-

sächlichen Investitionseffekte (und damit die Wachstumseffekte) abzuschätzen, weil diese 

auch von den gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen abhängen. Zum anderen bilden 

Modelle vergangene Zusammenhänge ab und stoßen an ihre Grenzen, wenn es – wie bei 

den Auswirkungen der Digitalisierung – um weitreichende strukturelle Veränderungen geht. 

Allerdings dürfte auch der vielfach verwendete theoretische Rahmen der Untersuchungen 

ungeeignet sein, weil er nicht zwischen Wachstum und Produktivitätsentwicklung unterschei-

det und Beschäftigungseffekte meist nur temporärer Natur sind. Zudem gibt es mit Ausnahme 

von Zilian et al. (2017) noch kaum empirische Evidenz für Österreich zu den Wachstums-, Be-

schäftigungs- und Verteilungseffekten von Digitalisierung. 
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2.2 Themenfeldanalyse: Öffentlicher Sektor 

Margit Schratzenstaller 

2.2.1 Einleitung und Fragestellungen 

Erst allmählich wendet sich die theoretische wie empirische wirtschafts- bzw. finanzwissen-

schaftliche Literatur den Herausforderungen sowie möglichen Chancen und Risiken für den 

öffentlichen Sektor bzw. die staatliche Finanzpolitik im Gefolge der Nutzung und Verbreitung 

digitaler Technologien zu. Ebenso wie in der öffentlichen Diskussion liegt der Fokus dabei pri-

mär auf potentiellen Rückwirkungen und Herausforderungen für das Steuer- und Abgabensys-

tem. Mögliche Effekte der Digitalisierung für die Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte 

sind bisher nur in Teilbereichen thematisiert und näher beleuchtet worden. Eine systematische 

und umfassende Identifikation und Analyse der möglichen Auswirkungen der Digitalisierung 

auf die öffentlichen Haushalte wie auch die Ableitung fundierter wirtschaftspolitischer Emp-

fehlungen stehen bislang aus. Eine wesentliche Ursache hierfür ist ganz offensichtlich, dass bis-

lang weder eindeutige Evidenz vorliegt zu den ökonomischen Effekten der Nutzung digitaler 

Technologien, die Einfluss auf den Staatshaushalt haben könnten, noch Konsens über künftige 

relevante Entwicklungen besteht. Auch im Rahmen dieses Kapitels können daher lediglich ei-

nige Forschungsfragen sowie Hypothesen formuliert und der Stand der (spärlichen) Literatur 

aufgearbeitet werden. Gleichzeitig sei jedoch darauf hingewiesen, dass von der Nutzung di-

gitaler Technologien mit großer Wahrscheinlichkeit durchaus bedeutende Effekte für den öf-

fentlichen Sektor zu erwarten sind, sodass eine vertiefte Auseinandersetzung mit diesem ge-

samten Themenkomplex dringend geboten erscheint. 

Herausforderungen für die Einnahmenseite des Staatshaushaltes bzw. für die Steuer- und Ab-

gabenpolitik durch die Nutzung digitaler Technologien betreffen im Wesentlichen drei Berei-

che: 

1 Implikationen der Auswirkungen der Digitalisierung auf die personelle, funktionale und 

räumliche Einkommensverteilung für die Rolle des Steuer- und Abgabensystems als Vertei-

lungsinstrument („Polarisierungsthese“); 

2 Implikationen der Auswirkungen der Digitalisierung auf Beschäftigung und funktionale Ein-

kommensverteilung für die Finanzierungsgrundlagen der sozialen Sicherung („Erosionsthe-

se“); 

3 Steuertechnische Aspekte. 

Bezüglich der Ausgaben der öffentlichen Hand stellt sich einerseits die Frage, ob und wie die 

Digitalisierung die Art und Weise der staatlichen Aufgabenerfüllung zu verändern vermag – 

hier geht es mithin um die fortschreitende Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung. Ande-

rerseits wäre zu untersuchen, wie die durch Digitalisierung ausgelösten Änderungen der sozio-

ökonomischen Strukturen direkt oder indirekt neue Aufgabenfelder für den Staat bedeuten, 

traditionelle Politikfelder eventuell obsolet machen und somit per Saldo den Staatshaushalt 

entlasten oder belasten. Während strategische Überlegungen zur Digitalisierung der Verwal-
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tung mit zunehmender Verbreitung und Nutzung von E-Government schon etwas weiter fort-

geschritten sind, stecken Überlegungen zu den direkten und indirekten Auswirkungen auf die 

Ausgabenstrukturen oft noch in den Kinderschuhen. 

Aus den obigen Überlegungen ergeben sich folgende Hypothesen: 

 Die Nutzung digitaler Technologien erfordert eine Stärkung der Verteilungsfunktion des 

Steuer- und Abgabensystems, um der digitalisierungsbedingten Zunahme der Ungleich-

heit entgegenzuwirken. 

 Die Digitalisierung führt zu einer langfristigen Erosion der Lohneinkommen als Grundlage 

der sozialen Sicherung sowie allgemein zu einer Erosion der staatlichen Finanzierungs-

grundlagen („Erosionsthese“). 

 Die Digitalisierung ist mit ambivalenten steuertechnischen Wirkungen verbunden.  

 Die Nutzung digitaler Technologien erleichtert den Steuervollzug im nationalen wie inter-

nationalen Kontext und stärkt damit die Finanzierungsbasis der öffentlichen Hand. 

 Die Digitalisierung erodiert die Finanzierungsbasis der öffentlichen Hand, indem sie die 

Steueroptimierung von (digitalen) multinationalen Unternehmen erleichtert und traditio-

nelle steuerliche Bemessungsgrundlagen an Bedeutung verlieren („erweiterte Erosions-

these“). 

 Die Digitalisierung hat ambivalente Wirkungen auf die öffentlichen Ausgaben und ver-

ändert ihre Struktur. 

 Digitalisierungsbedingte Produktivitätssteigerungen bei bestimmten arbeitsintensiven 

Dienstleistungen und Potentiale der „Sharing Economy“ führen zu sinkenden Staatsaus-

gaben bzw. dämpfen die Ausgabendynamik in der öffentlichen Verwaltung  

 Eine Wirtschaftspolitik, die die Chancen der Verwendung digitaler Technologien für ein 

Hocheinkommensland nutzen und mögliche negative Rückwirkungen auf die Verteilung 

von Arbeit und Einkommen abfedern will, ist mit zusätzlichem Ausgabenbedarf in be-

stimmten Bereichen (Bildung, rechtliche und physische Infrastruktur, Forschung und Wis-

senschaft, Industriepolitik, Arbeitsmarktpolitik) verbunden. 

Daraus ergeben sich folgende Forschungsfragen: 

 Welche möglichen Herausforderungen ergeben sich aus den erwarteten Effekten der 

Nutzung digitaler Technologien auf die funktionale, personelle und räumliche Einkom-

mensverteilung („Polarisierungsthese“) für die Verteilungsfunktion des Steuer- und Abga-

bensystems? 

 Welche Auswirkungen können die möglichen Effekte der Nutzung digitaler Technologien 

auf Ausmaß und Struktur der Beschäftigung sowie die funktionale Einkommensverteilung 

auf die Finanzierungsgrundlagen der sozialen Sicherungssysteme haben? 

 Mit welchen steuertechnischen Chancen und Risiken ist die Digitalisierung verbunden? 

 In welchen Aufgaben- und Ausgabenbereichen ergeben sich durch die Nutzung digita-

ler Technologien zusätzliche Ausgabenerfordernisse? Wo und in welcher Weise muss der 
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digitale Wandel aktiv unterstützt werden? In welchen Bereichen führen digitalisierungs-

bedingte Produktivitätssteigerungen zu budgetären Entlastungen, und ist von der Digitali-

sierung per Saldo eher eine Belastung oder eher eine Entlastung der Staatshaushalte zu 

erwarten? 

Über die staatliche Finanzpolitik hinaus wird die Digitalisierung auch die Rolle des Staates in 

einer Marktwirtschaft verändern (Wambach, 2017; Feld et al., 2016). Dies betrifft etwa die Auf-

rechterhaltung eines funktionsfähigen Preissystems sowie eines fairen Wettbewerbs, aber 

auch Arbeits- und Sozialschutz. 

2.2.2 Theoretische und empirische Befunde 

Welche möglichen Herausforderungen ergeben sich aus den erwarteten Effekten der Nutzung 
digitaler Technologien auf die funktionale, personelle und räumliche Einkommensverteilung 
(„Polarisierungsthese“) für die Verteilungsfunktion des Steuer- und Abgabensystems? 

Die Nutzung digitaler Technologien könnte zunächst zu einer Zunahme der funktionalen, 

räumlichen und personellen Ungleichverteilung führen (siehe Themenfeldanalyse: Makroöko-

nomie) – eine Entwicklung, die als „Polarisierungsthese“ bezeichnet werden kann. In den letz-

ten Jahrzehnten hat die Progressivität der Steuersysteme der Industrieländer tendenziell ab-

genommen (z.B. Förster – Llena-Nozal – Nafilyan, 2014; IMF, 2017C), sie wirken also der in vie-

len Ländern steigenden Einkommens- und Vermögensungleichheit immer weniger entgegen. 

Diese Entwicklung wird jüngst zunächst allgemein – unabhängig von möglichen verteilungsre-

levanten Effekten der Digitalisierung – aus Verteilungsperspektive thematisiert und führt zu 

Forderungen nach steuerpolitischen Maßnahmen, die die Umverteilungswirkungen der Steu-

er- und Abgabensysteme stärken können: ganz aktuell beispielsweise durch den IWF (IMF, 

2017C), der eine Erhöhung der Spitzensteuersätze auf um die 50% oder die Besteuerung von 

Erbschaften oder Immobilienübertragungen vorschlägt. Nach Ansicht eines neueren Strangs 

der Literatur ergibt sich aus der erwarteten ungleichheitsverstärkenden Wirkung der Digitalisie-

rung ein weiteres Argument, die Progressivität der Steuer- und Abgabensysteme wieder zu 

stärken (UNCTAD, 2017), einschließlich einer Besteuerung der „(Eigentümer der) Roboter“ 

(Straubhaar, 2017, S. 18). 

Gleichzeitig soll mit den so generierten Einnahmen ein Bedingungsloses Grundeinkommen 

(„Universal Basic Income“) finanziert werden, das wiederum angesichts des prognostizierten 

digitalisierungsbedingten Bedeutungsverlustes der Erwerbsarbeit für jenen Teil potenzieller Er-

werbspersonen, für die keine bezahlten Beschäftigungsmöglichkeiten mehr existieren, eine 

soziale Mindestabsicherung bieten und als gesamtwirtschaftliches Stabilisierungsinstrument in 

der digitalen Ökonomie (Pulkka, 2017) dienen kann. In seiner weitest gehenden Ausprägung 

sieht das Konzept des Bedingungslosen Grundeinkommens – entsprechend dem Negativ-

steuervorschlag von Milton Friedman (1962) – die vollkommene Substitution sämtlicher Sozial-

leistungen durch einen einheitlichen Transfer vor.  
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Die Digitalisierung hat der – nicht neuen – Debatte um die Einführung eines Bedingungslosen 

Grundeinkommens neuen Auftrieb verliehen. Bemerkenswert ist dabei, dass das Grundkon-

zept von einem breiten Spektrum an politischen und zivilgesellschaftlichen Gruppierungen mit 

jeweils sehr unterschiedlichen gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Grundeinstellungen 

und damit verbundenen Ausgestaltungsvarianten des Bedingungslosen Grundeinkommens 

unterstützt wird. Jüngst plädierten auch der IMF (2017C) und die UNCTAD (2017) für tieferge-

hende Analysen des Konzepts eines bedingungslosen Grundeinkommens, da es ungleich-

heitsreduzierend wirken könne; eine Einschätzung, die allerdings bei weitem nicht unumstrit-

ten ist: Nicht nur, weil die Verteilungswirkung natürlich von der Höhe des Bedingungslosen 

Grundeinkommens abhängig ist, sondern auch, weil eine über die reine Existenzsicherung 

hinausgehende gesellschaftliche und ökonomische Teilhabe entscheidend an der Integration 

in Beschäftigung bzw. sinnstiftende Arbeit hänge. Jedenfalls sollten die Vor- und Nachteile8) 

eines Bedingungslosen Grundeinkommens – einschließlich der Frage seiner Finanzierbarkeit 

und seiner Einbettung in die bestehenden Systeme der sozialen Sicherung – vor dem Hinter-

grund der Polarisierungsthese auch im Zusammenhang mit der Digitalisierung einer gründli-

chen Überprüfung unterzogen werden: Ebenso wie weitere aktuelle Vorschläge zur Bekämp-

fung der steigenden sozialen Ungleichheit, wie jenes jüngst von Tony Atkinson (2015) sowie 

Giacomo Corneo (2017) vorgebrachte Konzept eines Staatsfonds, dessen Erträge eine „sozia-

le Dividende“ (eine universelle Transferleistung für alle BürgerInnen) finanzieren sollen. 

Die wachsende Erschwerung der Besteuerung von Unternehmen, für die die Nutzung digitaler 

Technologien das zentrale Geschäftsmodell darstellt, verschärft digitalisierungsbedingte Pola-

risierungstendenzen im Unternehmenssektor und insbesondere die Tendenz zur Herausbildung 

natürlicher Monopole. Einzelne „Superstar-Firmen“ können ihre dominanten Marktpositionen 

umso besser ausbauen und verteidigen, je weniger die Besteuerung einer weiteren Akkumu-

lation entgegen wirkt (siehe Themenfeldanalyse: Wettbewerb). Auch in diesem Zusammen-

hang ist zu diskutieren, welche Rolle – neben ordnungs- und wettbewerbspolitischen Maß-

nahmen – die Steuerpolitik in einem wirtschaftspolitischen Instrumenten-Mix spielen kann und 

soll, der die marktbeherrschende Stellung einzelner multinationaler Internetkonzerne ein-

schränken will. 

Auch aus regionaler Perspektive geht die aktuelle Forschung von einer zunehmenden Polari-

sierung durch Digitalisierung aus (siehe Themenfeldanalyse: Raum). Das für die USA vielfach 

dokumentierte Auseinanderdriften in der regionalen Entwicklung (Schlagwort „Great Diver-

gence“; siehe Moretti, 2013) wird durch die fortschreitende Digitalisierung noch verstärkt. 

Ähnliche Tendenzen einer starken räumlichen Konzentration der wirtschaftlichen Aktivität sind 

auch für Europa feststellbar. Gegeben die Erwartung einer weiteren Zunahme der ungleichen 

regionalen Verteilung der steuerlichen Bemessungsgrundlagen stellt sich die Frage nach ei-

nem stärkeren nationalen, aber auch europäischen Ressourcenausgleich. Im Kern wird die 

                                                      
8)  Für einen Überblick siehe Hauser (2006) oder Habermacher – Kirchgässner (2016). 
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Frage zu diskutieren sein, inwiefern (sinnvoller) regionaler Strukturwandel mit der Wahrung des 

Grundsatzes gleichwertiger Lebensverhältnisse in Einklang gebracht werden kann. 

Welche Auswirkungen können die möglichen Effekte der Nutzung digitaler Technologien auf 
Ausmaß und Struktur der Beschäftigung sowie die funktionale Einkommensverteilung auf die 
Finanzierungsgrundlagen der sozialen Sicherungssysteme haben? („Erosionsthese“) 

Die Forderung nach einer Besteuerung der „(Eigentümer der) Roboter“ wird nicht nur vor dem 

Hintergrund der Polarisierungsthese in die Diskussion gebracht. Im Zuge der fortschreitenden 

Digitalisierung wird in der aktuellen Debatte auch eine als „Erosionsthese“ zu bezeichnende 

Erwartung wieder aufgegriffen, die bereits Ende der 1970er-/Anfang der 1980er-Jahre mit zu-

nehmender Automatisierung der Produktion intensiv diskutiert wurde: Danach führe die Nut-

zung digitaler Technologien zu einem langfristigen Rückgang der Lohnquote (siehe Themen-

feldanalyse: Makroökonomie) und einer Erosion des Ausmaßes der voll sozialversicherungs-

pflichtigen Beschäftigung (siehe Themenfeldanalyse: Soziale Sicherheit). Insbesondere in den 

vorwiegend aus Beiträgen auf die Lohnsumme finanzierten Sozialstaaten Bismarck’scher Tra-

dition, zu denen auch Österreich gehört, werde dadurch die Finanzierungsbasis der sozialen 

Sicherung ausgehöhlt. Dies erfordere die Identifikation von Alternativen zur Finanzierung der 

sozialen Sicherungssysteme. Besondere Aufmerksamkeit erlangte in diesem Zusammenhang 

in Österreich und Deutschland das – theoretisch wie politisch sehr umstrittene – Konzept einer 

Wertschöpfungsabgabe, das in den letzten Jahren in Österreich wieder verstärkt diskutiert 

wurde. Dieses war Ende der 1970er-Jahre vom damaligen deutschen Sozialminister Herbert 

Ehrenberg unter dem Begriff „Maschinensteuer“ in die Diskussion eingebracht und 1983 vom 

österreichischen Sozialminister Alfred Dallinger aufgegriffen worden. Es sieht grundsätzlich ei-

ne Erweiterung der aus Arbeitseinkommen bestehenden Finanzierungsbasis der sozialen Si-

cherung um weitere Wertschöpfungselemente (Fremdkapitalzinsen, Gewinne und ggf. Ab-

schreibungen) vor.9) Eine solche Wertschöpfungsabgabe soll die Finanzierungsbasis der sozia-

len Sicherung angesichts des erwarteten Rückgangs des Arbeitseinsatzes in der Produktion 

und damit der Lohnsumme als primäre Finanzierungsbasis der sozialen Sicherung langfristig si-

cherstellen. 

Im internationalen Diskurs firmiert die Idee, eine mögliche Erosion der Arbeitseinkommen und 

damit der Finanzierung der sozialen Sicherung bzw. insgesamt der öffentlichen Haushalte 

durch die Besteuerung der „Roboter“ (also automatisierter Maschinen und Produktionsprozes-

se) bzw. deren Eigentümer zu kompensieren, unter dem Begriff der „Robot Tax“. Diese Debat-

te basiert bislang noch nicht auf tiefergehenden theoretisch bzw. empirisch fundierten Analy-

sen, sondern wird von Protagonisten (etwa Bill Gates oder Yanis Varoufakis) wie Gegnern (et-

wa Lawrence Summers) in Form von prononcierten wirtschaftspolitischen Stellungnahmen ge-

führt.10) Auch die genaue Ausgestaltung einer solchen „Robot Tax“, über vage Bezüge auf 

die unter Einsatz von „Robotern“ erwirtschafteten Gewinne bzw. die daraus entstehenden 

                                                      
9)  Zu einem Überblick über die österreichische Diskussion siehe Schratzenstaller et al. (2016). 
10)  Zu einem Überblick siehe Merler (2017). 
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Einkommen für deren Besitzer hinaus, wurde in diesem internationalen Diskurs bislang nicht 

spezifiziert, sodass eine theoretische Abschätzung ihrer Effekte kaum möglich ist. Sehr wahr-

scheinlich wäre jedenfalls eine Verlangsamung des technischen Fortschrittes. Während dies 

von manchen Befürwortern begrüßt wird, da es der Volkswirtschaft mehr Zeit zur Anpassung 

an die ökonomischen und sozialen Auswirkungen der Digitalisierung verschaffe, sehen Geg-

ner einer Robotersteuer diese Wirkung als problematisch, da sie Wohlfahrt und Wettbewerbs-

fähigkeit erhöhende Innovationen behindere (UNCTAD, 2017). Zudem sieht sich die Durchset-

zung einer Wertschöpfungs- bzw. Robotersteuer mit ähnlichen Herausforderungen und Prob-

lemen konfrontiert, wie sie der bestehende intensive internationale Steuerwettbewerb und 

die vielfachen Möglichkeiten multinationaler Unternehmen, ihre steuerpflichtigen Gewinne 

durch entsprechende Konstruktionen zu minimieren, allgemein für die Besteuerung von Unter-

nehmensgewinnen und Kapitaleinkommen mit sich bringen. 

Mit welchen steuertechnischen Chancen und Risiken ist die Digitalisierung verbunden? 
(„erweiterte Erosionsthese“) 

Mit der Frage nach der langfristigen Tragfähigkeit der Finanzierungsbasis der öffentlichen 

Hand – über jene der Finanzierungsbasis der sozialen Sicherung hinaus – eng verbunden sind 

steuertechnische Herausforderungen bezüglich der Besteuerung von Einkommen bzw. Ge-

winnen sowie Umsätzen im Rahmen digitaler Geschäftsmodelle. Gelingt es nicht, die mit digi-

talen Geschäftsmodellen erzielten Einkommen, Gewinne und Umsätze umfassend in die Ein-

kommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer einzubeziehen, wird die Steuerbasis für die Finan-

zierung der öffentlichen Haushalte entsprechend ausgehöhlt („erweiterte Erosionsthese“). 

Steuertechnische Chancen und Risiken bestehen auch hinsichtlich der Besteuerung von ins-

besondere multinational aktiven Unternehmen in der nicht-digitalen Ökonomie. 

Aus steuertechnischer Sicht dürfte die Digitalisierung mit ambivalenten Effekten verbunden 

sein. So betont die Europäische Kommission in ihrem soeben erschienenen Bericht „A Fair and 

Efficient Tax System in the European Union for the Digital Single Market“ (Europäische Kommis-

sion, 2017A) einerseits das Potential digitaler Technologien für die Verbesserung des Steuer-

vollzuges. Ähnlich weist auch Jacobs (2017) darauf hin, dass der Zugang zu Informationen 

über SteuerzahlerInnen sowie das Informationsverarbeitungspotential der Steuerverwaltungen 

zentral sowohl für den Steuervollzug als auch das Design von Steuersystemen sei. Die Nutzung 

digitaler Technologien erweitere die verfügbaren Informationen der Steuerverwaltungen und 

verbessere so die Steuervollzugsmöglichkeiten – mit allen damit verbundenen Fragen der Da-

tensicherheit und des Datenschutzes. Die Digitalisierung erweitere darüber hinaus aber auch 

die Gestaltungsmöglichkeiten für die Steuerpolitik: So könnte etwa die Besteuerung der Indi-

viduen künftig nicht nur wie bisher auf jährlichen Einkommen, sondern auf Lebenseinkommen 

oder –vermögen beruhen. Eine entsprechend modifizierte Ausgestaltung der Einkommen-

steuertarife könne den Trade-off zwischen Effizienz und Verteilung abmildern. Den potentiel-

len Beitrag der Plattformökonomie zu einer Verbesserung des Steuervollzuges behandeln As-

lam – Shah (2017): Digitale Plattformen in der Peer-to-Peer-Ökonomie könnten künftig für die 
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Steuerverwaltung Drittinformationen liefern oder sogar als „Vollzugsgehilfen“ agieren, indem 

sie etwa für vormals informelle und undokumentierte Aktivitäten Quellensteuern einbehalten 

und an den Fiskus abführen. Allerdings wirft die breitflächige Auslagerung hoheitlicher Aufga-

ben an private Akteure wohl auch eine Reihe nicht nur rechtlicher, sondern auch (gesell-

schafts-)politischer sowie verwaltungstechnischer Fragen auf. 

Gleichzeitig geht die Digitalisierung mit erheblichen steuertechnischen Herausforderungen 

einher (Europäische Kommission, 2017A). Diese haben sämtlich mit einem fehlenden oder un-

zureichenden Zugriff auf Steuersubjekte bzw. Steuerbasen zu tun, wodurch eine angemesse-

ne Besteuerung erschwert oder gänzlich unmöglich wird. Dabei ist zwischen zwei Aspekten zu 

unterscheiden. 

Erstens bringt die Digitalisierung spezifische Besteuerungsprobleme mit sich, die direkt die digi-

tale Ökonomie (in Form digitaler Geschäftsmodelle) betreffen. Diese digitalen Geschäftsmo-

delle beruhen vielfach auf Daten als der zentralen Basis der digitalen Ökonomie, in Form von 

Input, virtueller nicht-monetarisierter Währung, Vermögenswerten und/oder Wertschöpfung. 

Diese ersetzen bzw. ergänzen traditionelle Inputs (Arbeit, Kapital, Energie) sowie Geldwäh-

rungen und generieren neue Formen der Wertschöpfung. Damit schwinden die Anknüp-

fungspunkte für die traditionellen Formen der Besteuerung (Arbeit und Kapital als Inputs sowie 

monetarisierte Umsätze und Wertschöpfung) zunehmend. Gelingt es nicht, neue Bemes-

sungsgrundlagen zu erschließen, die an Daten in Gestalt von Inputs, nicht-monetarisierten 

Umsätzen/Währungen sowie durch digitale Geschäftsmodelle generierter Wertschöpfung 

anknüpfen, besteht die Gefahr einer Erosion der Staatsfinanzen. 

Ein zweiter, eher indirekter Einfluss der Digitalisierung besteht darin, dass der Einsatz digitaler 

Technologien die „aggressive Steuerplanung“ international tätiger Unternehmen erleichtert 

und damit deren Besteuerung im Rahmen der Körperschaftsteuer unterminiert (Devereux – 

Vella, 2017). 

Während sich die mit der Digitalisierung direkt oder indirekt verbundenen Besteuerungsprob-

leme – auch im internationalen Kontext – allmählich deutlich herauskristallisieren11), sind viele 

Fragen hinsichtlich geeigneter Lösungsansätze noch ungeklärt: bezüglich der adäquaten 

Handlungsebene im internationalen Kontext (national versus supranational) bzw. der Abstim-

mung nationaler und supranationaler Maßnahmen und Initiativen; bezüglich der geeigneten 

Maßnahmen selbst und ihrer Umsetzbarkeit; hinsichtlich der Einbettung steuerlicher Rahmen-

bedingungen für die digitale Ökonomie in die bestehenden Ansätze und Diskussionen auf 

supranationaler Ebene (EU, OECD, G20) zur Sicherstellung der Besteuerung der Gewinne ins-

besondere von Multinationalen Unternehmen in einer globalisierten Ökonomie (Hadzhieva, 

2016); aber auch bezüglich der Abstimmung der in den letzten Jahren vielfach unkoordiniert 

gesetzten Initiativen und Maßnahmen (Devereux – Vella, 2017). 

                                                      
11)  Für einen Überblick und konkrete Beispiele siehe OECD (2015E), Hadzhieva (2016), Lenaerts – Beblavý – Kilhoffer 
(2017) oder Europäische Kommission (2017A). 
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Am prominentesten diskutiert wird aktuell wohl die Problematik, dass digital tätige globale Un-

ternehmen (wie z.B. Google oder Microsoft), aber auch binnenorientierte digitale Ge-

schäftsmodelle gegenüber „traditionellen“ Unternehmen oft geringer besteuert werden. So 

zeigt die Europäische Kommission in ihrem erwähnten Bericht (Europäische Kommission, 

2017A), dass in der EU28 der effektive Durchschnittssteuersatz (EATR) für digitalisierte Ge-

schäftsmodelle mit 8,5% bis 8,9% weniger als die Hälfte des effektiven Durchschnittssteuersat-

zes traditioneller Geschäftsmodelle, der zwischen 20,9% und 23,2% liegt, beträgt. Diese gerin-

gere effektive Steuerbelastung beruhe auf den Charakteristika digitaler Geschäftsmodelle, 

die wesentlich auf intangiblen Assets basieren und von spezifischen Steueranreizen profitie-

ren. Aggressive Steuerplanung könne die effektive Steuerlast dann gar auf null drücken. Ne-

ben Wettbewerbsverzerrungen unterhöhle dies die Grundlagen der staatlichen Finanzen im 

Allgemeinen und des Sozialstaates im Besonderen. Als die zentralen Herausforderungen an 

die Steuerpolitik seien erstens die Frage nach dem Ort der Besteuerung („Where to tax? (ne-

xus“)), und zweitens die Frage nach der Grundlage der Besteuerung („What to tax? (value 

creation“)) zu klären (Europäische Kommission, 2017A, S. 7): Sprich, es gelte, die Besteue-

rungsrechte in Fällen festzustellen, in denen Unternehmen nur digital, aber nicht physisch prä-

sent sind (Stichwort „Digitale Betriebsstätte“12)); und die Wertschöpfung von Geschäftsmodel-

len zu bestimmen, die primär auf intangiblen Assets, Daten und Wissen beruhen. Beide Fragen 

sind für die Sicherstellung einer angemessenen Einbeziehung von Gewinnen und Umsätzen im 

Rahmen digitaler Geschäftsmodelle in Einkommens- bzw. Gewinnbesteuerung sowie die Um-

satzsteuer von zentraler Bedeutung (Olbert – Spengel, 2017). Umfassende, langfristig tragfähi-

ge Lösungen bedürfen jedenfalls auch eines gewissen Maßes an internationaler Kooperation. 

In einem Überblick über sieben ausgewählte EU-Länder zeigen Lenaerts – Beblavý – Kilhoffer 

(2017), dass Fragen der Besteuerung von Unternehmen der Plattformökonomie (wie z.B. Uber 

oder AirBnB) (siehe Themenfeldanalyse: Wettbewerb) von den nationalen Regierungen als 

prioritär gesehen werden. Denn das geltende steuerliche und abgabenrechtliche Regelwerk 

erweist sich insbesondere hinsichtlich der Einbeziehung der erwirtschafteten Einkünfte in Ein-

kommens- bzw. Unternehmensbesteuerung sowie Sozialversicherung sowie der erzielten Um-

sätze in die Umsatzsteuer als zunehmend unzureichend. Gleichzeitig steckt die Erarbeitung 

von steuerlichen Rahmenbedingungen, die eine ausreichende Besteuerung dieser Unter-

nehmen sicherstellen können, erst in ihren Anfängen. 

Auffallend ist, dass in der nationalen wie internationalen Auseinandersetzung um Alternativen 

zur Finanzierung der sozialen Sicherung bzw. der Einnahmen der öffentlichen Hand allgemein 

im Kontext der Digitalisierung weitere, neben der Wertschöpfung der Unternehmen bzw. den 

„Robotern“ bestehende, mögliche Finanzierungsquellen bislang kaum thematisiert werden. 

Dabei legen zentrale Charakteristika der digitalen Ökonomie verschiedene alternative An-

knüpfungspunkte der Besteuerung nahe. Unmittelbar drängen sich alternative Bemessungs-

grundlagen auf, die an Daten in ihren unterschiedlichen Erscheinungsformen und Funktionen 

                                                      
12)  Zu einer Diskussion verschiedener Optionen zur effektiveren Besteuerung von Internet-Unternehmen siehe Becker – 
Englisch (2017). 
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(Input im Produktionsprozess, Währung, Vermögenswert, Wertschöpfung) anknüpfen und her-

kömmliche Bemessungsgrundlagen (Arbeitslöhne, Gewinne, Umsätze), die in der digitalen 

Ökonomie nicht oder nur schwer zu erfassen sind, ersetzen oder ergänzen können. Aber auch 

Ressourcensteuern, etwa auf Seltene Erden als für die Herstellung der digitalen Hardware un-

verzichtbare, aber mit erheblichen ökologischen, sozialen und politischen Problemen (insbe-

sondere in den Abbauländern, den Krisen- und Kriegsregionen in Afrika) verbundene Rohstof-

fe, wären denkbar. Auch weitere Alternativen, über Steuern im engeren Sinne hinaus, sind 

bisher wenig analysiert worden: etwa die Möglichkeit, aus der Versteigerung von Lizenzen 

zum Betrieb digitaler Plattformen bzw. der Einhebung von Lizenzgebühren Einnahmen für die 

öffentliche Hand zu erzielen, als Ersatz für oder ergänzend zur laufenden Besteuerung, wenn 

diese zunehmend weniger durchgesetzt werden kann. 

In welchen Aufgaben- und Ausgabenbereichen ergeben sich durch die Nutzung digitaler 
Technologien zusätzliche Ausgabenerfordernisse? Wo und in welcher Weise muss der digitale 
Wandel aktiv unterstützt werden? In welchen Bereichen führen digitalisierungsbedingte 
Produktivitätssteigerungen zu budgetären Entlastungen, und ist von der Digitalisierung per 
Saldo eher eine Belastung oder eher eine Entlastung der Staatshaushalte zu erwarten? 

Der Großteil der Literatur zum Einfluss der Nutzung digitaler Technologien auf Höhe und Struk-

tur der öffentlichen Ausgaben stammt aus Beraterkreisen bzw. aus Politik und öffentlicher 

Verwaltung.13) Aber auch die internationalen Organisationen, wie IWF, OECD oder EU, neh-

men sich zunehmend dieser Thematik an. Akademische Literatur gibt es zu diesem Thema 

bisher relativ wenig. 

Inwieweit die Digitalisierung die öffentlichen Haushalte per Saldo eher belastet oder eher zu 

Einsparungen führen kann, ist eine a priori offene Frage. Einerseits birgt die Digitalisierung ein 

Rationalisierungs- und Einsparpotenzial: für die öffentliche Verwaltung insgesamt (Stichwort e-

government), aber auch für bestimmte öffentliche bzw. öffentlich finanzierte Dienstleistun-

gen, beispielsweise in den Bereichen Gesundheit (Kröhling, 2017) oder Pflege. Kanbur (2017) 

nennt – im Entwicklungsländerzusammenhang – drei Kanäle, über die der Einsatz digitaler 

Technologien die administrativen Kosten von Armutsbekämpfungsprogrammen bzw. Sozial-

transfers reduzieren kann: Erstens die Reduktion von Verwaltungskosten bei der Auszahlung 

von Geldtransfers durch deren digitale Überweisung; zweitens die biometrische Identifikation 

von TransferempfängerInnen; und drittens die Erhöhung der Transparenz in der Implementie-

rung von Transferprogrammen, die die Bekämpfung von Korruption erleichtert. 

Andererseits wird betont, dass die Herausforderungen durch die verstärkte Nutzung digitaler 

Technologien ein entsprechendes Engagement der öffentlichen Hand erforderten: insbeson-

dere in Form von physischen Investitionen in die IKT-Infrastruktur oder in die Mobilitätsinfrastruk-

tur (z.B. für den Betrieb selbstfahrender KFZ im Straßenverkehr), die Gestaltung der rechtlichen 

Infrastruktur (Stichworte: Datensicherheit, Urheberrecht), aber auch in die Anpassung von 

Strukturen und Kompetenzen innerhalb der öffentlichen Verwaltung, um die Potentiale der 
                                                      
13)  Beispielsweise die Beiträge in Hildebrandt – Langhäußer (Hrsg.) (2017). 
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Digitalisierung nutzen zu können (Bertelsmann-Stiftung (Hrsg.), 2017) und mit neuen Risiken 

umzugehen. Von besonderer Bedeutung sind Investitionen in Aus- und Weiterbildung (OECD, 

2017B), und zwar über den gesamten Bildungslebenszyklus hinweg (Feld et al., 2016): in die 

frühkindliche Förderung und Erstausbildung, aber auch in ein leistungsfähiges System der Aus- 

und Weiterbildung für Erwachsene in Kombination mit entsprechenden Existenzsicherungsleis-

tungen (Bock-Schappelwein et al., 2017). Darüber hinaus wird auch die Sicherheitspolitik im 

Inneren wie im Äußeren angesichts von Cyberkriminalität, -Terrorismus und -Krieg vor gänzlich 

neue Herausforderungen gestellt (Kshetri, 2005). 

In anderen Politikfeldern gibt es vermutlich eher indirekte Auswirkungen auf die staatlichen 

Ausgabenstrukturen, etwa um unerwünschte Verteilungseffekte des digitalen Wandels abzu-

federn. In diesem Zusammenhang sind beispielsweise Anpassungshilfen für Gemeinden, Städ-

te und Regionen zu nennen, die durch den beschleunigten Strukturwandel und die zuneh-

mende regionale Ungleichverteilung der wirtschaftlichen Aktivität Einnahmeausfälle zu erwar-

ten haben. 

2.2.3 Anknüpfungspunkte zu anderen Themenfeldern 

Makroökonomie: 

 Strukturelle Veränderungen des Arbeitsmarktes und der Produktion beeinflussen die Ein-

kommensverteilung. 

Wettbewerb: 

 Strukturelle Veränderungen des Arbeitsmarktes und der Produktion beeinflussen die Ein-

kommensverteilung. 

 Neue digitale Geschäftsmodelle sind mit neuen steuertechnischen Herausforderungen 

verbunden, bieten aber auch Möglichkeiten für einen effizienteren Steuervollzug. 

 Die Erreichung und Verteidigung marktdominanter Positionen durch „Superstar-Firmen“ 

wird auch durch deren oft unzureichende Besteuerung gefördert. 

 Strukturelle Veränderungen des Arbeitsmarktes und der Produktion sowie neue digitale 

Geschäftsmodelle stellen neue Herausforderungen an die Ordnungspolitik. 

Raum: 

 Strukturelle Veränderungen des Arbeitsmarktes und der Produktion beeinflussen die Ein-

kommensverteilung. 

 Neue digitale Geschäftsmodelle sind mit neuen steuertechnischen Herausforderungen 

verbunden, bieten aber auch Möglichkeiten für einen effizienteren Steuervollzug. 

Soziale Sicherheit: 

 Strukturelle Veränderungen von Beschäftigung und Arbeitsmarkt stellen die Finanzierbar-

keit des Sozialstaates vor Herausforderungen. 
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 Strukturelle Veränderungen von Beschäftigung und Arbeitsmarkt erfordern ein leistungs-

fähiges System der Aus- und Weiterbildung für Erwachsene in Kombination mit entspre-

chenden Existenzsicherungsleistungen. 

 Strukturelle Veränderungen des Arbeitsmarktes und der Produktion sowie neue digitale 

Geschäftsmodelle stellen neue Herausforderungen an die Ordnungspolitik. 

2.2.4 Fazit 

Der öffentliche Sektor ist in vielerlei Hinsicht durch den digitalen Wandel betroffen. Aus mak-

roökonomischer Perspektive kann der digitale Wandel den Handlungsspielraum des Staates 

vergrößern, wenn er zu zusätzlichem Wachstum führt. Aus struktureller Perspektive ist in vielen 

Bereichen noch nicht absehbar, welches Ausmaß und welche konkrete Ausprägung die digi-

talisierungsbedingten Effekte annehmen werden. Klar ist allerdings, dass die Digitalisierung für 

die öffentlichen Einnahmen und Ausgaben sowohl Chancen als auch Risiken beinhaltet und 

dass Finanz- wie Ordnungspolitik vor großen Herausforderungen stehen, die neben nationalen 

auch supranational koordinierte wirtschaftspolitische Initiativen erfordern. 
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2.3 Themenfeldanalyse: Wettbewerb 

Werner Hölzl, Agnes Kügler 

2.3.1 Einleitung und Fragestellungen 

Digitalisierung ist eine Form des technologischen Wandels und kann zur Schaffung neuer 

Märkte beitragen, aber auch brancheninterne Spielregeln verändern (z.B. die Rolle von In-

termediären). Ökonomische Mechanismen, die Marktstrukturen beeinflussen, sind ein wach-

sendes Informationsvolumen und eine daraus resultierende Reduktion der Transaktionskosten 

sowie die vermehrte Entstehung zweiseitiger Märkte14), die durch Netzwerkexternalitäten ge-

kennzeichnet sind. Diese Mechanismen ermöglichen neue Geschäftskonzepte und neue Un-

ternehmen, führen aber ebenso zu Herausforderungen für etablierte Unternehmen. Wettbe-

werb ist aber auch für das Wirken von Kompensationsmechanismen zur Vermeidung von 

technologischer Arbeitslosigkeit relevant.15) 

Ziel des vorliegenden Kapitels ist die Identifikation möglicher Auswirkungen der Digitalisierung 

auf den Wettbewerb und Marktstrukturen. Um die Auswirkungen von Digitalisierung auf Wett-

bewerb und die Herausforderungen für Unternehmen und Politik zu identifizieren, müssen fol-

gende Fragestellungen geklärt werden: 

 Wie verändert Digitalisierung ökonomisch relevante Aspekte und somit Wettbewerbs- 

und Marktstrukturen? Welche Auswirkungen hat die Interaktion von Digitalisierung und 

Marktstrukturen auf die Konsumentenmärkte, die internationale Arbeitsteilung und das 

Verhältnis zwischen Groß- und Kleinunternehmen? 

 Welche Rolle spielen die Regulierung und der Datenschutz?  

Dazu wird in einem ersten Schritt die Auswirkung der Verwendung von IKT auf die Unterneh-

mensproduktivität besprochen. Grundlegende ökonomische Mechanismen, welche durch 

die Digitalisierung angeschoben und verändert werden, werden identifiziert und durch Bei-

spiele illustriert. Abschließend werden Wechselwirkungen mit anderen Themenfeldern (Zersie-

delung, Mobilität, Infrastruktur, Arbeit, etc.) identifiziert. 

2.3.2 Theoretische und empirische Befunde 

Welche Auswirkung hat Digitalisierung auf die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen? 

Im von der Europäischen Kommission seit 2014 publizierten Digital Economy and Society Index 

(DESI) ist insbesondere der Teilindex zur Integration digitaler Technologien in Unternehmen re-

                                                      
14)  Zweiseitige Märkte können allgemein über das Vorhandensein von mindestens einer Plattform definiert werden, 
die Interaktionen zwischen Anbietern und Nachfragern ermöglicht und beide Seiten durch optimale Preisgestaltung 
an sich bindet. Rochet – Tirole (2006) halten darüber hinaus fest, dass auf einem solchen Markt das Transaktionsvolu-
men durch die Struktur und nicht allein durch die Höhe der Preise bestimmt wird. 
15)  Dies gilt direkt für die Kompensationsmechanismen, die über niedrigere Preise wirken (Piva – Vivarelli, 2017, Calvi-
no – Virgillito, 2017).  
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levant. Im Jahr 2017 nimmt Österreich hier Rang 10 unter den EU28 ein. Das mittelmäßige Ab-

schneiden Österreichs ist vorwiegend auf den Bereich E-Commerce in KMUs zurückzuführen: 

So liegen der Anteil der KMUs, die zumindest Teile des Umsatzes durch Online-Verkäufe erzie-

len, sowie die Umsatzanteile des Online-Handels bei KMUs jeweils deutlich hinter jenen der 

meisten Länder der EU 15 und auch unter dem Durchschnitt der EU 28. 

Dies ist insbesondere deswegen relevant, weil empirische Untersuchungen darauf hinweisen, 

dass sich eine Adoption von modernen Informations- und Kommunikationstechnologien posi-

tiv auf die Wettbewerbsfähigkeit und Produktivität von Unternehmen auswirkt. Eine Reihe von 

Forschungsarbeiten zeigt einen signifikanten Zusammenhang zwischen Investitionen in IKT 

(gemessen als IKT-Kapital oder IKT-Nutzung) und Produktivität (Greenan – Mairesse, 2000, 

Black – Lynch, 2001, Bresnahan – Brynjolfsson – Hitt, 2002, Brynjolfsson – Hitt, 2003; Arvanitis, 

2005, Hempell, 2005, siehe Cardona et al., 2013 für einen Survey). Ob die Digitalisierung zu ei-

ner gesamtwirtschaftlichen Produktivitätserhöhung führt, wird allerdings weiterhin durchaus 

kontrovers diskutiert (Acemoglu et al. 2014, Gordon, 2012). Die Produktivitätsentwicklung 

hängt von vielen Faktoren ab, neben dem IKT-Einsatz auch maßgeblich von anderen techno-

logischen Innovationen. Wichtiger erscheint daher die Interaktion zwischen Marktstrukturen, 

IKT und Wettbewerb, insbesondere weil neuere Analysen zeigen, dass die IKT-Adoption nicht 

nur makroökonomische Auswirkungen hat (Pellegrino – Zingales, 2017) sondern insbesondere 

die Marktstrukturen verändert (Bessen, 2017).  

Wie verändert Digitalisierung ökonomisch relevante Mechanismen und somit Wettbewerbs- 
und Marktstrukturen? 

Information 

Digitale Prozesse stehen mittlerweile hinter den meisten ökonomischen Transaktionen. Infor-

mationstechnologien erlauben es, Daten zu generieren, zu sammeln, zu speichern, schnell 

auszutauschen und auszuwerten, wodurch sich auch die verfügbare Informationsmenge 

drastisch erhöht hat. Digitale Information ist heute ein zentraler Bestandteil von Märkten, so-

wohl auf der Nachfrage- als auch auf der Angebotsseite.  

Nachfrageseitig werden Produktinformationen gesammelt, um Kaufentscheidungen zu opti-

mieren (Stigler, 1961), wobei KonsumentInnen die Vorteile aus der Informationssuche gegen 

die damit verbundenen Suchkosten aufwiegen. Bei sehr hohen Suchkosten basiert die Kau-

fentscheidung der KonsumentInnen nur auf (interner) Information, die bereits zur Verfügung 

steht, geringe Suchkosten führen hingegen zu einer Suche nach zusätzlicher externer Informa-

tion. Da eine aufwändige Suche nach Nischenprodukten, die näher an den Präferenzen der 

KonsumentInnen liegen können, zu kostspielig wäre, konzentrieren sich KonsumentInnen bei 

hohen Kosten auf wenige, zentrale Produkte, für die schon ex ante Information vorliegt. Somit 

beeinflussen Suchkosten nachfrageseitig die Produktkonzentration am Markt. Zwei Aspekte 

neuer Informationstechnologien spielen hier eine zentrale Rolle: Erstens können KonsumentIn-

nen per Mausklick (und damit nahezu kostenlos) auf detaillierte Produktinformationen eines 



–  30  – 

   

breiteren Angebots zugreifen. Zweitens ermöglichen technologische Hilfsmittel, diese große 

Menge an Information zu verarbeiten und relevante Informationen heraus zu filtern. Feed-

back anderer KonsumentInnen hilft, die Qualität von Produkten und Dienstleistungen abzu-

schätzen, Empfehlungsmechanismen der Online-Plattformen bieten alternative oder kom-

plementäre Produkte an.16) Dies führt zu einer erheblichen Reduktion der Such- und Transakti-

onskosten und kann zu einer Verbreiterung des Produktsortiments führen. Zu einer Erhöhung 

der Produktkonzentration am Markt kann es kommen, wenn die Wahrnehmung der Konsu-

mentInnen im Rahmen einer gezielten Suche oder über gezieltes, personifiziertes Marketing 

(z.B. auf sozialen Netzwerken) auf eine enge, spezifische Auswahl eingeschränkt wird (Bo-

lotaeva – Cata, 2010). Die Suchkosten der KonsumentInnen werden in diesem Fall zwar eben-

falls deutlich gesenkt, dies würde aber nicht zwangsläufig zu einer Verbreiterung der Produkt-

vielfalt führen. Niedrige Suchkosten haben auch Auswirkungen auf die Wettbewerbsintensität 

und Preisgestaltung am Markt. Auf klassischen Wettbewerbsmärkten führt eine zunehmende 

Schließung von Informationslücken zu einer Intensivierung des Wettbewerbs und damit zu ei-

ner Angleichung der Preise auf niedrigerem, und damit für die NachfragerInnen günstigerem 

Niveau (Bakos, 1997).  

Die gesteigerte technologische Leistungsfähigkeit sowie der breitflächige Ausbau von Tele-

kommunikationsnetzen haben sich positiv auf die Nachfrage nach Elektronik und Computer-

technik (ICT) ausgewirkt. Nachdem ICT-Branchen durch sehr hohe Fixkosten und geringe va-

riable Kosten gekennzeichnet sind (im Fall von Software liegen die variablen Kosten bei fast 

Null (Rifkin, 2014)), sinken bei steigender Nachfrage die durchschnittlichen Gesamtkosten. Das 

beschleunigt die Marktselektion und kann zu Oligopolisierung oder Monopolisierung führen, 

wie sie in den Märkten für Betriebssysteme, Textverarbeitungssysteme, aber auch im Bereich 

der Herstellung von LCD-Bildschirmen zu beobachten ist. Durch die stark gesunkenen Kosten 

wird die speziell auf Kundenbedürfnisse abgestimmte Integration von Software und techni-

schen Geräten (Apps und Gadgets) in unterschiedliche Produkte möglich (siehe Bomsel – Le 

Blanc, 2004, für das Beispiel Automobilindustrie). Dies fördert den Grad der Produktdifferenzie-

rung durch die erhöhte Chance, für die gegebene Präferenz und Zahlungsbereitschaft der 

Konsumentin ein perfektes Gegenstück („perfect match“) in Form eines personifizierten 

(customized) Produkts zu finden. Die einzelne, vormals anonyme Konsumentin erhebt sich aus 

der Masse und wird selbst zu einem kleinen Markt (Bomsel – Le Blanc, 2004).  

Überdies bedeuten verstärkte Suchaktivitäten der KonsumentInnen größere potentielle Nach-

frage für den einzelnen Anbieter und rechtfertigen ein breiteres Produktangebot. Dadurch 

erhöhen sich zwar die Kosten für die Anbieter, aber ein breiteres Produktsortiment rechtfertigt 

auch höhere Angebotspreise und kann zu höheren Gewinnen führen.17) Die Auswirkung auf 

                                                      
16)  Die Literatur nennt verschiedene Nachteile von Online-Märkten im Vergleich zu konventionellen Geschäften, wie 
z.B. den zeitlichen Abstand zwischen Kauf und Erhalt des Produktes, das gewünschte Produkt nicht physisch begut-
achten zu können und den notwendigen Vertrauensvorschuss der KäuferInnen an die VerkäuferInnen (asymmetri-
sche Information). Feedbackmechanismen wiegen diese Nachteile zu einem bestimmten Grad auf. 
17)  Cachon – Terwiesch – Xu (2008) nennen dies den „Market Expansion“–Effekt. 
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Marktstrukturen ist dabei unklar. Goldmanis et al. (2010) prognostizieren im Online-Handel eine 

Veränderung der Marktstrukturen von kleinen Unternehmen (mit hohen Kosten) hin zu großen 

Unternehmen (mit niedrigen Kosten) als Folge der gesunkenen Suchkosten. Die durch digitale 

Daten gesunkenen Ein- und Ausstiegskosten sowie niedrige Betriebskosten (z.B. bei E-Retailing) 

fördern hingegen Markteintritte, insbesondere kleinerer Unternehmen (Bourreau – Lestage – 

Moreau, 2017), und können potentiell dämpfend auf das Preisniveau wirken. Ineffizienzen und 

Preisrigidität am Markt werden durch niedrige Menü-Kosten18) reduziert, da Anbieter schneller 

und mit geringeren Kosten auf Nachfrageschwankungen reagieren können. Die verschiede-

nen illustrierten Wirkungskanäle verdeutlichen bereits, dass es keine eindeutige theoretische 

Prognose zur Wirkung von Digitalisierung auf Wettbewerbsintensität, Preisniveau, Produkt- und 

Marktkonzentration geben kann und die Auswirkungen im Einzelfall untersucht werden müs-

sen.19) 

Empirische Befunde – Preissetzung auf Online-Märkten: 

In Teilbereichen des Online-Handels lassen sich im Vergleich zu traditionellen Märkten oftmals 
niedrigere Preise beobachten (Brynjolfsson – Smith, 2000). Häufigere Preisänderungen lassen 
überdies auf niedrigere Preisanpassungskosten („Menü-Kosten“) schließen. Doch trotz stark 
gesunkener Informationssuchkosten bleibt ein gewisses Maß an Preisdispersion auf Online-
Märkten bestehen20), wobei bisher vor allem Online-Dienste im Handel, Versicherungswesen 
und Tourismus empirisch untersucht wurden (Ancarani – Jacob – Jallat, 2009; Baye et al., 
2006; Brynjolfsson – Smith, 2000; Pan – Ratchford – Shankar, 2004B; Petrescu, 2011). Eine Erklä-
rung hierfür wäre die auf Online-Märkten gängige Aufspaltung des Preises in verschiedene 
Komponenten (Lieferkosten, etc.) (Xia – Monroe, 2004), eine auf Online-Märkten beobachte-
te Strategie zur Preisverschleierung (Ellison – Ellision, 2009). KonsumentInnen würden den Ge-
samtpreis dadurch häufig niedriger einschätzen. Auch vertikale Differenzierung (Branding, 
Service Qualität des Anbieters, etc.) und Marktanteile spielen bei Preisdispersion auf Online-
Märkten eine zentrale Rolle. Große Händler, die ihre Produkte sowohl online als auch über 
traditionelle Kanäle vertreiben, genießen oft logistische Vorteile, höheres Kundenvertrauen 
(Smith – Brynjolfsson, 2001) und werden mit höherer Servicequalität assoziiert (Pan – Ratchford 
– Shankar, 2002, 2004A). Wenn Shopbots21) als Informationsregulatoren fungieren, indem 
Händler Gebühren zahlen müssen, um gelistet zu werden, kann dies ebenfalls Preisdispersion 
erklären (Baye – Morgan, 2001). Allerdings ist auch der Markt von Shopbots nicht monopolis-
tisch strukturiert und die Auswirkungen von Wettbewerb zwischen verschiedenen Shopbot-
Anbietern sind unklar (siehe zweiseitige Märkte). Auf Online-Märkten mit höheren Durch-
schnittspreisen und vielen Mitbewerbern wird generell eine geringere Preisdispersion beo-
bachtet (Brynjolfsson – Smith, 2000; Pan – Ratchford – Shankar, 2002; Petrescu, 2011). 

                                                      
18)  Menü-Kosten sind Kosten, die dem Anbieter aufgrund von Preisänderungen entstehen. 
19)  Dies legt auch die moderne Industrieökonomie nahe, die nicht mehr auf einem allgemeinen Grundmodell auf-
baut. Vielmehr sind die Spezifika der einzelnen Märkte für die jeweilige Wirkung relevant. So kann höhere Preistrans-
parenz den Preiswettbewerb verstärken, aber auch als Instrument zum Durchsetzen von Kartellen oder stillschwei-
genden Absprachen verwendet werden (Neumann, 1999). 
20)  Im Vergleich zu Nischenprodukten ist Preisdispersion für populäre (Mainstream-) Produkte, die von vielen Händlern 
angeboten werden, niedriger (Baye – Morgan – Scholten, 2004). 
21)  Ein Shopbot ist ein automatisiertes Online-Hilfsmittel zur Produktsuche, das Preis- und Qualitätsvergleiche erlaubt. 
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Jede Interaktion zwischen ökonomischen Akteuren (KonsumentInnen, Vertrieb, Hersteller und 
Zulieferer) generiert Daten, die durch den Einsatz entsprechender Technologien digitalisiert 
und nutzbar gemacht werden können. Komplexere Probleme sind mit größerem Koordinati-
onsaufwand und der Verarbeitung größerer Mengen an Information verbunden. Technolo-
gien22), die das Sammeln und Analysieren und den Austausch der Daten effizienter gestalten, 
senken daher nicht nur die Kosten komplexer Aufgaben, sondern ermöglichen auch eine 
modularere Gestaltung von Produktionsprozessen und steigern die Performance von Unter-
nehmen (Hölzl – Reinstaller – Windrum, 2007).23) Beispielsweise werden Informationsflüsse zwi-
schen Assembler und Erstausrüster24) intensiviert und damit Innovationsdynamik und Marktfle-
xibilität gesteigert (Bomsel – Le Blanc, 2004). Zudem unterstützen Informationstechnologien 
bei der Entscheidungsfindung. Unternehmensrisiken können besser bewertet und Unsicherhei-
ten reduziert werden (Brynjolfsson – Hitt – Kim, 2011). Auch in Zusammenhang mit Internationa-
lisierungsstrategien von Unternehmen können Risiken gemindert werden. Durch den Wissens-
gewinn über fremde Märkte und die Verfügbarkeit leistungsfähigerer Kommunikationstechno-
logien werden selbst für KMUs die Hürden, international aktiv zu sein, reduziert (Aspelund – 
Moen, 2004; Hamill – Gregory, 1997; Simpson – Docherty, 2004).25)  

Empirische Befunde- Online-Märkte im Vergleich zu traditionellen Märkten 

Die Produktkonzentration ist auf den untersuchten Online-Märkten geringer als auf traditionel-
len Märkten.26) Im Vergleich zu anderen Verkaufskanälen werden manche Online-Märkte 
deutlich weniger von populären („Mainstream“) Produkten und mehr von Nischenprodukten 
(„long tails“) dominiert. Die zusätzliche Möglichkeit einer nicht zielgerichteten Suchfunktion 
sowie die Empfehlung ähnlicher oder komplementärer Produkte können signifikant zu einer 
Verringerung der Produktkonzentration am Markt beitragen (Brynjolfsson – Hu – Simester, 
2011). In weiterer Folge kann die Wettbewerbsintensität in einzelnen Produktsegmenten unter-
schiedlich ausfallen. Zum Beispiel kann im Handel eine hohe Wettbewerbsintensität zwischen 
Online-Anbietern und traditionellen Anbietern im Mainstream-Segment beobachtet werden, 
während Nischenprodukte von Online-Anbietern oft nahezu ohne Konkurrenz durch traditio-
nelle Anbieter vertrieben werden (Brynjolfsson – Hu – Rahman, 2009). Zudem spielt die Struktur 
lokaler Märkte auch für die Nachfrage nach Online-Anbietern eine große Rolle. Höhere Preise 
und Umsatzsteuern am lokalen (traditionellen) Markt sind positiv mit der Nachfrage am Onli-
ne-Markt korreliert (Chiou, 2009; Ellison – Ellison, 2006; Goolsbee, 2000, 2001; Prince, 2007). 

 

  

                                                      
22)  Z.B. durch Enterprise-Resource-Planning-, Supply-Chain-Management-, Customer-Relationship-Management-
Systeme. 
23)  Brynjolfsson – Hitt – Kim (2011) berichten von positiven Auswirkungen von datengetriebener Entscheidungsfindung 
(„data-driven decision making“) auf die Unternehmensperformance von Firmen. 
24)  Ein Unternehmen, das Produkte unter eigenem Namen in den Handel bringt, wird Erstausrüster genannt. 
25)  Siehe auch Themenfeldanalyse Raum zu Internationalisierung von KMU, insbesondere im Dienstleistungsbereich.  
26)  Untersucht wurden beispielweise Märkte für Bücher (Brynjolfsson – Hu – Simester, 2011; Brynjolfsson – Smith, 2000; 
Waldfogel – Reimers, 2015), Bekleidung (Brynjolfsson – Hu – Rahman, 2009) und Musik (Brynjolfsson – Smith, 2000). 
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Digitalisierung in KMU 

Viele KMU in ICT-fernen Branchen (z.B. im Handwerk) hinken mit der Adoption und Verwen-
dung von Informationstechnologie hinterher. Manche Beobachter sprechen von einer digita-
len Kluft zwischen Groß- und Kleinunternehmen (Arendt, 2008), aber auch zwischen der 
Sachgütererzeugung und der Dienstleistungserbringung. Adoptionsbarrieren von digitalen 
Anwendungen (wie z. B. e-commerce) sind dabei weniger auf den mangelnden Zugang zu 
Informationstechnologien als auf fehlendes Wissen, Ausbildung von Unternehmer- und Mitar-
beiterInnen zurückzuführen  

Zweiseitige Märkte 

In einigen Online-Märkten wurde der Wettbewerb intensiviert, gleichzeitig wird in anderen Be-

reichen die Entstehung von „Superstar-Unternehmen“ (z.B. Amazon, Facebook, Google) be-

obachtet. Diese haben einerseits zur dynamischen Entwicklung von Märkten und Wettbewerb 

beigetragen, andererseits vereinigen sie erhebliche Marktmacht auf sich. Viele dieser Unter-

nehmen bieten Leistungen als Intermediäre auf zweiseitigen Märkten (Plattformmärkten) an. 

Plattformmärkte generieren Mehrwert, indem sie die Verbindung zwischen mindestens zwei 

verschiedenen Typen von ökonomischen Akteuren herstellen und ihre Interaktion erleichtern. 

Dadurch reduzieren sie Transaktionskostenprobleme, die vormals einen Austausch zwischen 

diesen Gruppen erschwert oder unmöglich gemacht haben. Ziel einer Plattform ist, möglichst 

viele unterschiedliche Typen von Akteuren anzuziehen, um zu gewährleisten, dass für jeden 

einzelnen Akteur ein perfektes Gegenstück zu finden ist. Indirekte Netzwerkeffekte können 

mitunter wie Skaleneffekte auf der Nachfrageseite funktionieren und erhöhen den Wert für 

die Akteure weiter (Rochet – Tirole, 2006). 

Diese indirekten Netzwerkeffekte sind aber auch Ursprung eines „Henne-Ei“-Problems: um für 

KäuferInnen attraktiv zu sein, muss der Intermediär eine Grundmenge an Anbietern aufwei-

sen. Andererseits werden sich Anbieter nur dann auf der Plattform registrieren, wenn sie von 

einer genügend großen Menge an dort aktiven KäuferInnen ausgehen. Um als Plattform er-

folgreich zu sein, muss also auf beiden Seiten eine kritische Masse an TeilnehmerInnen ge-

wonnen werden. Viele dieser Plattformmärkte (z. B. Amazon.com, Google.com, Face-

book.com) zeichnen sich durch hohe Marktkonzentration aus, die durch zunehmende Ska-

leneffekte aufgrund der Netzwerkeffekte entsteht. Plattformmärkte weisen durch Effizienzvor-

teile, die aufgrund der indirekten Netzwerkeffekte entstehen können, daher einige Charakte-

ristika von natürlichen Monopolen oder Oligopolen auf, sind aber im Vergleich dazu deutlich 

leichter bestreitbar (Baumol et al., 1982).27)  

Im Allgemeinen ist Anbieterkonzentration eine notwendige, aber keine hinreichende Bedin-

gung für den Missbrauch von dominanten Marktpositionen (Caillaud – Jullien, 2003). Während 

in traditionellen Modellen imperfekter Wettbewerb langfristig zu Preisen über den Grenzkosten 

(und damit zu Renten) führt, ist das auf zweiseitigen Märkten nicht zwingend der Fall. In Mo-

                                                      
27)  Siehe Themenfeldanalyse zu plattformbasierter Arbeit für arbeitsmarktbezogene Auswirkungen. 
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dellen zweiseitiger Märkte spielt die Exklusivität der Plattform eine zentrale Rolle. Bei exklusiven 

Serviceleistungen der Intermediäre, d.h. Anbieter können sich höchstens bei einer Plattform 

registrieren („Single-Homing“ z.B. durch einzigartige, inkompatible Technologie), herrscht in-

tensiver Wettbewerb um die Anbieter. Dies drückt auf die Preise und reduziert die Profite der 

Plattformen. Jedoch zeichnen sich freilich nicht alle zweiseitigen Online-Märkte durch Exklusi-

vität aus.  

Herausforderungen für die Wettbewerbspolitik  

Die Nutzung digitaler Technologien stellt auch die Wettbewerbspolitik vor neue Herausforde-
rungen. Die deutsche Monopolkommission stellt in einem Gutachten (Monopolkommission, 
2015) fest, dass Anpassungen des Rechtsrahmens und der Behördenpraxis nötig sind. So sollte 
der Anwendungsbereich der Fusionskontrolle um Tatbestände, die sich am Transaktionsvolu-
men orientieren, erweitert werden. Auch die Rolle von Datenbeständen, die immer wichtiger 
für den wirtschaftlichen Erfolg von Unternehmen werden, sollte bei der Fusionskontrolle stärker 
berücksichtigt werden. Neu gegründete Internetunternehmen haben oft geringe Umsätze, 
aber möglicherweise wertvolle Datenbestände. Im Verfahrensrecht sollte das Instrument der 
Anordnung einstweiliger Maßnahmen in Marktmissbrauchsfällen stärker eingesetzt werden, 
weil die Dynamik in digitalen Märkten deutlich höher ist als in traditionellen Märkten. Eine Her-
ausforderung ist auch die Abgrenzung der relevanten Märkte, insbesondere bei zweiseitigen 
Märkten, weil traditionelle Methoden der Feststellung von relevanten Märkten nicht mehr grei-
fen. Vertikale Wettbewerbsbeschränkungen (Preisparitätsklauseln bzw. Drittplattformverbote) 
sollten laut deutscher Monopolkommission weiterhin im Einzelfall beurteilt werden.28) Daten-
schutzaspekte werden von der Monopolkommission als relevant auch für die Wettbewerbs-
politik gesehen, da die rechtswidrige Ausbeutung von Daten den Wettbewerb beeinflussen 
und auch einen Marktmachtmissbrauch begründen kann. Allerdings konzentriert sich die Mo-
nopolkommission hier primär auf eine Verbesserung der Durchsetzung von Individualrechten 
(Urheberrecht, Datenschutzrecht).  

Eine für Europa relevante Herausforderung ist die (künstliche) Fragmentierung von Märkten 
aufgrund nationaler Gesetzgebungen sowie ordnungs- und kulturpolitischer Ziele. Hier kann 
das Ziel einheitlicher Regelungen (Harmonisierung) für relevante (europaweite) Märkte mit 
der ordnungspolitischen Teilung der Kompetenzen zwischen EU-Ebene und Nationalstaaten 
und den dazugehörigen wirtschaftspolitischen Zielen in Konflikt geraten. 

Preissetzungsstrategien auf zweiseitigen Märkten sind komplexer als auf traditionellen Märk-

ten.29) Durch die Interdependenz der Nachfrage- und Angebotsseite („Henne-Ei“) kann die 

Preiselastizität bei Plattformen höher sein als in anderen Märkten. Bei einem Rückgang der 

Nachfrage durch eine einseitige Preiserhöhung der Plattform verliert die Plattform auch für 

die Anbieter an Attraktivität. Als Folge sinkt die Partizipation auf beiden Seiten (Armstrong, 

2006). Gleichzeitig kann als Folge der indirekten Netzwerkeffekte eine asymmetrische Preis-

                                                      
28)  In Österreich wurden alle Arten von Bestpreisklauseln im Gegensatz zu Deutschland ex lege verboten (Böheim, 
2016). 
29)  Evans – Schmalensee (2013) bieten einen guten Überblick über verschiedene Preissetzungsstrategien auf zweisei-
tigen Märkten. 
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strategie30) der Plattform optimal sein. Google deckt seine Kosten beispielsweise durch Wer-

bung, während die Nachfrageseite keine direkten Kosten trägt (KonsumentInnen „zahlen“ mit 

ihren Kundendaten). Unternehmen profitieren davon, Werbung durch Google gezielt platzie-

ren zu können, während UserInnen diese Werbeeinschaltungen eventuell sogar negativ be-

werten. Die Plattform ermöglicht eine wertsteigernde Interaktion, indem sie die KonsumentIn-

nen (monetär) subventioniert, damit diese die Plattform verwenden und die Werbung anse-

hen.31) Auch bei drohender Konkurrenz durch potentielle Markteintritte kann eine Niedrig-

preis-Strategie auf der Nachfrageseite eine optimale Strategie einer Plattform darstellen. Die 

Nachfrageseite der Plattform wächst und damit auch ihre Attraktivität für Anbieter im Ver-

gleich zu anderen Intermediären. Das Ergebnis wären niedrige Plattformpreise auf der Nach-

frageseite und hohe Marktkonzentration der Intermediäre für die Anbieterseite (z.B. werben-

de Unternehmen im Fall von Facebook oder Google). 

(Optimale) Preissetzungsstrategien und Gewinne der Plattformen werden auch durch die Prä-

ferenzen der KonsumentInnen für Produktvielfalt beeinflusst (Hagiu, 2009). Mit steigender 

Nachfrage nach diversifizierten Produkten sinkt die Substituierbarkeit der Produkte. In der Fol-

ge steigt die Marktmacht einzelner Anbieter, die einen höheren Anteil der Rente für sich be-

anspruchen, aus dem wiederum die Plattform Gewinne abschöpft. Je stärker also die Präfe-

renz für Vielfalt, desto größer ist der Anteil der Plattformgewinne, der über die Renten der An-

bieter eingenommen wird. Dies würde Unterschiede in der Preissetzungsstrategie verschiede-

ner Plattformen für z.B. Videospiele und Software-Plattformen (z.B. Microsoft Windows) erklä-

ren. Erstere zeichnen sich dadurch aus, dass sie ihren KonsumentInnen, die Produktvielfalt 

wertschätzen, nur geringe Kosten auferlegen, während letztere fast ihren gesamten Gewinn 

aus den Renten der KonsumentInnen ziehen.  

Auch durch Produktdifferenzierung der Plattformen werden Monopole, trotz indirekter Netz-

werkeffekte, verhindert. Beispiele wären Online-Dating-Plattformen, die sich auf spezifische 

NutzerInnengruppen konzentrieren (z.B. AkademikerInnen), oder auch Jobbörsen, die sich auf 

spezifische Berufsgruppen spezialisiert haben. Durch diese Fokussierung erhöhen Plattformen 

die „Match“-Effizienz und es entsteht ein stark fragmentierter Plattformmarkt mit mehreren, 

voneinander leicht differenzierten Plattformen (Evans – Schmalensee, 2013). 

  

                                                      
30)  D.h. Preise gleich oder sogar unter den Grenzkosten für die eine Seite und Preise über den Grenzkosten für die 
andere Seite. 
31)  Dieses Phänomen wird weiter verschärft in einer Situation, in der eine Seite eine Single-Homing- und die andere 
Seite eine Multi-Homing-Lösung wählt (Armstrong, 2006). Die Folgen sind niedrige Plattformkosten für die Seite, die 
eine Single-Homing-Lösung wählt, während die Plattformgewinne von der Rente der anderen Seite abgeschöpft 
werden. 
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Sharing Economy- Ein Spezialfall 

Die Geschäftsmodelle der sogenannten „Sharing Economy“ oder „Peer Economy“ basieren 
auf dem „Teilen“ bestehender, dauerhafter Gebrauchsgüter („collaborative consumption“), 
um diese besser nutzbar zu machen und ihre Kosten aufzuteilen (Böcker – Meelen, 2017). Die-
se wird über elektronische Plattformen organisiert und kann entweder kommerziell (z.B. AirBnB 
(Accommodation Sharing)) oder unentgeltlich (z.B. Couchsurfing (Accommodation Sharing)) 
erfolgen. Eine breitere Definition von Sharing Economy umfasst auch die gewerbliche Vermie-
tung von Gebrauchsgütern durch Online-Plattformen (z.B. Ofo (Bike Sharing) oder Car2Go 
(Car Sharing)). Sofern entgeltliche Transaktionen stattfinden, können diese Geschäftsmodelle 
als Spezialfall eines zweiseitigen Marktes betrachtet werden. Der Unterschied kann in der Mo-
tivation der Teilnahme begründet sein, da sie sowohl ökonomische als auch soziale und um-
weltbezogene Überlegungen einschließen kann. Diese Aspekte müssen aber nicht immer 
gleichwertig ausgeprägt sein (Variation zwischen Plattformen, Konsumentengruppen, etc.). 
Böcker – Meelen (2017) verdeutlichen die Motive der Teilnahme auf der Seite der NutzerInnen 
und der Anbieter für unterschiedliche Sharing- Economy-Plattformen und zeigen, dass das 
„Teilen“ von Unterkünften beispielsweise stark von ökonomischen Motiven getrieben ist, wäh-
rend soziale Überlegungen beim „Meal Sharing“ und Umweltaspekte beim „Car Sharing“ 
stärker im Vordergrund stehen. Besonders im „Tool Sharing“ besteht ein großer Unterschied 
zwischen Angebots- und Nachfrageseite. Während hier auf der Nachfrageseite der ökonomi-
sche Vorteil im Vordergrund steht, dominieren auf der Angebotsseite klar soziale und umwelt-
bezogene Motive.  

Der Einfluss der „Sharing Economy“ auf traditionelle Geschäftszweige kann durchaus be-
trächtlich sein. Zervas – Proserpio – Byers (2014) zeigen, dass AirBnB in Austin, Texas, Umsatz-
einbußen der Hotellerie von bis zu 10% zur Folge hatte. Aber nicht alle Hotelkategorien sind 
gleichermaßen betroffen. Im Wettbewerb zu AirBnB stehen vor allem Niedrigpreis-Hotels und 
jene, die nicht auf Geschäftsreisende ausgerichtet sind. Dämpfende Effekte auf Zimmerpreise 
als Folge des gestiegenen Angebots durch AirBnB werden besonders in Zeiten hoher Nach-
frage beobachtet, da dieses Geschäftsmodell sehr kurzfristige Anpassungen des Zimmeran-
gebots unterstützt. 

Abbildung 3: Motivation der Teilnahme an verschiedenen Bereichen der Sharing Econo-
my(nach Sharing-Economy-Sektor) 

 
Q: Böcker – Meelen, 2017, S. 34 
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Wertschöpfungsketten 

Die bisherigen Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Wirkung der Nutzung digitaler Techno-

logien auf die Marktstruktur branchenspezifisch ist. Besonders Branchen, die auf Information 

bzw. immateriellen Gütern beruhen (z.B. Banken, Tourismus, Musikindustrie, sowie Verlagswe-

sen) wurden durch das Internet stark verändert. Die Reduktion von Produktions- und Ver-

triebskosten als Folge der Nutzung digitaler Technologien hat in einigen dieser Branchen zu 

signifikanten Veränderungen in der Wertschöpfungskette geführt. Alte Intermediäre haben 

zum Teil an Bedeutung verloren, neue Intermediäre sind entstanden. Ein illustratives Beispiel ist 

der Markt für elektronische Bücher. Diese weisen niedrigere Herstellungskosten auf als ge-

druckte Bücher und die Vermarktung kann über Empfehlungsmechanismen der Bücherplatt-

formen erfolgen. Als Folge hat der Selbstverlag, der es AutorInnen ermöglicht, das traditionel-

le Verlagswesen zu umgehen, einen Aufschwung erlebt (Hviid – Izquierdo Sanchez – Jacques, 

2016; Waldfogel – Reimers, 2015). Ähnliche Entwicklungen lassen sich auch am Musikmarkt 

oder im Tourismus beobachten.  

Industrie 4.0 

Die Nutzung digitaler Technologien beeinflusst auch die Sachgütererzeugung und verändert 
Unternehmensbeziehungen, Wertschöpfungsketten und Geschäftsmodelle. Computer-aided 
design (CAD), computer-aided engineering (CAE) und computer-aided manufacturing 
(CAM) sind in der Sachgütererzeugung bereits seit Längerem Realität. Zu einer Veränderung 
von Geschäftsmodellen kann vor allem das Internet der Dinge (Logistik), das Internet der Ma-
schinen (technische Assistenz und Wartung) und künstliche Intelligenz bei der Unterstützung 
bzw. beim Treffen von Entscheidungen führen. Die Auswirkungen von Kommunikationstechno-
logien auf die Wertschöpfungsketten haben bereits zu einer grenzüberschreitenden Fragmen-
tierung der Produktion nach Aktivitäten (Wertschöpfungsschritten) geführt, sodass der Produk-
tion vorgelagerte Aktivitäten (z.B. Design und Forschung und Entwicklung) und der Produktion 
nachgelagerte Aktivitäten (Marketing, Wartung) wertschöpfungsintensiver und wichtiger für 
Unternehmen der Sachgütererzeugung werden (Hölzl et al., 2016, Baldwin, 2016).  

Die Nutzung digitaler Technologien und von Kommunikationstechnologien ist auch ein zentra-

les Element bei der Entstehung von globalen Wertschöpfungsketten in der Sachgütererzeu-

gung. Der internationale Handel wandelt sich von einem Handel von Produkten zu einem 

Handel von Komponenten und Arbeitsschritten. Baldwin (2016) spricht von der derzeit statt-

findenden Globalisierung als der „großen Konvergenz“, die langfristig zu geringeren ökonomi-

schen Unterschieden zwischen den Ländern führen wird. Verschiedene Prozesse, aber im We-

sentlichen Transportkosten und Informations- und Kommunikationstechnologie, ermöglichen 

eine grenzüberschreitende Fragmentierung von Wertschöpfungsketten. Koordinations- und 

Kommunikationstechnologien begünstigen die internationale Fragmentierung der Wertschöp-

fungsketten, weil sie deutlich komplexere Arbeitsteilung entsprechend der vorhandenen Pro-

duktionsfaktoren (Arbeit, Kapitel, Technologie, etc.) erlauben. Die Rolle der geographischen 

Distanz rückt in den Hintergrund. Neue Supply-Chain-Technologien ermöglichen zudem eine 

stärkere Integration und Kontrolle der Zulieferkette (Mostaghel, 2009; Rai – Patnayakuni – Seth, 
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2006). Bestand früher die Herausforderung darin, Information in unterschiedlichen Teilen eines 

Unternehmens gleichzuschalten, ist es nun möglich, Informations- von Güterflüssen zu trennen, 

auch wenn ein Großteil der Wertschöpfungsketten innerhalb von Unternehmen durchgeführt 

wird. Durch die damit erhöhte Spezialisierung kann die Effizienz kleinteiliger und komplexer 

Wertschöpfungsketten gesteigert werden. 

Allerdings kann die Nutzung von Informationstechnologie auch zu einer Verschmelzung und 

Integration von Produktionsprozessen führen, wenn mehrere Stufen des Produktionsprozesses 

zusammengefasst werden. Auch Fortschritte bei der Automatisierung und Robotik können der 

Fragmentierung der Wertschöpfungsketten entgegensteuern. In Folge der Nutzung digitaler 

Technologien werden standardisierbare Routinetätigkeiten zunehmend durch Maschinen 

und automatisierte Abläufe ersetzt. Weiterentwicklungen in der Automatisierung und Robotik 

könnten vor allem für Länder mit hohen Arbeitskosten eine Re-Integration arbeitsintensiver 

Fertigungsschritte, die vormals in Länder mit niedrigeren Arbeitskosten ausgegliedert wurden, 

bedeuten. Zudem sinkt mit zunehmendem Einsatz industrieller Robotik die Wahrscheinlichkeit 

künftiger Auslagerungen (Baldwin, 2016). 

Entwicklungen im Bereich Robotik 

Die Zahlen der International Federation of Robotics (IFR) zeigen, dass die weltweiten Robotik-
verkäufe im Jahr 2015 im Jahresabstand um 15% gestiegen sind und für die Jahre 2017-2019 
jährliche Wachstumsraten von 13% erwartet werden (World Robotics Report, 2016). Japan, 
das momentan den größten Bestand an industriellen Robotern aufweist, hat Pläne, die Robo-
tik als Folge der Überalterung der Gesellschaft drastisch (20-fach) zu erhöhen (METI, 2015). 
China hat seit Jahren die höchsten Umsatzzahlen bei Robotern und es ist zu erwarten, dass es 
sowohl hinsichtlich der Produktion als auch des Gebrauchs eine Vorreiterolle einnehmen wird. 
Die Regierung Chinas hat den strategischen Fokus auf Robotik in ihren 10-Jahres-Plan aufge-
nommen (Made in China 2025-Strategie, 2015). Ziel ist eine Roboterdichte von 150 Einheiten 
pro 10.000 ArbeiterInnen bis 2020. Um dieses Ziel zu erreichen, müssten bis 2020 2,5-mal mehr 
Roboter allein in China eingesetzt werden, als sich bis jetzt weltweit im Einsatz befinden. 

Regulierung und Datenschutz  

Die Nutzung digitaler Technologien stellt auch Regulierung und Datenschutz vor Herausforde-

rungen, weil Nutzerdaten in der digitalisierten Wirtschaft immer relevanter für den wirtschaftli-

chen Erfolg von Unternehmen werden und neue Geschäftsmodelle ermöglichen. Datenbe-

stände sind aber nicht nur ein ökonomisches Gut, sondern auch Gegenstand von Individual-

rechten. Ein effektiver Schutz von Individualrechten erfordert die Anwendung der nationalen 

Datenschutzrichtlinien auch auf nicht im Inland ansässige Unternehmen. Gleichzeitig führen 

Unterschiede der nationalen Regelungen zu Wettbewerbsverzerrungen und zur Möglichkeit 

der Aushöhlung der nationalen Regulierungen. Im europäischen Kontext leistet die neue Da-

tenschutz-Grundverordnung einen wichtigen Beitrag, weil gleichermaßen ein relativ harmoni-

scher Regulierungsrahmen geschaffen wird und die Verordnung auch auf Unternehmen in 

Drittstaaten Anwendung findet. Allerdings bleibt die Behördenzuständigkeit auf nationaler 



–  39  – 

   

Ebene, was zu einem Standortwettbewerb führen könnte, wenn nationale Unterschiede bei 

der Sanktionspraxis eine Rolle spielen. Weil der Datenschutz Charakteristiken eines europawei-

ten öffentlichen Guts hat, schlägt die Deutsche Monopolkommission (2015) vor, dass – ver-

gleichbar zur Wettbewerbspolitik – bei europaweit relevanten Fällen eine zentrale europäi-

sche Stelle für die Einhaltung der Datenschutzstandards zuständig sein sollte, die über ausrei-

chend Expertise und Ressourcen verfügen sollte.  

Die asymmetrische Regulierung von neuen, zunächst nicht regulierten Diensten kann zu 

Wettbewerbsverzerrungen mit traditionellen, bereits regulierten Dienstleistungen führen. Dies 

sollte zum Anlass genommen werden, um die Notwendigkeit der etablierten Regulierungen zu 

überprüfen. Technologischer Wandel und die Nutzung digitaler Technologien haben das Po-

tential, Leistungen und Wettbewerbsmechanismen zu verändern, sodass ein Bedarf zur An-

passung etablierter Regeln entstehen kann. Um Marktmacht zu vermeiden und Wettbewerb 

zu ermöglichen, sollten Regeln über sachlich und räumlich relevante Märkte hinweg einheit-

lich gestaltet werden. Letztlich erfordert Regulierung im Zeitalter der Digitalisierung eine stär-

kere Diskussion darüber, welche Ebene (regional, national, EU-weit) für Regulierungen geeig-

net ist. Im Zuge der Digitalisierung berührt diese Diskussion auch politische Kompetenzberei-

che, die bisher weitgehend national geregelt wurden, wie etwa Medienregulierung, Ver-

braucherschutz oder Steuerrecht. Dies erfordert es, in mehr Bereichen als bisher festzustellen, 

welche Kosten und Nutzen (gesellschafts-, kultur- oder ordnungspolitischer Ziele) aus nationa-

len Regelungen im Vergleich zu einer Harmonisierung auf europäischer Ebene erwachsen.  

Datenschutz in der EU 

Im April 2016 ist die 1995 in Kraft getretene EU Datenschutzrichtline durch die Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) abgelöst worden. Sie ist am 25.Mai 2018 in Kraft getreten und be-
inhaltet weitergehende Anforderungen für das Sammeln, Speichern und Teilen personenbe-
zogener Daten. Zudem wurden die Betroffenenrechte erweitert (z.B. um das Recht auf Da-
tenportabilität). Mit der Verordnung wird das Datenschutzrecht EU-weit vereinheitlicht. Die 
Datenschutz-Grundverordnung gilt auch für Unternehmen mit Sitz außerhalb der EU, die ihr 
Angebot aber an EU-BürgerInnen richten (Marktortprinzip). 

Überdies gilt zwischen der EU und den USA das EU-U.S. Privacy Shield Framework. Im Juli 2016 
wurde es sowohl von der Europäischen Kommission als auch seitens des U.S. Secretary of 
Commerce validiert und löste somit das U.S.-EU Safe Harbor Framework ab. Es handelt sich 
um einen Mechanismus, der es Unternehmen auf beiden Seiten des Atlantiks erleichtern soll, 
personenbezogene Datenschutzbestimmungen bei geschäftlichen Transaktionen einzuhal-
ten. 
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2.3.3 Anknüpfungspunkte zu anderen Themenfeldern 

Makroökonomie: 

 Die Nutzung digitaler Technologien begünstigt Veränderungen globaler Wertschöp-

fungsketten und internationaler Handelsströme. 

 Veränderung der Bedeutung von Intermediären. 

 Abbildung der Plattformmärkte in der VGR? 

 Asymmetrische Regulierung und Datenschutz? 

Raum: 

 Die Nutzung digitaler Technologien reduziert Hürden für Internationalisierungsprozesse 

und erleichtert die Erschließung fremder Märkte, insbesondere für KMU. 

 Die durch die Nutzung digitaler Technologreduzierten Transport- und Transaktionskosten 

können Standortentscheidungen von Unternehmen beeinflussen. Absolute Standortvor-

teile gewinnen daher weiter an Bedeutung; 

 Wettbewerb zwischen (globalen) Online-Märkten und traditionellen, räumlich differen-

zierten Märkten.  

 Veränderung der Bedeutung von Intermediären. 

Soziale Sicherheit: 

 Auch ausdifferenzierte Jobplattformen haben sich etabliert und erhöhen durch ihren 

Spezialisierungsgrad die „Match“-Effizienz. 

 Veränderungen in der Wertschöpfungskette, die Verschmelzung und Integration von 

Produktionsprozessen, sowie Fortschritte bei der Automatisierung und Robotik haben 

Auswirkung auf notwendige Fertigkeiten in der Arbeitswelt. 

 Verlagerungen von Arbeitskräften zwischen Ländern (hohe vs. niedrige Arbeitskosten, 

Ausbildung, etc.) durch komplexere Arbeitsteilung entsprechend der vorhandenen Pro-

duktionsfaktoren. 

 Vereinheitlichter Datenschutz? 

Umwelt und Energie: 

 Informationstechnologien können zu einem ressourcensparenderen Logistik- und Ver-

triebsnetzwerk führen. 

 Informations- und Kommunikationstechnologie ermöglichen eine grenzüberschreitende 

Fragmentierung von Wertschöpfungsketten, weil sie deutlich komplexere Arbeitsteilung 

entsprechend der vorhandenen Produktionsfaktoren erlauben. Dies könnte Länder mit 

niedrigen Energiekosten, Umweltstandards, etc. noch attraktiver für die Ansiedelung der 

entsprechenden Produktionsstufen machen, woraus global gesehen negative Umweltef-

fekte entstehen können oder Emissionen aus Transport zunehmen. 
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2.3.4 Fazit 

Die Digitalisierung verändert und schafft neue Märkte. Digitale Märkte führen zu einer Redu-

zierung von Transaktions- und Suchkosten und dadurch über höhere Transparenz und eine 

höhere Marktselektion zu Oligopolisierung und Monopolisierungstendenzen. Insbesondere in 

Plattformmärkten sind solche Tendenzen aufgrund der Skaleneffekte durch Netzwerkeffekte 

beobachtbar. In diesen Bereichen konnten sich „Superstar-Unternehmen“ (z.B. Amazon, 

Google, Facebook) etablieren, die über erhebliche Marktmacht verfügen. Auf der anderen 

Seite zeigt sich in digitalisierten Märkten auch eine Tendenz zur Verbreiterung des Produktan-

gebots im Vergleich zu traditionellen Märkten und damit ein höherer Grad der Produktdiffe-

renzierung, welche oft ein wichtiges Gegengewicht zur Konzentrationstendenz darstellt. Ver-

änderungen im Nachfrageverhalten sind im Vergleich zu traditionellen Märkten besonders im 

Einzelhandel und Tourismus zu beobachten, wobei sich in den Dienstleistungsbereichen auch 

gänzlich neue Geschäftsmodelle und Marktformen etablieren konnten (z.B. Sharing Econo-

my). 

In Folge der Digitalisierung lässt sich auch eine digitale Kluft zwischen Groß- und Kleinunter-

nehmen beobachten. KMU können die Herausforderung der Digitalisierung meistern. Viele 

Förderprogramme sind immer noch stark auf die Bereitstellung von technischen Geräten kon-

zentriert, der Flaschenhals scheint aber primär beim Zugang zu Qualifikation und Wissen zu 

liegen. In der Sachgütererzeugung konzentrieren sich die Auswirkungen der Digitalisierung vor 

allem auf Bereiche des Managements, die Kontrolle von Wertschöpfungsketten, sowie auf 

den Einsatz von Robotik. Das beeinflusst die Ausgestaltung der globalen Wertschöpfungsket-

ten großer Industrieunternehmen und deren Standortentscheidungen.  

Damit führt die Digitalisierung zu Herausforderungen für die Wettbewerbspolitik, insbesondere 

in den Bereichen der Fusions- und Marktmissbrauchskontrolle, wo auch Aspekte des Daten-

schutzes und der ökonomische Wert von Datenbeständen zunehmend eine wichtige Rolle 

spielen. Im Spannungsfeld zwischen Individualrechten und Daten als ökonomischem Gut 

kommt supranationaler Regulierung besondere Bedeutung zu. Im Bereich des Datenschutzes 

könnte eine europäische Regulierungsstelle für europaweit relevante Fälle – ähnlich wie in der 

Wettbewerbspolitik - deutlich wirkungsvoller dazu beitragen, Datenschutzmaßnahmen gegen 

große „Superstarunternehmen“ durchzusetzen. Dies zeigt, dass die Digitalisierung auch zu ei-

ner spezifisch europäischen Herausforderung führt. Aufgrund nationaler Gesetzgebungen 

und Regulierungen sind manche europäische Märkte künstlich fragmentiert. Effektiver Wett-

bewerb braucht aber Regulierungen, die über sachlich und räumlich relevante Märkte hin-

weg einheitlich sind. Dies kann zu einem Konflikt zwischen dem Ziel einheitlicher Regulierun-

gen für relevante (europäische) Märkte und der ordnungspolitischen Teilung der Kompeten-

zen zwischen EU-Ebene und Nationalstaaten führen. Disruptiver technologischer Wandel wie 

die Digitalisierung verändert nicht nur die räumliche Ausdehnung von Märkten, sondern führt 

auch zur Notwendigkeit, bestehende Regulierungen auf der nationalstaatlichen aber auch 

auf der europäischen Ebene zu überdenken.  
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2.4 Themenfeldanalyse: Raum 

Elisabeth Christen, Matthias Firgo, Klaus Friesenbichler, Philipp Piribauer 

2.4.1 Einleitung und Fragestellungen 

Digitale Technologien verändern dauerhaft die Bedeutung von Raum und Distanz für öko-

nomische und soziale Aktivitäten. Durch diese sind die Transaktionskosten im Informationsaus-

tausch in der jüngeren Vergangenheit deutlich gesunken. Damit sind die Möglichkeiten der 

Leistungserbringung über größere Distanzen bei gleichen Preisen deutlich angestiegen. Somit 

hat sich mit neuen IKT-Lösungen die Art und Weise verändert, in welcher Güter und Dienstleis-

tungen produziert, organisiert und ausgeliefert werden. Die Notwendigkeit der räumlichen 

Nähe von Produktion und Konsum in der Leistungserstellung (Evangelista, 2000; Van Ark et al., 

2003; Torre – Rallet, 2005) hat durch die gesunkenen Transaktionskosten somit in vielen Berei-

chen deutlich abgenommen, insbesondere im Bereich der Dienstleistungen sowie in den ein-

zelnen Stufen im Produktionsprozess. Aber auch bei physischen Gütern haben diese durch 

niedrigere Suchkosten (z.B. Online-Informationen) und sinkende Transportkosten (z.B. 3D-

Druck) abgenommen. Ökonomische Aktivitäten sind folglich prinzipiell zunehmend unabhän-

gig vom Standort – von „überall“ aus – möglich. Durch den zunehmend flächendeckenden 

Breitbandausbau sowie digitale Mobilitätskonzepte verstärkt sich dieser Trend künftig noch 

weiter. Digitalisierung verändert somit die Struktur (was und wie gehandelt wird), die Zusam-

mensetzung (wer nimmt teil) und die Form globaler Produktions- und Handelsbeziehungen 

und erleichtert für viele kleine und mittlere Unternehmen (KMU), insbesondere Dienstleistungs-

erbringer, den Marktzugang und die Marktreichweite (BDI, 2016). Diese Entwicklungen und 

die abnehmende Bedeutung von räumlicher Differenzierung führen zu einer Intensivierung 

des Wettbewerbs und haben angebotsseitig (Produktions- und Leistungsstandort) wie nach-

frageseitig (Konsumstandort, Mobilität) weitreichende Auswirkungen auf die räumlichen Struk-

turen wirtschaftlicher Aktivitäten. Die zentralen Fragestellungen dieses Themenfeldes lauten 

folglich: 

 Führt Digitalisierung zu einer räumlichen Konvergenz zwischen zentralen und peripheren 

Räumen oder zu einer Konzentration wirtschaftlicher Aktivitäten in zentralen Räumen? 

 Welche Rolle spielen Breitbandinternet und digitale Mobilitätskonzepte bei der langfristi-

gen Entwicklung von räumlichen Strukturen? 

 Wie verändern Digitalisierung und digitaler Handel die globalen Handelsströme und Be-

ziehungen in internationalen Wertschöpfungsketten? Welche Auswirkungen haben de-

gressive Transaktionskosten und das Überwinden physischer Nähe durch die Nutzung digi-

taler Technologien auf die Internationalisierung von KMU, insbesondere im Dienstleis-

tungsbereich? 

Diese Fragen sollen nun in weiterer Folge jeweils im Kontext der aktuellen theoretischen wie 

empirischen Debatte analysiert werden. 
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2.4.2 Theoretische und empirische Befunde 

Führt Digitalisierung zu einer räumlichen Konvergenz zwischen zentralen und peripheren 
Räumen oder zu einer Konzentration wirtschaftlicher Aktivitäten in zentralen Räumen? 

Mit der fortschreitenden Digitalisierung sind unterschiedliche Effekte für die lokale Wirtschafts- 

und Beschäftigungsentwicklung in unterschiedlichen Typen von Regionen zu erwarten. Zu 

beachten sind dabei zwei gegenläufige Kräfte (Leamer – Storper, 2001): Die abnehmende 

Bedeutung räumlicher Nähe erlaubt die Produktion an kostengünstigen Produktionsstandor-

ten.32) Dies spricht für eine „zentrifugale“ Wirkung der Nutzung digitaler Technologien, die ce-

teris paribus zu einer zunehmenden Verlagerung von Aktivitäten aus dem Zentrum in periphe-

re Regionen führen sollte. Andererseits spielen neben den Kosten für Personal und betriebs-

notwendige Immobilien trotz Vorhandenseins digitaler Technologien jedoch auch die Ver-

fügbarkeit von Humankapital, Infrastruktur sowie Forward- und Backward-Linkages (die Bezie-

hungen entlang der Wertschöpfungskette) vor Ort nach wie vor eine zentrale Rolle. 

Mit zunehmender Komplexität der Tätigkeiten gewinnen diese Komponenten der Leistungser-

bringung gegenüber Lohnkosten und Immobilienpreisen eine immer größere Bedeutung und 

sprechen für eine „zentripetale“ Wirkung von Digitalisierung, durch welche sich komplexe Tä-

tigkeiten aufgrund der Agglomerations- und Standortvorteile im Zentrum zunehmend in die-

sen Zentren konzentrieren könnten. Degressive Kosten für die Überwindung von Distanzen 

können insbesondere im Dienstleistungsbereich zu einem „Überspringen“ von Anbietern in lo-

kalen Zentren (bspw. Bezirkshauptstädten) führen. Sofern das Angebot in höherrangigen Zen-

tren eine bessere Qualität als jenes in lokalen Zentren aufweist, kann die Nachfrage aus loka-

len Zentren bzw. aus der Peripherie bei geringeren Transport- bzw. Transaktionskosten direkt 

auf der nächsthöheren Stufe (bspw. Landeshauptstädte) wirksam werden (Firgo – Mayerhof-

er, 2016). 

Frühere Arbeiten gingen vorwiegend von einer Begünstigung ländlicher bzw. peripherer Re-

gionen durch den digitalen Wandel aus.33) Inzwischen liegt jedoch auch eine Vielzahl von Er-

gebnissen vor (theoretisch etwa Gaspar – Glaeser, 1998; empirisch Britton et al., 2004; Polèse – 

Shearmur, 2004; Daniels – Bryson, 2005; Vence – González, 2008), wonach mit der Ausweitung 

der geographischen Marktradien durch neue IKT-Lösungen insbesondere bei (unternehmens-

nahen) Dienstleistungen tendenziell eine räumliche Konzentration (und nicht eine räumlich 

gleichmäßigere Verteilung) der ökonomischen Aktivitäten in diesem Bereich verbunden ist. 

                                                      
32)  Diese Entwicklungen werden in der Sachgüterproduktion (Verlagerung von Produktionsstätten in Länder mit nied-
rigen Lohnkosten und Umweltstandards) bereits seit langer Zeit beobachtet. Auch in einigen Dienstleistungsbereichen 
mit hohem Standardisierungsgrad (etwa die beliebte Verlegung von Call-Centern in den asiatischen Raum) sind Ver-
lagerungsprozesse dieser Art bereits weit verbreitet. Analog dazu ermöglichen moderne IKT-Lösungen auch zuneh-
mend die Erbringung von Leistung von zu Hause aus bzw. von ländlichen, im Vergleich zu Zentren weniger hochprei-
sigen (periphereren) Immobilien-Standorten. 
33)  In einer Kritik an solchen Szenarien führen etwa Gaspar – Glaeser (1998, S. 136f) aus “The basic idea [of futurists] … 
is that ongoing improvements in telecommunications are creating a spaceless world”, in which we will all inhibit 
“electronic cottages” and teleconference or telecommute. These seers assert that electronics will eliminate the 
need for face-to-face interactions and the cities which facilitate those interactions.” 
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Das Standortmuster scheint folglich steiler zu werden und sich weiter in Richtung Metropolen 

und (regional) größerer Städte zu verschieben. Auch für Österreich zeigt eine rezente WIFO-

Studie (Firgo – Mayerhofer, 2016) für (wissensintensive) Unternehmensdienste eine starke 

räumliche Konzentration, die sich im Zeitablauf kaum verändert. 

Zentripetale anstelle zentrifugaler Kräfte durch die zunehmende Digitalisierung der Wirtschaft 

entstehen, da Fortschritte in den IKT (auch) Personen und Unternehmen außerhalb dieser Zen-

tren den Zugang zum (oft qualitativ höherwertigen oder bei gleicher Qualität günstigeren) 

Angebot in den Großstädten ermöglichen. Dadurch geht die Schutzfunktion der geographi-

schen Distanz, welche den Anbietern in der Peripherie gegenüber Wettbewerbern aus den 

Zentren vormals „räumliche Monopole“ (Palander, 1935) bescherte, tendenziell verloren.34) 

Generell vorhandene Standortvorteile von Anbietern im Zentrum (Glaeser, 2011) – wie etwa 

eine bessere Ausstattung mit Humankapital, eine bessere Anbindung an globale wie nationa-

le Märkte aus Infrastrukturvorteilen, die bessere Verfügbarkeit spezialisierten Wissens aus In-

formationsvorteilen bzw. Agglomerationseffekten  gegenüber Anbietern in der Peripherie 

können sich damit stärker auch überregional durchsetzen (Shearmur – Doloreux, 2008). 

Dennoch steht der Ausbau von Breitbandinternet abseits der Zentren mit dem Argument von 

Wirtschafts- und Beschäftigungswachstum in ländlichen Gebieten ganz oben auf der politi-

schen Agenda in hochentwickelten Ländern (Kolko, 2012). Die Literatur findet zu den Effekten 

von Breitband auf die Entwicklung von ländlichen Räumen unterschiedliche Ergebnisse. Als 

Hauptergebnis kann jedoch zusammengefasst werden, dass sich die Versorgung mit Breit-

band am Land positiv auf das Bevölkerungswachstum und auf die Produktivität der ansässi-

gen Unternehmen, aber kaum auf die Beschäftigung auswirkt. Auch hängt der Produktivi-

tätseffekt vom Grad der Technologie- und Skill-Intensität der lokalen Wirtschaft ab. Insbeson-

dere deren technologische und kognitive Absorptionskapazitäten zur erfolgreichen und inno-

vativen Nutzung und weniger die Verfügbarkeit von schnellem Breitband scheinen das we-

sentliche Kriterium für die Frage nach möglichen Aufholprozessen ländlicher Regionen im digi-

talen Zeitalter zu sein (Bertschek et al., 2016 für einen umfassenden Literatursurvey). 

Welche Rolle spielen Breitbandinternet und digitale Mobilitätskonzepte bei der langfristigen 
Entwicklung von räumlichen Strukturen? 

Die räumlichen Auswirkungen der Digitalisierung sind geographisch keineswegs gleich verteilt, 

insbesondere weil ein leistungsstarkes Datenübertragungsnetz weder überall noch in der glei-

chen Qualität verfügbar ist. Dies ist ein Ausdruck der digitalen Kluft („Digital Divide“), die ne-

ben räumlichen auch soziodemographische Dimensionen wie Alter oder Bildung kennt (De-

                                                      
34)  Beispiele für den Verlust räumlicher Monopole findet man in einer großen Bandbreite von Dienstleistungen, etwa 
im Bankwesen durch Telebanking, im Finanz- und Versicherungswesen durch Online-Produkte, im stationären Handel 
durch Online-Handel, bei der Herstellung, dem Verleih und Vertrieb von Filmen und Fernsehprogrammen sowie bei 
Kinos durch Online-Medien und Streaming-Dienste, in der Erbringung von Rechts- und Steuerberatung und anderen 
freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen durch die Möglichkeit der elektronischen Über-
mittlung großer Datenmengen, bei Reisebüros und Reiseveranstaltern durch Online-Buchungsportale, im Bibliotheks- 
und Verlagswesen durch elektronische Medien sowie im Spiel-, Wett- und Lotteriewesen durch Online-Anbieter. 
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wan – Riggins, 2005; Van Deursen – Van Dijk, 2014; Friesenbichler, 2012B). Die digitale Kluft ist 

auch in Österreich ein bekanntes Phänomen und wurde hinsichtlich zahlreicher Dimensionen 

dokumentiert (z.B. Friesenbichler, 2012B; RTR, 2017; IKT-Nutzungsdaten). Die Verfügbarkeit und 

die Qualität der Netze wurden zudem in der rezenten Evaluierung der „Breitbandmilliarde“ – 

sofern die Datenverfügbarkeit dies zuließ – aufgearbeitet. Hier zeigten sich schlecht versorgte 

Gebiete, vor allem in den zersiedelten Regionen Österreichs (Neumann et al., 2017; Friesen-

bichler, 2016). 

Der Breitbandatlas, ein Ansatz, Österreichs Ausstattung mit Breitbandnetzen darzustellen, zeigt 

ebenso beträchtliche Versorgungsunterschiede zwischen Österreichs Regionen.35) Die ver-

fügbaren Bandbreiten sind in den letzten Jahren v.a. in Ballungszentren stark angestiegen 

(Neumann et al., 2017).36) Dies wurde durch das Ende der kupferkabelbasierten Übertra-

gungstechnologien ausgelöst und führte zum Entstehen zahlreicher neuer Anwendungen. Die 

bereits heute bestehende räumliche digitale Kluft kann sich somit weiter verstärken, wobei 

die Unterschiede in der Verfügbarkeit von Infrastruktur ausschlaggebend sein werden (z.B. 

Friesenbichler, 2012A). Wenn davon ausgegangen wird, dass breitbandbasierte IKT-

Anwendungen notwendig sind, um am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben (z.B. Sahraoui, 

2007) und die Netzverfügbarkeit somit zunehmend ein Entscheidungskriterium bei der Woh-

nortwahl wird, ergibt sich daraus ein Steuerungsinstrument für die Gestaltung der Siedlungs-

strukturen.  

Zu den Effekten der Netzverfügbarkeit liegt einige internationale Evidenz vor. So findet Kolko 

(2012) für die USA einen positiven Effekt der Verfügbarkeit von Breitband auf die Bevölke-

rungsentwicklung ländlicher Gebiete. Die Verfügbarkeit von Breitband kann also möglicher-

weise auch dazu beitragen, der „Bildungswanderung“  den dauerhaften Abzug der jünge-

ren, gut ausgebildeten Bevölkerung  aus ländlichen Gebieten entgegenzuwirken. Eine 

Quantifizierung dieses Effekts steht bislang noch aus (Linke et al., 2013). Zudem ist die Verfüg-

barkeit von schnellem Breitbandinternet wohl lediglich eine notwendige, aber noch nicht hin-

reichende Voraussetzung für eine positive Entwicklung ländlicher Räume (Tranos, 2011) (siehe 

Zusammenfassung und Schlussfolgerungen). 

Empirische Befunde über die Bedeutung von Breitbandanschlüssen bei der Wohnortwahl sind 

noch spärlicher gesät. Eine Studie aus dem Jahr 2013 für eine ländliche Region in Deutsch-

land befand, dass für etwa zwei Drittel der Käufer einer Immobilie die Verfügbarkeit von Breit-

band ein wichtiger Faktor ist. Die Bedeutung der Breitbandversorgung für den Immobilienkauf 

sinkt jedoch mit dem Alter der BewohnerInnen der Haushalte und mit dem Bildungsniveau 

(Linke et al., 2013).37) Neben steigenden Immobilienpreisen durch (schnelleren) Breitbandan-

                                                      
35)  Siehe https://www.breitbandatlas.info/.  
36)  Dies spiegelt sich auch in den häufigen Änderungen bzw. Abstufungen der Definitionen von ‚Breitband‘ durch 
Eurostat oder die OECD wider. 
37)  Hinsichtlich des Bildungsgrads und der Kaufentscheidung besteht ein Widerspruch: Käuferhaushalte mit geringem 
Bildungsabschluss messen der Breitbandverfügbarkeit eine höhere Bedeutung zu als dies bei ihrer Kaufentscheidung 
zum Ausdruck kommt. Gleichzeitig kaufen diese Haushalte aufgrund der geringeren Preise eher in kleineren Orten 
bzw. Ortsteilen, die auch eine geringe Breitbandverfügbarkeit aufweisen. Der Wille zur Eigentumsbildung, verbunden 
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schluss finden Ahlfeldt et al. (2017) in England eine positive Kosten-Nutzen-Relation für schnel-

lere bzw. erstmalige Internetanschlüsse in Haushalten lediglich in urbanen und teilweise in 

sub-urbanen Zonen, nicht jedoch für ländliche Regionen (siehe Textkasten). 

Evaluierung des Werts des Zugangs zu (schnellem) Breitbandinternet 

Ahlfeldt et al. (2017) analysieren den Effekt von schnellem Breitbandinternet auf die Entwick-
lung von Immobilienpreisen anhand von Mikrodaten aus England zwischen 1995 und 2010 
und leiten daraus die Zahlungsbereitschaft der Bevölkerung für Breitband ab. Die Kausalität 
der Effekte wird unter anderem durch ein Studiendesign sichergestellt, in dem lediglich die 
Preise benachbarter Immobilien verglichen werden, die sich nicht in ihren Eigenschaften un-
terscheiden, außer in der Art der verfügbaren Breitbandtechnologie (die wiederum auf exo-
gene, historische Unterschiede im Telefonnetz zurückzuführen ist). Wie die Autoren finden, 
führt das Fehlen einer Breitbandverbindung im Vergleich zur Verfügbarkeit von Breitband der 
ersten Generation (bis zu 8 Mbit pro Sekunde) im Durchschnitt zu einem um 2,8% niedrigeren 
Immobilienpreis. Umgekehrt führt die Verfügbarkeit einer schnelleren Technologie (bis zu 24 
Mbit pro Sekunde) lediglich zu einem Anstieg des Immobilienpreises von durchschnittlich 1% 
im Vergleich zu gleichwertigen Immobilien mit einem Anschluss erster Generation. Die Auto-
ren schließen folglich auf eine abnehmende marginale Zahlungsbereitschaft für höhere Ge-
schwindigkeiten. Ahlfeldt et al. (2017) untersuchen zudem Unterschiede nach Einkommen 
und Urbanisierungsgrad. Dabei wird eine große Heterogenität der Effekte sichtbar: So sind die 
marginalen Effekte in Großstädten mit höheren Einkommen jeweils höher. Auch die höhere 
Verfügbarkeit von Internet-basierten Dienstleistungen wie etwa Uber oder Amazon-
Abendzustellung führt zu stärker ausgeprägten Effekten. Diese Ergebnisse lassen den Autoren 
zufolge auf eine vergleichsweise hohe Zahlungsbereitschaft für höhere Breitbandgeschwin-
digkeit unter der urbanen Bevölkerung im Vergleich zur Landbevölkerung schließen. Die ge-
wonnenen Erkenntnisse münden schließlich in eine Evaluierung der Digital Agenda der EU – 
die einen flächendeckenden Breitbandausbau vorsieht – im Rahmen einer Kosten-Nutzen 
Analyse dieses Ausbaus für England. In dieser finden Ahlfeldt et al. (2017) in Bezug auf den 
Ausbau der Technologie bei existierenden Anschlüssen bzw. bei der erstmaligen Breitband-
Penetration bislang nicht angeschlossener Haushalte jeweils ein positives Kosten-Nutzen-
Verhältnis für urbane und zum Teil für suburbane Gegenden, jedoch kaum für ländliche Regi-
onen. 

Auch die zunehmende Automatisierung des Fahrens hat neben großen Implikationen für die 

Ausgestaltung des Verkehrssystems und der Zulieferbeziehungen einen Einfluss auf raumspezi-

fische Konzentrations- und Siedlungsstrukturen.38) Eine Automatisierung des motorisierten (In-

dividual-)Verkehrs bedarf einer vollständigen Neubewertung der wahrgenommenen Distan-

zen. Einerseits kann die Zeit, die vormals für das Lenken eines Fahrzeuges beansprucht wurde, 

nun alternativ genutzt werden (das Auto als „Büro“ oder „Wohnzimmer“). Andererseits erwei-

tern sich auch die Zugangs- und Abgangssituationen zum Fahrzeug: So kann mithilfe des Fahr-

                                                                                                                                                                      
mit den wirtschaftlichen Möglichkeiten dieser Haushalte, führt hier offenbar zu einem Zurückstellen des Aspekts der 
Breitbandverfügbarkeit bei der Kaufentscheidung (Linke et al., 2013). 
38)  Hier sei angemerkt, dass automatisiertes Fahren nicht mit (voll-)autonomem Fahren gleichzusetzen ist. Von der rein 
manuellen Steuerung eines Fahrzeuges bis hin zur vollständigen Automatisierung sind mehrere Stufen im Automatisie-
rungsgrad zwischengeschaltet, die zumindest eine partielle Automatisierung zur Folge haben. 
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roboters das Fahrzeug von der Parkposition selbständig direkt zum „Fahrer“ manövriert bzw. 

nach Erreichen des Zieles der Parkvorgang fahrerlos durchgeführt werden („mobility on de-

mand“), wodurch sich die wahrgenommene Fahrzeit weiter reduziert.  

Im Zuge der zunehmenden Automatisierung des Fahrens ist daher ein Anstieg der Mobilitäts-

nachfrage zu erwarten, wodurch auch negative Effekte (wie etwa Verkehrsüberlastungen, 

Raumknappheit, Emissionen, etc.) entstehen. Inwieweit eine effizientere Nutzung der Ver-

kehrsflächen und des Verkehrsflusses die zunehmende Nachfrage abfedern kann, bleibt al-

lerdings offen. Digitale Mobilitätskonzepte beeinflussen jedoch nicht nur die Wohnortwahl von 

Personen, sondern betreffen ebenso das Standortgefüge von Unternehmen. Darüber hinaus 

verändern digitale Technologien den Vertrieb von Waren sowie die dahinterliegende Logistik 

und Zuliefersysteme. Dies wirft die Frage auf, ob die zunehmende Digitalisierung in den Mobili-

tätsangeboten städtische Konzentrationstendenzen fördert oder diesen entgegenwirkt. Digi-

talisierte Mobilität kann jedenfalls die räumliche Zersiedelung und Suburbanisierung weiter 

verstärken (Glaeser – Kahn, 2003; Nechyba – Walsh, 2004). Die räumliche Struktur wird durch 

den Einsatz automatisierter Fahrzeuge allerdings – neben einer Neubewertung ökonomischer 

Distanzbeziehungen – unter anderem auch durch eine Veränderung des benötigten Park-

raums, Attraktivitätsveränderungen von Standorten sowie den allgemeinen Flächenbedarf für 

den Verkehr beeinflusst. 

Politischen Entscheidungsträgern dürfte dabei insgesamt ein sehr hohes Maß an Gestal-

tungsmöglichkeiten zukommen (Fagnant – Kockelman, 2015). In der Literatur lassen sich zahl-

reiche unterschiedliche Prognosen der räumlichen Entwicklung infolge von (voll-)-

automatisierten Mobilitätsangeboten verorten. Theoretische Überlegungen zielen insbeson-

dere darauf ab, mögliche allgemeine Szenarien der Wechselwirkung zwischen Mobilität und 

Siedlungsstruktur abzuleiten. Insgesamt zeigt sich dabei, dass die skizzierten Szenarien mit sehr 

großer Unsicherheit behaftet sind (Litman, 2014). So gehen beispielsweise einerseits Überle-

gungen weiterhin von verdichteten Innenstädten und suburbanen Strukturen mit geringerer 

Siedlungsdichte aus, wobei der Mobilitätsbedarf weitgehend durch hoch integrierte öffentli-

che Verkehrssysteme dominiert wird (Heinrichs, 2015; Foresight Directorate, 2006). Durch eine 

dichtere Fahrzeugfolge kann der Verkehrsfluss insgesamt effizienter geregelt werden, was ei-

ne Reduktion des Verkehrsflächenbedarfes nach sich zieht. Die Nutzung von Parkrobotern 

ermöglicht ebenfalls eine effizientere Flächennutzung. 

Pessimistischere Szenarien gehen hingegen von einer fehlenden politischen Steuerungsfähig-

keit aus. Öffentliche Verkehrssysteme sind in diesen Szenarien schwach ausgebildet, der Pri-

vatbesitz von PKW ist weiterhin stark ausgeprägt. Dies führt zu steigenden Zersiedelungsten-

denzen und einer Abnahme von städtischen Verdichtungen (Heinrichs, 2015). 

Empirische Studien zielen verstärkt auf die Verkehrswirkungen automatisierter Fahrzeuge ab 

(wie etwa Auswirkungen auf den Verkehrsfluss, die Verkehrsnachfrage oder Erreichbarkeiten), 

welche wiederum die Landnutzung beeinflussen. Neben den potenziellen Kapazitätsgewin-

nen im Verkehrsfluss lassen empirische Arbeiten insbesondere Erreichbarkeitsgewinne erwar-

ten (Childress et al., 2015; Friedrich, 2015). 
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Automatisiertes Fahren und Zersiedelung 

In einer rezenten Studie untersuchen Meyer et al. (2016) mithilfe des nationalen Personenver-
kehrsmodells der Schweiz den Einfluss automatisierter Fahrzeuge auf die Erreichbarkeiten in 
Schweizer Gemeinden. Anhand unterschiedlicher Szenarien über die zukünftige Durchdrin-
gung des automatisierten Fahrens können zu erwartende Erreichbarkeitsgewinne und damit 
die implizierten Zersiedelungstendenzen abgeschätzt werden. Die unterschiedlichen Szenari-
en skizzieren dabei Annahmen über die Zulässigkeit bzw. Verfügbarkeit von automatisierten 
Fahrzeugen (z. B. ob automatisiertes Fahren auch innerorts zulässig ist oder nur außerorts bzw. 
nur auf Autobahnen). In allen projizierten Szenarien errechnen die Autoren substantielle Er-
reichbarkeitsgewinne insbesondere für gut erschlossene, ländliche Gemeinden, sodass weite-
re Zersiedelungstendenzen zu erwarten sind. Die Studienautoren schlagen daher eine proak-
tive Raum- und Verkehrsplanung vor, um diesen Tendenzen entgegenzuwirken (Meyer et al., 
2016). 

Wie verändern Digitalisierung und digitaler Handel die globalen Handelsströme und 
Beziehungen in internationalen Wertschöpfungsketten? Welche Auswirkungen haben 
degressive Transaktionskosten und das Überwinden physischer Nähe durch die Nutzung 
digitaler Technologien auf die Internationalisierung von KMU, insbesondere im 
Dienstleistungsbereich? 

Für den internationalen Handel bringt die Digitalisierung niedrigere Transaktions- sowie Infor-

mations- und Vertriebskosten – letzteres zum Teil vor allem durch smarte Logistikanwendungen 

– mit sich und verringert dadurch die Bedeutung von Skaleneffekten. Zudem ermöglicht die 

Nutzung digitaler Technologien einerseits die räumliche Fragmentierung der Wertschöpfungs-

ketten sowie andererseits die Trennung der Wertschöpfungsketten in unterschiedliche „tasks“. 

Dies ermöglicht vor allem KMU die Teilnahme am Weltmarkt und in globalen Wertschöpfungs-

ketten (siehe unten im Detail). 

Der Wettbewerb intensiviert sich (siehe Themenfeldanalyse: Wettbewerb), da vormals natio-

nales bzw. lokales Angebot internationalisiert wird und somit in Konkurrenz zu Wettbewerbern 

aus aller Welt steht. Dies betrifft insbesondere den Bereich der wissensintensiven Dienstleistun-

gen. Die außenwirtschaftlichen Effekte der Digitalisierung in offenen Volkswirtschaften können 

im Rahmen der neuen Außenhandelstheorie (Melitz, 2003) durch einen technologischen 

Schub in Form neuer digitaler Möglichkeiten abgebildet werden. Sie lassen ähnliche Implika-

tionen wie eine Senkung der Handelskosten erwarten und dürften die Produktivität der Unter-

nehmen erhöhen (Schwarzbauer, 2017).39) 

Veränderungen in den globalen Produktions- und Handelsströmen ergeben sich laut Lund –

 Manyika (2016) bzw. Manyika et al. (2014) insbesondere durch die Digitalisierung von Waren 

und Dienstleistungen (wie etwa durch 3D-Printing40), digitale Bildungs-, Finanz- und Versiche-

                                                      
39)  Gemäß einer UNCTAD-Studie (UNCTAD, 2015) zeigen sich E-Commerce-Verkäufe (grenzüberschreitend und im 
Inland) für 17% der Arbeitsproduktivitätsgewinne in der EU zwischen 2003 und 2010 verantwortlich.  
40)  Durch 3D-Printing werden anstelle von Waren digitale Dateien versendet und vor Ort in kleinen Mengen produ-
ziert. Dadurch verändert sich die Natur der Wertschöpfungsketten: die Beziehungen werden komprimierter und die 
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rungsleistungen, sowie ortsunabhängige Arbeitsformen) (siehe Themenfeldanalyse: Soziale Si-

cherheit), durch das Entstehen digitaler Plattformen und „micro-multinationals“41) und durch 

die Bündelung von physischen Strömen mit „digitalen Komponenten“ (z.B. durch Sensoren).42) 

Die verstärkte Nutzung von IKT-Lösungen eröffnet somit neue Optionen, um Arbeitsprozesse 

und globale Wertschöpfungsketten besser zu steuern. Insbesondere die räumliche Fragmen-

tierung der Wertschöpfungsketten bis auf die Ebene einzelner „tasks“ stellt eine der größten 

Veränderungen im Außenhandel dar und ermöglicht KMU wie auch Entwicklungsländern, 

sich in die internationale Arbeitsteilung einzugliedern. Zudem macht der digitale Handel43) 

manche Dienstleistungen erst handelbar, indem die Notwendigkeit der physischen Präsenz 

überwunden werden kann. Zunehmend werden auch Waren digitalisiert und mit einer Dienst-

leistungskomponente, wie z.B. Wartung oder auch verbesserte Produktsteuerung, verknüpft 

(„servicification“, Cernat – Kutlina-Dimitrova, 2014; Lanz - Maurer, 2015), um eine Gesamtlö-

sung für das Produkt anzubieten.44) Die Themenfeldanalyse: Wettbewerb diskutiert die aus 

diesen Entwicklungen resultierenden, weitreichenden Implikationen für Wettbewerb und 

Marktkonzentration. 

Zahlreiche Studien über die Auswirkungen der geographischen Distanz auf den grenzüber-

schreitenden Austausch zeigen, dass "Distanz" als Barriere stärkere negative Implikationen für 

traditionelle Handelsströme als für den digitalen Handel aufweist und die Digitalisierung des 

internationalen Handels den Effekt der räumlichen Distanz um zwei Drittel verringert (u.a. Ric-

caboni et al., 2013; Gomez-Herrera et al., 2014; Lendle et al., 2016; siehe Textkasten). Im Ge-

genzug gewinnen andere Faktoren, wie sprachliche Kenntnisse, vermehrt an Bedeutung (Bie-

ron - Ahmed, 2015). Eine Studie für die USA belegt, dass digitale Technologien die Handelskos-

ten insgesamt im Durchschnitt um 26% verringern (USITC, 2014). 

                                                                                                                                                                      
Produktion rückt wieder zurück in industrialisierte Länder („reshoring“, Baldwin, 2016) und näher an den Kunden 
(„nearshoring“, Kommerskollegium, 2016). Bei spezifischen Ersatzteilen, medizinischen Produkten sowie industriellen 
Komponenten (Auto- und Flugzeugteile) ist 3D-Printing bereits stark verbreitet (IADB, 2015; Accenture Technology, 
2014). 
41)  „Micro-multinationals“ sind KMU, die frühzeitig die Internationalisierungschancen der Digitalisierung nutzen.  
42)  Über das Internet der Dinge (IoT, Internet of Things) bzw. „industrielles Internet“ sind Produkte mittels Informations- 
und Kommunikationstechnologien miteinander vernetzt und in der Lage, relevante Informationen über sich selbst 
und die Umwelt auszutauschen. Die Einsatzbereiche dieser „smart products“ sind vielfältig und umfassen u. a. die Be-
reiche Logistik (Qualitätsprüfung der Versandbedingungen, Lager- und Transportmanagement), Paketverfolgung 
sowie „smart grids“ im Energiebereich (siehe Themenfeldanalyse: Umwelt und Energie).  
43)  Es gibt keine einheitliche Definition, wie die Digitalisierung des Handels und digitaler Handel in amtlichen Statisti-
ken gemessen wird. Während eine enge Sichtweise lediglich digitale Produkte darunter subsummiert, umfasst eine 
breite Abgrenzung die Nutzung von digitalen Technologien für den grenzüberschreitenden Austausch mit speziellem 
Fokus auf digital unterstützte Dienstleistungen, wie Kommunikations-, Versicherungs-, Finanzdienstleistungen sowie un-
ternehmensnahe Dienstleistungen (Architektur, Consulting, Marketing und Computer- und Informationsdienstleistun-
gen) (siehe Meltzer, 2015; ESCAP, 2016; BEA, 2016; Nicholson – Noonan, 2014 für Details zur Abgrenzung und deskripti-
ve Analysen). Wenngleich der Modus der grenzüberschreitenden Erbringung nicht in den Daten erhoben wird, zeigt 
sich, dass die Bedeutung des digitalen Handels vor allem für Dienstleistungen von Bedeutung ist und mehr als 55% der 
EU-Dienstleistungsexporte digital unterstützt werden (Meltzer, 2014).  
44)  Beispielsweise sind Aufzüge und Fahrtreppen über Sensoren und das Internet der Dinge mit Servicetechnikern und 
Call-Centern für Kunden in Verbindung (Deloitte, 2016). Gleichfalls wird dieses Phänomen vermehrt auch im Hinblick 
auf digitale Arbeitsformen über Plattformen, wie etwa „crowdworking“, sichtbar. 
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Empirische Befunde – Traditionelle versus digitale Handelsbeziehungen 

Die Nutzung digitaler Technologien verändert traditionelle Handelsmuster in zweifacher Wei-
se: (i) Einerseits wird der Internationalisierungsprozess beschleunigt und insbesondere KMU und 
Dienstleistungsunternehmen ermöglicht, Exportaktivitäten aufzunehmen und sich in globale 
Wertschöpfungsketten einzugliedern, (ii) anderseits verändert sich die Bedeutung von Han-
delsbarrieren. Im Hinblick auf diese zweite Beobachtung untersuchen Lendle et al., 2013 und 
Lendle et al., 2016 den Unterschied zwischen traditionellen (offline) und digitalen (online) 
Handelsströmen im Hinblick auf handelshemmende und -fördernde Faktoren auf Basis von 
Unternehmensdaten von eBay für die USA über den Zeitraum 2004-2010. Wie die Autoren fin-
den, ist der Effekt von geographischer Distanz im Online-Handel um 61% niedriger als im tradi-
tionellen Warenaustausch. Ebenso zeigt ihre Analyse, dass andere Handelsbarrieren wie ein 
gemeinsames Rechtssystem und historische Beziehungen bei digitalem Handel von geringerer 
Bedeutung sind, während gemeinsame Sprachkenntnisse zunehmend an Relevanz gewinnen 
(sieheAbbildung 4). 

Abbildung 4: Handelskosten im Vergleich 

 
Q: Bieron - Ahmed, 2015. 

 

Ein weiteres Charakteristikum der Digitalisierung des globalen Handels zeigt sich in der Zu-

nahme kleinerer Handelsströme („micro-flows“, Lund – Manyika, 2016), für die eine effiziente 

Transport- und Logistikplanung unabdingbar ist. Zudem erlauben digitale Technologien eine 

neue, komprimierte Aufteilung internationaler Wertschöpfungsketten mit regionalen Speziali-

sierungen und die Positionierung einzelner „tasks“ an vorteilhaften Standorten (Baldwin, 2016), 

sodass reshoring-Aktivitäten wieder attraktiver werden und Unternehmen gewisse Aktivitäten 

wieder nach Hause zurück oder näher zum Heimmarkt verlagern (De Backer - Flaig, 2017; 

De Backer et al., 2016). Im Zusammenhang mit 3D-Druck (siehe Textkasten) können komplexe 

Produkte relativ zeitnah (on demand) und unabhängig vom räumlichen Standort – an jedem 

Ort – angefertigt werden. Somit werden Transportkosten und Skaleneffekte irrelevant, da die 

Produktion räumlich verteilt stattfindet und Globalisierung zunehmend durch lokale Prozesse 

verändert wird (OECD, 2017C; Abeliansky et al., 2015). 
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Empirische Befunde – Globale Wertschöpfungsketten und 3D-Druck 

Additive Fertigungstechnologien, wie 3D-Druck, haben das Potential, die Struktur und Zu-
sammensetzung des internationalen Handels und globaler Wertschöpfungsketten im Sinne 
einer Re-Regionalisierung und einer Produktion „on demand“ in Kundennähe zu verändern. 
Eine umfassende Analyse von Kommerskollegium (2016) fasst drei Effekte zusammen, in deren 
Zuge 3D-Druck auf die Natur internationaler Wertschöpfungsketten, vor allem von 
Downstream-Prozessen, wirkt: (i) Die Beziehungen werden komprimierter, (ii) die Produktion 
rückt näher an den Kunden („nearshoring“) und (iii) die Notwendigkeit von Zwischenlagern 
wird verringert. Aber auch Upstream-Prozesse werden durch die Nutzung dieser neuen Ferti-
gungstechnologien modifiziert. Diese Veränderungen implizieren, dass 3D-Druck die Bedeu-
tung des bilateralen Warenhandels verringert, im Gegenzug zu einer Ausweitung des digita-
len Handels und des Dienstleistungshandels führt und somit die Eigenschaften von globalen 
Wertschöpfungsketten abändert (De Backer – Flaig, 2017). Während frühe Anwendung von 
3D-Druck sich auf den Fahrzeugbau, die Luft- und Raumfahrtindustrie sowie Medizintechnik 
fokussierte, finden diese Fertigungstechnologien zunehmend auch in anderen Bereichen, u.a. 
in der Elektronikindustrie, Ingenieurs- und Architekturleistungen, Anwendung, wie die sektorale 
Analyse für 2013 aufzeigt (sieheAbbildung 5).  

Abbildung 5: Sektorale Verbreitung von 3D-Druck 

 
Q: Kommerskollegium (2016). 

Gemäß einer Schätzung von A.T. Kearney (2015) wird der Umsatz der 3D-Druck-Industrie von 
4.5 Mrd. $ im Jahr 2014 auf 17.2 Mrd. $ im Jahr 2020 steigen. Diese rasante Entwicklung wird 
auch im aktuellen Wholers Report 201745) bestätigt: Im Jahr 2016 sind die weltweiten Umsätze 
des 3D-Druck-Sektors um 17,4% gestiegen, konnten aber nicht an das dynamische Vorjah-
reswachstum von 25,9% anknüpfen. Im Hinblick auf die Verbreitung des 3D-Drucks in Unter-
nehmen zeigt eine Studie von PwC (2014), dass rund 67% der Unternehmen in der Sachgüter-
erzeugung bereits 3D-Druck anwenden, wobei ein Großteil noch mit diesen neuen Technolo-

                                                      
45)  Siehe https://wohlersassociates.com/2017report.htm. 
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gien experimentiert, während rund ein Viertel bereits 3D-Drucker für die Herstellung von Proto-
typen verwendet (sieheAbbildung 6).  

Abbildung 6: Anwendung von 3D-Druck in Unternehmen 

 
Q: Kommerskollegium (2016). 

Die zunehmende Verbreitung von additiven Fertigungstechnologien, wie 3D-Druck, stellt eini-
ge Bereiche vor neue Herausforderungen: Insbesondere werden Anpassungen bei rechtli-
chen und handelspolitischen Rahmenbedingungen nötig, vor allem in Bezug auf Fragen zu 
Haftung und Gewährleistung, Schutz der Rechte an geistigem Eigentum sowie die Anwen-
dung von Handelsabkommen, wie die umfassende Diskussion in Kommerskollegium (2016) 
aufzeigt. Im Hinblick auf die Konsequenzen von 3D-Druck für die Handelspolitik argumentiert 
Suominen (2014A, 2014B), dass die Regeln des internationalen Handels und der Handelspolitik 
wenig Anleitung zu diesem Thema bieten und hinter diesen Neuerungen zurückbleiben. Somit 
stellt 3D-Druck eine Herausforderung für die Fähigkeit des multilateralen Handelssystems dar, 
diese Veränderungen zu antizipieren und bei Freihandelsabkommen, Investitionen und Ver-
trägen über gewerbliche Schutzrechte und Steuern zu berücksichtigen.  

Die zunehmende Digitalisierung der Geschäftsmodelle erleichtert Unternehmen die Erschlie-

ßung potentieller, meist geografisch weit entfernter Handelspartner (extensiver Rand) sowie 

die Intensivierung bestehender Beziehungen (intensiver Rand; USITC, 2013). Besonders im 

Dienstleistungshandel kann durch die verstärkte Nutzung von digitalen Technologien die für 

die Leistungserbringung erforderliche physische Nähe zum Kunden überwunden und dadurch 

der Marktradius erhöht werden (Bieron – Ahmed, 2015). Eine Vielzahl empirischer Befunde für 

die USA und die EU zeigen, dass durch die verstärkte Nutzung von digitalen Technologien 

KMU eine ähnlich hohe Wahrscheinlichkeit wie Großunternehmen aufweisen, Exportaktivitä-

ten aufzunehmen. Ebenso bedienen KMU mit digitalen Geschäftskanälen im Vergleich zu 

traditionellen KMU eine höhere Anzahl von ausländischen Märkten und integrieren sich leich-

ter in globale Wertschöpfungsketten (Meltzer, 2014; USITC, 2014; Lendle et al., 2013; Ebay, 

2012; Europäische Kommission, 2015A). Darüber hinaus belegen Lendle et al. (2013), dass bei 

Unternehmen, die über Online-Plattformen agieren, der Anteil der Exporteure unabhängig 

von der Unternehmensgröße bei über 90% liegt, während bei traditionellen Unternehmen sich 
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nur zwischen 5% bis 15% im Export engagieren.46) Die digitale Transformation trägt somit dazu 

bei, den Prozess der Internationalisierung zu beschleunigen, insbesondere bei KMU und 

Dienstleistungsunternehmen (Nordås, 2015). Ein besonderes Phänomen im Bereich der Digita-

lisierung des internationalen Handels stellt das Aufkommen der „micro-multinationals“ dar.47) 

Diese KMU exportieren spezialisierte Waren und Dienstleistungen über digitale Plattformen 

und sind sehr früh im Unternehmenszyklus auf Exportmärkten und (durch die zunehmende Be-

deutung von „trade in tasks“) in globalen Wertschöpfungsketten integriert (HSBC, 2016; 

Grossman – Rossi-Hansberg, 2008; Ariu – Mion, 2016). 

2.4.3 Anknüpfungspunkte zu anderen Themenfeldern 

Makroökonomie: 

 Durch grundlegende Veränderung der Parameter für internationale Handelsströme und 

Wertschöpfungsketten Verschiebung der internationalen Handels- und Wirtschaftsver-

flechtungen. 

Wettbewerb: 

 Wettbewerbspotentiale durch neue Geschäftsfelder, Technologien und Innovationen; 

 Geringere Transaktions- und Transportkosten vergrößern den Marktradius und intensivie-

ren den (inter-)nationalen Wettbewerb; 

 Höhere Konkurrenz auf digitalen Marktplätzen und Online-Plattformen; 

 Entwicklung der Siedlungsstruktur beeinflusst netzwerkbasierte Plattformökonomie. Diese 

ist aufgrund der benötigten kritischen Masse häufig nur in Gegenden mit hinreichender 

Bevölkerungsdichte rentabel (etwa Dienstleistungen wie Plattform-basierte Personen-

transporte wie 'Uber', 'Lyft'). 

Soziale Sicherheit: 

 Gefälle (Konvergenz) in der digitalen Infrastruktur zwischen Stadt und Land verschärft 

(reduziert) die „Digital Divide“ und damit die soziale Kluft durch Selektion in von Infrastruk-

turqualität beeinflusste niedrig- bzw. hochpreisige Wohnorte. 

 Arbeitsmarkt-Plattformen 

 Ortsunabhängige Arbeitsmöglichkeiten (Höhere Flexibilität, aber mehr Konkurrenz) 

 Die Steigerung der Fahrsicherheit durch die Reduzierung menschlicher Fehler ermöglicht 

den Zugang zu Mobilität für Seniorinnen und Senioren. 

  

                                                      
46)  Für Auswirkungen von Online-Plattformen auf das Funktionieren des Wettbewerbs siehe Themenfeldanalyse: 
Wettbewerb.  
47)  https://news.wko.at/news/oesterreich/KMU-(und-Micro-multinationals)-nutzen-Digitalisierung.html (19. Juli 2017). 
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Umwelt und Energie: 

 Durch ein effizienteres Logistik- und Vertriebsnetzwerk (z.B. „Smart Container“-Nutzung), 

aber auch durch 3D-Printing können sich die negativen Umweltaspekte des internationa-

len Handels reduzieren. 

 Siedlungsstruktur wirkt auf Energieversorgung und -bedarf: Negative Effekte sind von stei-

genden Zersiedelungstendenzen durch flächendeckendes Breitbandinternet und auto-

nomes Fahren bei Ausbleiben von Initiativen in Raumordnung bzw. Flächenwidmung zu 

erwarten. 

 Effizientere Verkehrssysteme reduzieren Emissionen und Energiebedarf. 

 Effizienzpotentiale der Konzepte „Smart Cities“ und „Smart Grids“ (Friesenbichler, 2013). 

2.4.4 Fazit 

Bei komplexeren oder wenig standardisierten Produkten ist menschliche Arbeit komplementär 

zu digitalen Technologien, Face-to-face-Kommunikation bleibt ein integraler Bestandteil öko-

nomischer Aktivitäten. Die Standortvorteile von zentralen Räumen verstärken sich dadurch 

weiter: Durch die zunehmende Bedeutung komplexer Nicht-Routine-Tätigkeiten bei mensch-

licher Arbeit wiegen Agglomerationseffekte, bessere Infrastruktur-, Technologie- und Human-

kapitalausstattungen der Städte noch stärker. Die Züchtung hoch digitalisierter, wissensinten-

siver Branchen in ländlichen Gebieten unter dem Einsatz öffentlicher Mittel ist somit ineffizient. 

Vielmehr erscheint es prioritär, den Unternehmen außerhalb der Zentralräume den Zugang zu 

externem digitalem Wissen der Zentren zu ermöglichen. Die Entwicklungschancen ländlicher 

bzw. peripherer Regionen hängen jedoch vorwiegend von den regionalen Kapazitäten zur 

erfolgreichen Nutzung digitaler Infrastruktur ab und nicht von deren Verfügbarkeit.  

Die Verfügbarkeit bzw. Qualität von Breitband beeinflusst zunehmend die Wohnortwahl und 

wirkt im ländlichen Raum positiv auf die Bevölkerungsentwicklung. Beschäftigungseffekte sind 

laut einschlägiger Literatur – sofern überhaupt vorhanden – bisher wesentlich geringer. Ohne 

proaktive Gegensteuerung durch Raumordnung und Flächenwidmung droht die ineffiziente 

Zersiedelung durch einen flächendeckenden Breitbandausbau weiter voranzuschreiten. Ähn-

liches gilt für digitale Mobilität: Automatisiertes Fahren beeinflusst die wahrgenommene Fahr-

zeit, da diese für alternative Tätigkeiten genutzt werden kann. Prognosen zu den Auswirkun-

gen des automatisierten Fahrens auf räumliche Strukturen sind zwar mit sehr großer Unsicher-

heit behaftet und hängen wesentlich von der Nutzung des politischen Gestaltungsspielraums 

ab. Bei Dominanz des Individualverkehrs und ohne proaktive Raum- und Verkehrsplanung ist 

jedoch ebenso von steigenden Zersiedelungstendenzen durch automatisiertes Fahren auszu-

gehen. 

Die digitale Transformation beschleunigt den Prozess der Internationalisierung beträchtlich. 

Bei verstärkter Nutzung digitaler Technologien weisen KMU eine ähnlich hohe Wahrscheinlich-

keit wie Großunternehmen auf, Exportaktivitäten aufzunehmen. Insbesondere Unternehmen, 

welche über Online-Plattformen (siehe Themenfeldanalyse: Wettbewerb) agieren, weisen 
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extrem hohe Exporttätigkeiten auf: Unabhängig von der Unternehmensgröße liegt der Anteil 

der Exporteure bei diesen Unternehmen bei über 90% (gegenüber 5% bis 15% bei traditionel-

len Unternehmen). Die Digitalisierung des grenzüberschreitenden Handels senkt zudem empi-

rischen Ergebnissen gemäß den Effekt räumlicher Distanz um etwa zwei Drittel. Andere Fakto-

ren, wie sprachliche Kenntnisse und eine effiziente Transport- und Logistikplanung (insbeson-

dere bei „micro-flows“), gewinnen hingegen zunehmend an Bedeutung. Insgesamt senken 

digitale Technologien die (internationalen) Handelskosten deutlich. Damit ist der digitale 

Wandel insbesondere für kleine offene Volkswirtschaften von besonderer Bedeutung. 
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2.5 Themenfeldanalyse: Soziale Sicherheit 

Julia Bock-Schappelwein, Christine Mayrhuber 

2.5.1 Einleitung und Fragestellungen 

Der Begriff bzw. das Adjektiv „socialis“ wird im allgemeinen Sprachgebrauch als Synonym für 

gemeinnützig, hilfsbereit und im weiteren Sinn für „gesellschaftlich“ verwendet. In der Öko-

nomie ist Sozialpolitik das Gestalten von wirtschaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen 

für bestimmte Personengruppen und / oder Lebenslagen. Konzepte der Sozialpolitik sind je-

denfalls heterogen und die Sozialpolitikbereiche sehr vielschichtig. Der österreichische Wohl-

fahrtsstaat umfasst neben der Sozialversicherung auch Regulierungen des Arbeitsmarktes und 

der Arbeitsbedingungen, das Aus- und Weiterbildungssystem bis hin zur Versorgung der Be-

völkerung mit (sozialen) Dienstleistungen.  

Die nachfolgenden Ausführungen zu den Auswirkungen der Nutzung digitaler Technologien 

werden ausschließlich in Bezug auf die soziale Sicherheit (Sozialversicherung) formuliert, da 

rund 85% aller Sozialausgaben auf den erwerbsarbeitszentrierten Sozialversicherungssystemen 

(Pensions-, Kranken-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung) beruhen. Auswirkungen der Digita-

lisierung in den übrigen wohlfahrtstaatlichen Bereichen bleiben dagegen weitgehend unbe-

rücksichtigt.  

Die soziale Absicherung erfolgt in Österreich hauptsächlich über Erwerbsarbeit: Liegt eine ver-

sicherungspflichtige, kontinuierliche Erwerbstätigkeit in Verbindung mit einem Erwerbsein-

kommen oberhalb des Existenzminimums vor und bleiben risikobedingte Einkommensausfalls-

zeiten (Arbeitslosigkeit, Krankheit) zeitlich begrenzt, garantiert die Sozialversicherung ein ent-

sprechendes Sicherungsniveau. Sind diese Voraussetzungen dagegen nicht erfüllt, so stellt 

sich das System weniger leistungsfähig dar. Dann kommt dem zweiten sozialen Netz, den Leis-

tungen aus der Bedarfsorientierten Mindestsicherung, eine tragende Rolle zu.48) 

Sowohl im Produktions- als auch im Dienstleistungssektor entwickeln und verbreiten sich mithil-

fe der Nutzung digitaler Technologien neue Arbeits- und Einkommensformen, die sich von der 

gegenwärtigen Struktur der unselbständigen Erwerbsarbeit unterscheiden und insbesondere 

hinsichtlich Ausmaß, Zeitlichkeit und Dauer nicht im Einklang mit den Grundprinzipien des ge-

genwärtigen sozialen Sicherungssystems stehen (Schmid, 2010, Buhr et al., 2016, Eichhorst et 

al., 2016, Buhr - Trämer, 2016). Veränderungen bei den Erwerbseinkommen und in der Be-

schäftigungsstabilität und das Auftreten neuer Beschäftigungsformen verändern sowohl das 

individuelle Sicherungsniveau als auch die Finanzierungsbasis der sozialen Sicherung. Sie ha-

ben damit im erwerbszentrierten österreichischen Sozialversicherungssystem, mit der annä-

hernd paritätischen Finanzierung durch Arbeitgeber- und ArbeitnehmerInnenbeiträge, unmit-

telbare Auswirkungen auf das System der sozialen Sicherheit.  

                                                      
48)  Knapp 47% der 16- bis 60/65-jährigen Beziehenden der Bedarfsorientierten Mindestsicherung bezogen 2016 eine 
AMS-Leistung; 12% stockten ihr Erwerbseinkommen auf (Pratscher, 2016).  



–  57  – 

   

In virtuellen Produktions- und Arbeitsräumen verändern sich neben der Art der Leistungser-

bringung (Arnold et al., 2016), der Arbeitsabläufe (Buhr — Trämer, 2016, Maschke, 2016) und 

der Relevanz räumlicher Distanzen (z.B. Flecker – Schönauer, 2016, Risak, 2017B, Walwei, 

2016A) die Beschäftigungs- und Einkommensformen. Im Bereich der plattformbasierten Arbeit 

entsteht Beschäftigung in Form selbständiger Tätigkeiten, wodurch auf unselbständige Be-

schäftigung zugeschnittene Arbeitszeitgesetze und Arbeitszeitregulierungen (Kessler, 2016, 

Heiling – Kuba, 2016, Brenner, 2014) sowie kollektivvertraglicher (Einkommens-)Schutz nicht zur 

Anwendung kommen (Arnold et al., 2016, Agrawal et al., 2013). Zudem gewinnen absolute 

Kostenvor- bzw. Kostennachteile zwischen Nationalstaaten an Bedeutung (Capello et al, 

2011). Im Bereich der unselbständigen Beschäftigung ermöglicht der Einsatz digitaler Techno-

logien ortsungebundenes und mobiles Arbeiten, wodurch die Grenzen zwischen Arbeits- und 

Freizeit verschwimmen (Absenger, 2016). Bei der plattformbasierten Arbeitserbringung (Crow-

dsourcing, Crowdwork, siehe Kasten) zeigen sich die Veränderungen der Arbeitsorganisation 

und –erbringung vorab, wenngleich sie gegenwärtig noch nicht weit verbreitet ist (Huws – 

Joyce, 2016). Boes (2017) sieht Crowdwork als „die Spitze eines Eisbergs“; die neuen Prinzipien 

der Plattformarbeit werden zur neuen Leitorientierung für die Erwerbsarbeit insgesamt, wes-

halb Boes et al. (2017) Crowdwork als „Vorbote“ bezeichnen. Diese Veränderungen und Ent-

wicklungen am Erwerbsarbeitsmarkt führen zu einem schwächer werdenden Sozialschutz für 

manche Gruppen von ArbeitnehmerInnen und insgesamt zu großen Herausforderungen für 

das Sozialversicherungssystem. 

Bislang konzentrierten sich die wissenschaftlichen Arbeiten zu den Auswirkungen der Nutzung 

digitaler Technologien auf den Arbeitsmarkt überwiegend auf technisch mögliche Arbeits-

platzveränderungen (für einen Literaturüberblick siehe Tichy, 2017, Nagl et al. 2017, Autor, 

2015, Gregory et al. 2016, OECD, 2015F) und technologisch notwendige Arbeitskräftequalifi-

zierung (Bock-Schappelwein, 2016), während die Wirkungsketten zwischen technischen Ver-

änderungen, Art und Umfang der Erwerbstätigkeit, Einkommensentwicklung und sozialrechtli-

cher Absicherung bisher nur am Rande Gegenstand empirischer Analysen waren.  

Vor diesem Hintergrund werden auf der Grundlage der skizzierten, sich abzeichnenden Ver-

änderungen in den Erwerbs- und Beschäftigungsformen folgende Ausgangshypothesen for-

muliert: 

 Die Qualität (und die nachfolgend nicht weiter behandelte Quantität) der Erwerbsarbeit 

sowie die Qualität der Arbeitsbeziehungen werden durch den Einsatz digitaler Technolo-

gien nachhaltig verändert.  

 Das System der sozialen Sicherheit, im vergangenen Jahrhundert entwickelt auf der 

Grundlage einer Industriegesellschaft, bedarf in einer digitalisierten Arbeitsgesellschaft ei-

ner strukturellen Neuausrichtung.  

 Wenn innovative Arbeitsformen und Risikobereitschaft in der digitalen Arbeitswelt wichti-

ger werden, braucht es Systeme der sozialen Sicherung, die imstande sind, diese Risiken 

aufzufangen.  
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Daraus lassen sich folgende Forschungsfragen ableiten: 

 Wie wirkt die Digitalisierung auf die Qualität der Arbeit(serbringung)? Sind Frauen und 

Männer unterschiedlich betroffen? 

 Wie können Erwerbseinkommen in Hinkunft existenzsichernd bleiben?  

 Wie kann die langfristige soziale Absicherung von Personen, welche hybriden Arbeitsfor-

men nachgehen und perforierte Einkommensverläufe aufweisen, zukünftig gestaltet 

werden? 

 Wie können die veränderten Anforderungen an Berufe und Betätigungsfelder, die Ände-

rungen der Qualifikationsprofile und der verstärkte Bedarf an lebenslanger Weiter- sowie 

Re-Qualifikation gestaltet werden? 

 Welche nationalen bzw. transnationalen Möglichkeiten und Notwendigkeiten der Gestal-

tung globalisierter Arbeitsmärkte sind denkbar?  

2.5.2 Theoretische und empirische Befunde 

Die Abschätzung der Auswirkungen der Nutzung digitaler Technologien auf den Arbeitsmarkt 

unterliegt sowohl einem Abgrenzungsproblem als auch einem Messproblem: Wie können digi-

talisierte Arbeitsplätze definiert werden und wie lässt sich Digitalisierung operationalisieren? 

Stettes (2017) bezeichnet Digitalisierung vor diesem Hintergrund als „empirisches Dilemma“.  

Wie wirkt Digitalisierung auf die Qualität der Arbeit? 

Die Polarisierungsthese (Goos et al., 2009, 2014) prognostiziert aufgrund des verstärkten Tech-

nologieeinsatzes eine höhere Arbeitskräftenachfrage im oberen Qualifikationssegment zulas-

ten der mittleren Qualifikationen, da im mittleren Segment die standardisierbaren Tätigkeiten 

wegrationalisiert werden können. Mit dem Beschäftigungsanstieg im oberen Qualifikations-

segment steigt diesem Ansatz zufolge zudem die Nachfrage nach gering qualifizierten Ar-

beitskräften, die Dienstleistungen für erstere erbringen. Sowohl für die USA als auch für Europa 

gibt es empirische Evidenz einer Polarisierung des Arbeitsmarktes (Autor et al, 2008, Goos et 

al. 2014, OECD, 2017D). Sarkar (2017) zeigt darüber hinaus, dass auf polarisierten Arbeitsmärk-

ten Überqualifizierung im unteren Lohnsegment häufiger vorkommt (UK, Spanien) als in weni-

ger polarisierten Arbeitsmärkten (Deutschland, Schweden).  

In Österreich ist dagegen, gemäß Bock-Schappelwein (2016), eine sinkende Nachfrage nach 

mittleren Qualifikationen (Lehre, BMS, AHS, BHS) entgegen dem international beobachtbaren 

Trend nicht feststellbar. Zwischen 1995 bis 2016 lag der Anteil von Arbeitskräften mit mittlerer 

Ausbildung relativ stabil bei rund 70%. Auch Hofer et al. (2017) zeigen auf der Grundlage der 

Lohnsegmente, dass zwischen 1994 und 2015 keine eindeutigen Polarisierungstendenzen am 

österreichischen Arbeitsmarkt sichtbar waren. Ein ähnliches Bild ist auch in anderen Ländern 

mit einem stark ausgebauten dualen Bildungssystem, wie z.B. in Deutschland, zu erkennen 

(Eichhorst – Buhlmann, 2015).  
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Solo-Selbständige 

Eine deutliche Veränderung in der Beschäftigungsstruktur, die in den Arbeiten zur Polarisie-

rungsthese nicht abgebildet ist, ist die Zunahme des Anteils selbständig Erwerbstätiger (Euro-

found 2014). Veit (2017) bezeichnet die Verschiebung der Wertschöpfung weg von klassi-

schen ArbeitnehmerInnenverhältnissen hin zu Freelance- und Crowdwork als ein wesentliches 

Moment der Arbeitsmarktveränderungen im Zusammenhang mit der Digitalisierung; v.a. ist 

dabei der steigende Anteil selbständig Erwerbstätiger ohne weitere ArbeitnehmerInnen, so-

genannter „Solo-Selbständiger“ (Arnold et al., 2016) relevant.  

Auch in Österreich steigt der Anteil der Solo-Selbständigen. Zwischen 2005 und 2016 betrug 

der Zuwachs gemäß Mikrozensus-Daten bei den Männern 17% und bei den Frauen 43%. Wäh-

rend die Zahl unselbständig beschäftigter Männer bzw. Frauen um jährlich 0,8% bzw. 1,1% zu-

nahm, betrug der Zuwachs bei den Solo-selbständigen Männern 1,4% p.a. und bei den Frau-

en 2,2% p.a. (Bock-Schappelwein – Mayrhuber, 2017).  

Crowdwork  

Auf Plattformen ausgelagerte Leistungen werden laut Walwei (2016B) meistens von Solo-

Selbständigen erbracht, die diese Leistungen haupt- oder nebenberuflich erbringen.49) Sol-

che „Employees without a boss“ (Kessler, 2016) konkurrieren, in Abhängigkeit von der inhaltli-

chen Ausrichtung der Plattformen (Handwerkstätigkeiten wie z.B. MyHammer, Softwareent-

wicklung, –technologien, kreative und Multimediatätigkeiten, Consulting, Projektmanage-

ment, Buchhaltung etc.) um Arbeitsaufträge; im Falle digitaler Arbeitsaufträge auf globalen 

Märkten. Die lokale bzw. regionale Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt erweitert sich in dieser 

Wettbewerbsform für die Crowdworker zu einer globalen Konkurrenz (Leberstein – Smith, 2015, 

Leimeister - Shkoodran, 2013). Die Plattformen selbst führen AuftraggeberInnen und Auftrag-

nehmerInnen zusammen, d. h. sie agieren als Intermediäre bzw. Infrastruktur-Provider. Als ein-

zige der drei Gruppen von TeilnehmerInnen entstehen für die Plattformen durch diese Interak-

tion weder unternehmerische, rechtliche oder soziale Risiken noch Kosten für die Leistungser-

bringung oder die Betriebsmittel (Haberfellner, 2015). PlattformbetreiberInnen haben Zugriff 

auf und Kontrolle über die Regeln auf der Onlineplattform (Schmidt, 2017). 

Crowdwork stellt – besonders in Regionen mit geringer Arbeitsnachfrage – für die Menschen 

eine Möglichkeit eines Arbeitsmarktzugangs dar. In Ländern mit geringen Lebenshaltungskos-

ten kann es darüber hinaus eine lukrative Erwerbs-50) oder Zuverdienstmöglichkeit sein. Erste 

empirische Befunde weisen darauf hin, dass Crowdwork eine hybride Arbeitsform darstellt, da 

rund 80% der Crowdworker in den USA (Berg, 2016) bzw. rund 98% in Österreich daneben un-

selbständig beschäftigt sind (Huws – Joyce, 2016). Einkommensrisiken für die Crowdworker er-

geben sich durch unbegründete Ablehnungen von Arbeitsergebnissen, einseitige Verände-
                                                      
49)  Oft handelt es sich auch um parallel ausgeübte Tätigkeiten, also hybride Arbeitsformen, wobei Personen sowohl 
unselbständig beschäftigt sind als auch auf Plattformen selbständige Tätigkeiten ausführen (Huws – Joyce, 2016).  
50)  Die ILO zeigt beispielsweise, dass ein Drittel der indischen Crowdworker auf der Plattform Amazon Mechanical 
Turk Heimarbeit als Hauptgrund für ihre Plattformarbeit angeben, in den USA sind es ein Fünftel (Berg, 2016).  
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rungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie Intransparenz bei wettbewerbsorien-

tierten tasks oder bei Rating-Systemen51) (Leimeister et al. 2016, Risak, 2017B). Onlineplattfor-

men senken die Transaktionskosten für Selbständige, da der Zugang zu potentiellen KundIn-

nen erleichtert und Marketing und Abrechnung vereinfacht werden (Arnold et al., 2016). Der 

wohlfahrtssteigernden Wirkung sinkender Transaktionskosten muss aber die Übernahme des 

Unternehmerrisikos durch die Solo-Selbständigen gegenübergestellt werden.  

Der Begriff „Crowdsourcing" wurde erstmalig von Howe (2006) verwendet. In Analogie zu Out-
sourcing, wo betriebliche Tätigkeiten auf andere Standorte ausgelagert werden, steht dieser 
Begriff für die Auslagerung von Arbeit in die virtuelle „crowd“ [engl. für Menge, Masse]. Unter-
nehmen (oder auch Einzelpersonen) nutzen mithilfe moderner Informations- und Kommunika-
tionstechnologien die Expertise der virtuellen „crowd“, um spezifische Aufgaben abarbeiten 
zu lassen (siehe dazu auch z.B. Saxton et al., 2013). Für die Arbeitskräfte wird der Begriff Crow-
dworker oder Cloudworker verwendet. Es handelt sich hierbei um die Arbeitskräfte, die diese 
plattformbasierten Arbeitsaufträge erledigen.  

Formen: Beim internen Crowdworking ist die unternehmenseigene Belegschaft die „crowd“, 
beim externen Crowdworking werden externe Personen zur Bearbeitung herangezogen. Beim 
wettbewerbsbasierten Crowdworking liefern die Crowdworker die Arbeit ab, wenige Gewin-
nerInnen erhalten eine Entlohnung, das Verfügungsrecht über die abgelieferte Arbeit jener, 
die nicht zum Zug kamen, ist oftmals nicht geregelt (Warter, 2016). Es gibt auf den Plattformen 
auch Rating-Systeme für Crowdworker, die über deren Arbeitschancen mitentscheiden, die 
aber für die Crowdworker oftmals intransparent sind. Bei Plattformarbeit sind AuftraggeberIn, 
AuftragnehmerIn und VermittlerIn (Plattform) beteiligt, wobei die Grenzziehung zwischen Auf-
traggeberIn und Plattform oft verschwimmt (Risak, 2017B).  

Schmidt (2017) unterscheidet hinsichtlich des Ausmaßes der Arbeit zwischen Projekten, Gigs, 
tasks und Microtasks.  

Da viele arbeits- und sozialrechtliche Regulierungen an die unselbständige Erwerbstätigkeit 

geknüpft sind, braucht es Regulierungen im Bereich des Crowdworkings. Es ist zu klären, wer 

die Vertragsparteien bei Crowdwork sind, ob bzw. wann ein Arbeitsvertrag vorliegt, wie 

Crowdworker sozialversicherungsrechtlich abgesichert sind (z.B. durch eine parallel ausgeüb-

te unselbständige Beschäftigung), welche arbeitsrechtlichen Regelungen anwendbar sind 

etc.  

Risak (2016) sieht beispielsweise das in Österreich vorhandene Heimarbeitsgesetz als eine 

Möglichkeit, Crowdwork zu regulieren: Die im Heimarbeitsgesetz52) (1918 eingeführt) geregel-

te Arbeit weist große Parallelen zum Crowdwork auf: Der Wohnort ist der Arbeitsort, der Ab-

satz ist zentral organisiert, was früher die Mittelsperson war, ist jetzt die Internetplattform. Aller-

dings ist im Heimarbeitsgesetz nur die Warenherstellung, nicht aber eine Dienstleistungserstel-

lung geregelt, wodurch es entsprechend ergänzt werden müsste.  

                                                      
51)  Hier ist die Transparenz der Ratingerstellung (Auftraggeber, Plattform) für die Erwerbstätigen oftmals mangelhaft 
(Rio Antas, 2015).  
52)  Das Heimarbeitsgesetz regelt Arbeits- und Lieferbedingungen, Entgelt, Gefahrenschutz etc.  
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Genderaspekt  

Hinsichtlich einer geschlechtsspezifischen Fokussierung zeigt sich für Österreich, dass Frauen 

stärker in Berufen mit Schwerpunkt auf analytischen und interaktiven Nicht-Routinetätigkeiten 

sowie kognitive Routinetätigkeiten arbeiten, während der Anteil jener, die in Berufen mit 

überwiegend manuellen Routinetätigkeiten arbeiten, mit rund 15% vergleichsweise niedriger 

ausfällt (Bock-Schappelwein, 2016). Implizit würden bei Rationalisierungen im Bereich der ma-

nuellen Routinetätigkeiten Frauen und Männer in Österreich gleichermaßen betroffen sein, 

wenngleich das Bündel an Arbeitsinhalten am Arbeitsplatz sowie die Kosten für den Einsatz 

von Technologie über das tatsächliche Potenzial entscheiden. Am US-Arbeitsmarkt dürften 

die Beschäftigungseinbußen für Männer dagegen stärker ausgeprägt sein, der Lohnrückgang 

unterscheidet sich hingegen kaum (Acemoglu – Restrepo, 2017). Da global gesehen Frauen 

stärker in Berufen mit Schwerpunkt auf manuellen Routinetätigkeiten arbeiten, bedeutet 

Technologisierung eine stärkere Betroffenheit von Frauen (UNCTAD, 2017).  

Der Einsatz digitaler Technologien birgt aber auch eine Möglichkeit des „Empowerments“ für 

Frauen. Die Wirkungskanäle dafür sind vielschichtig und reichen von der Möglichkeit eines 

leichteren (digitalisierten) Arbeitsmarktzugangs, über die digitalisierungsbedingte Nachfrage 

nach höheren Qualifikationen, die mittelfristig zu geringeren Einkommensdifferenzen zwischen 

Frauen und Männer führen kann, bis hin zum verbesserten Zugang zu Absatzmärkten.53) Da es 

aber noch keine Gender-Parität im Zugang zu und in der Ausstattung mit digitaler Technolo-

gie gibt54), bleiben die vorhandenen Potentiale für Frauen weitgehend ungenutzt (World 

Bank, 2016). 

In Bezug auf die Einkommensstrukturen verweisen Bock-Schappelwein – Mayrhuber (2017) da-

rauf, dass die Zunahme der Solo-selbständigen Frauen mit geringen Einkommen höher ist als 

jene der Männer und auch höher als bei den unselbständig erwerbstätigen Frauen. Ob und 

inwieweit diese Dynamik mit der Nutzung digitaler Technologien in Verbindung steht, muss je-

denfalls stärker beforscht werden; bislang liegt der Forschungsfokus auf dem Bereich der un-

selbständig Erwerbstätigen.  

Insgesamt dominieren am Erwerbsarbeitsmarkt der Frauen atypische Beschäftigungsfor-

men.55) Technologieinduzierte Arbeitsmarktveränderungen könnten (auch bei Männern) zu 

einem weiteren Rückgang der kontinuierlichen Vollzeiterwerbstätigkeit führen. Brüchige 

(Frauen-)Erwerbskarrieren und niedrige Einkommen (sowohl aus unselbständiger als auch 

                                                      
53)  Vier von zehn VertragspartnerInnen des Online-Lieferanten „Alibaba“ sind Frauen (World Bank, 2016).  
54)  In Niedrig- und Mitteleinkommensländern (LDC, MDC) haben Frauen deutlich seltener ein Mobiltelefon als Män-
ner, in Südasien besitzen Frauen zu 38% weniger Mobiltelefone, in Afrika benutzten halb so viele Frauen wie Männer 
das Internet (World Bank, 2016). 
55)  Quantitativ zeichnet sich der österreichische Arbeitsmarkt durch eine hohe Frauenerwerbsbeteiligung aus. Quali-
tative Indikatoren zeigen ein differenzierteres Bild: Frauen weisen eine hohe Teilzeitquote auf, es besteht eine starke 
Arbeitsmarksegmentierung und der Gender-Pay-Gap liegt hierzulande besonders hoch (Böheim et al., 2017, Bock-
Schappelwein et al., 2017).  
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selbständiger Beschäftigung) führen zu Abstrichen in der kurzfristigen ökonomischen und lang-

fristigen sozialen Absicherung (siehe Themenfeldanalyse: Öffentlicher Sektor, Erosionsthese).  

Wie können Erwerbseinkommen in Hinkunft existenzsichernd bleiben?  

Studien zeigen eine zunehmende Ungleichheit der Markteinkommen und eine zunehmende 

Ungleichheit der Verteilung von Arbeits- und Kapitaleinkommen (Rocha-Akis et al., 2016, Pi-

ketty, 2013) (siehe Themenfeldanalyse: Makroökonomie). Auch ist eine teilweise Abkoppe-

lung der Lohnentwicklung vom realen Wirtschaftswachstum bzw. zwischen Produktivitäts- und 

Beschäftigungswachstum beobachtbar (Polt, 2015, Brynjolfsson – McAfee, 2014). Erste empiri-

sche Hinweise für Österreich, dahingehend, ob Technologie Einkommensungleichheit, Ar-

beitslosigkeit oder Beschäftigung verändert, liefern Zilian et al. (2017): Sie zeigen, dass zwi-

schen 2002 und 2014 in F&E-intensiven Sachgüterbranchen – im Gegensatz zum Dienstleis-

tungssektor – die Verteilungsungleichheit nicht größer geworden ist; hier sind Produktivitäts-

gewinne tendenziell gleicher verteilt. Die heterogenen Entwicklungen im relativ kurzen Zeit-

raum 2002-2014 vergrößern sich durch die Verwendung von weiteren Technologievariab-

len.56)  

Der Einkommensentwicklungen im Bereich der selbständig Erwerbstätigen sind bei Zilian et al. 

(2017) nicht berücksichtigt. Hier ist die Einkommensspreizung derzeit größer als bei den Unselb-

ständigen und in vielen Wirtschaftsbereichen sind ihre Einkommen, vor allem bei Frauen, ge-

ringer als die Unselbständigeneinkommen (Guger et al., 2014). Bei den Unselbständigen weist 

ein schwaches Drittel stabile Beschäftigungs- und Einkommensverhältnisse, rund ein Drittel 

stabile Beschäftigungs- aber instabile Einkommensverhältnisse auf, und ein Viertel changiert 

zwischen atypischer Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Nichterwerbstätigkeit (Eppel et al., 

2013). Mittel- und langfristig ist die soziale Absicherung in letzt genannter Gruppe gering.  

Von den österreichischen Crowdworkern bestreiten 2% ihren Lebensunterhalt ausschließlich 

aus diesem Einkommen, für 59% stellt das Crowdwork-Einkommen weniger als die Hälfte ihres 

Gesamteinkommens dar (Huws – Joyce, 2016). Auch in Deutschland haben nur 3% der Crow-

dworker ein regelmäßiges wöchentliches Einkommen, 65% der Crowdworker erhalten pro 

Auftrag weniger als 2 €, knapp 40% von ihnen erzielen ihr Haupteinkommen aus einer abhän-

gigen Beschäftigung (Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 2016). Eine Erhebung der ILO 

ergab, dass sich der Stundenlohn auf der Plattform Amazon Mechanical Turk zwischen 1 $ 

und 5,6 $ bewegt (Berg, 2015).  

Crowdwork-Einkommen, Einkommen aus selbständiger aber auch unselbständiger Erwerbstä-

tigkeit sind verstärkt mit Unsicherheiten behaftet, die aus den unregelmäßigen, ungewissen 

und schwankenden Erwerbs- und Einkommenszuflüssen resultieren (Bögenhold – Klingsmair, 

2017). Vor dem Hintergrund der zunehmend atypischen Beschäftigungsformen in Europa 

entwickelte Eurofound (2016) den Vorschlag des „strategischen MitarbeiterInnen-Sharings“. 

Hat eine Gruppe von Unternehmen einen regelmäßig wiederkehrenden Personalbedarf, 

                                                      
56)  Ausgaben für Forschung und Entwicklung, F&E-Beschäftigte, Volumen der IKT-Investitionen.   
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gründen sie eine ArbeitgeberInnengruppe, wo ArbeitnehmerInnen beschäftigt werden, die 

über die ArbeitgeberInnengruppe einen Zugang zu kontinuierlicher Beschäftigung in den be-

teiligten Unternehmen erhalten. Der Vorteil für Unternehmen besteht im kosteneffizienten und 

flexiblen Zugang zu qualifizierten Arbeitskräften.  

Wie kann die langfristige soziale Absicherung von hybriden Arbeits- und 
Einkommensverläufen zukünftig gestaltet werden? 

Institutionelle Sicht 

Erwerbszentrierte Systeme der sozialen Sicherung verknüpfen den Anspruch und das Niveau 

sozialer Absicherung mit der Einkommenshöhe und der Dauer der sozialversicherungspflichti-

gen Beschäftigung. Die Zunahme von de-standardisierter Beschäftigung und fragmentierten 

Einkommensverläufen (Leoni et al., 2014), hohe Arbeitslosigkeit sowie eine geringe Einkom-

mensdynamik schwächen sowohl die individuelle Absicherung als auch die Finanzierungsba-

sis einkommensfinanzierter Sozialversicherungssysteme (Bäcker, 2015). Unabhängig von der 

Ausgabenentwicklung verschlechtern auch konjunkturelle Schwankungen die Finanzierungs-

lage in beitragsorientierten Systemen stärker als in überwiegend steuerfinanzierten Systemen. 

Finanzieller Rahmen der Sozialversicherung  

Die Finanzierung der Sozialschutzleistungen in den Nationalstaaten beruht auf Beiträgen der 
Versicherten, lohn(summen)abhängigen Beiträgen der Unternehmen, staatlichen Mitteln und 
sonstigen Beiträgen. Je nach Wohlfahrtsmodell variiert die Gewichtung zwischen Beitrags- 
und Steuerfinanzierung, hier bilden Dänemark und Estland die beiden Pole: In Dänemark sind 
80% der Sozialleistungen aus Steuern und 20% aus Versicherungsbeiträgen finanziert, in Estland 
sind es 20% Steuer- und 80% Beitragsfinanzierung. In Österreich sind rund 62% beitrags- und 
36% steuerfinanziert (ESSOSS, 2016).  

Die veränderten Erwerbs- und Einkommensverläufe führen in steuerfinanzierten Sozial-
schutzsystemen nicht direkt zu Finanzierungsengpässen, in versicherungsbeitragsfinanzierten 
Systemen bedeutet eine geringe Lohn(summen)- und Beschäftigungsentwicklung immer 
auch gedämpfte Beitragseinnahmen. Bock-Schappelwein – Mayrhuber (2017) zeigen, dass 
von einem Arbeitnehmerentgelt in der Höhe von 50.000 € Jahreseinkommen bei unselbstän-
diger Beschäftigung rund 18.600 € Sozialversicherungsabgaben (ArbeitgeberIn und Arbeit-
nehmerIn) und 4.640 € Lohnsteuer anfallen, bei selbständiger Erwerbstätigkeit sind es rund 
13.900 € Sozialversicherungsabgaben und 8.400 € Einkommensteuer.  

Durch die zunehmende Fragmentierung der Erwerbsverläufe und Segmentierung des Ar-

beitsmarktes (Eppel et al., 2017, Bock-Schappelwein – Mayrhuber, 2017), verstärkt durch ge-

ringe Entlohnung, bleibt die Finanzierungslage der einkommensfinanzierten sozialen Siche-

rungssysteme weiterhin angespannt. In Europa war bereits vor der Finanz- und Wirtschaftskrise 

2008/2009 ein Trend hin zur Steuerfinanzierung von Sozialausgaben vorhanden57), nicht so in 

                                                      
57)  In den Jahren 2000 bis 2014 reduzierte sich der beitragsfinanzierte Anteil der Sozialausgaben zwischen -14,5 Pro-
zentpunkten in den liberalen Wohlfahrtsstaaten und -2,5 Prozentpunkten in den kontinentaleuropäischen Wohlfahrts-
staaten. Zugleich nahm der Steueranteil an der Finanzierung der Sozialausgaben zu. Er lag 2014 um knapp 
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Österreich. Der Trend in Richtung Ausbau der Steuerfinanzierung setzt sich seit 2009 in abge-

schwächter Form fort.  

Der europäische Binnenmarkt mit den durch die Digitalisierung globalisierten Arbeitsmärkten 

auf der einen Seite und der einkommenszentrierten nationalen teilweise kleinräumigen58) 

kompensatorischen Sozialpolitik auf der anderen Seite wird in Hinkunft verstärkt zu Finanzie-

rungsengpässen führen (Horn et al., 2017).  

Insgesamt korrespondieren die hohe Arbeitslosigkeit, die Zunahme der Erwerbsbevölkerung 

mit gesundheitlichen Einschränkungen (Eppel et al., 2016) sowie die älter werdende Bevölke-

rung mit einer hohen Beanspruchung der sozialen Sicherungssysteme bei gleichzeitig schwa-

cher Entwicklung der Lohnsumme als Beitragsgrundlage für die Sozialstaatsfinanzierung.  

Veränderte Rahmenbedingungen verlangen nach Anpassungen in der Finanzierungsstruktur 

der Sozialleistungen (siehe Themenfeldanalyse: Makroökonomie). Neben veränderten Be-

schäftigungs- und Einkommensstrukturen sowie dem Bedeutungsgewinn von Nichtlohnein-

kommen in der Wertschöpfungskette zulasten der Lohneinkommen (Guger et al., 2014), 

spricht auch die hohe Abgabenlast auf den Produktionsfaktor Arbeit für strukturelle Anpas-

sungen in der österreichischen Sozialstaatsfinanzierung: Ein Anpassungsbedarf, der durch die 

Zunahme der Zahl der Solo-Selbständigen verstärkt wird. Mittel- und langfristig stellt sich hier 

die Frage, wie einkommenszentrierte Sicherungsmechanismen durch davon entkoppelte In-

strumente ergänzt werden können. Konkret muss es um eine Verlagerung der Finanzierungs-

last, die derzeit primär bei den Lohneinkommen liegt, hin zu anderen Finanzierungsgrundla-

gen gehen (siehe Themenfeldanalyse: Öffentlicher Sektor, Erosionsthese).  

Individuelle Sicht 

Wie bisher erläutert, zeigen sich strukturelle Veränderungen der Erwerbsgesellschaft in Bezug 

auf Arbeitszeit, Arbeitsort, Arbeitsbeziehungen, Arbeitseinkommen und soziale Absicherung 

vorab im Bereich der plattformbasierten Arbeitserbringung. Risak (2017A) spricht von der Ge-

fahr der Herausbildung von „digitalen TagelöhnerInnen“ und „Kleinst-Selbständigen“ ohne 

nennenswerte unternehmerische Struktur, die nur noch punktuelle kurzfristige Leistungen er-

bringen und entsprechend bezahlt werden. Derzeit stellt Crowdwork für den Großteil jener, 

die diese Tätigkeiten ausüben, einen Zuverdienst dar, der durch andere Einkommen ergänzt 

wird. Die individuelle ökonomische, soziale und arbeitsrechtliche Absicherung passiert damit 

über die unselbständige Erwerbstätigkeit, worin eine Form von „Quersubventionierung“ gese-

hen werden kann.  

Die Teilung der Erwerbstätigkeit in selbständig und unselbständig ist sowohl für das Vorhan-

densein von (kollektivvertraglichen) Mindesteinkommenskomponenten und Arbeitszeitregulie-

                                                                                                                                                                      
2 Prozentpunkte (Liberale Wohlfahrtsstaaten) bis 10,3 Prozentpunkte (Mediterrane Wohlfahrtsstaaten) höher als 2000. 
Vor allem in Dänemark, Niederlande, Spanien, Belgien, Spanien und Italien stieg die Steuerfinanzierung deutlich an 
(Mayrhuber, 2017).  
58)  Allein in Österreich gibt es auf Bundesländerebene neun unterschiedliche Regulierungen der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung.  



–  65  – 

   

rungen, als auch für das Ausmaß der sozialrechtlichen Absicherung entscheidend. Vor die-

sem Hintergrund ist die Definition der Arbeit im Zusammenhang mit plattformbasierten Arbei-

ten als selbständig oder unselbständig zu klären, um vorhandenes Recht bzw. arbeitsrechtli-

chen und sozialrechtlichen Schutz auch anwenden zu können. Vor allem das Kriterium der 

„persönlichen Abhängigkeit“ kann die Art des Arbeitsverhältnisses bei plattformbasierten Ar-

beiten und Dienstleistungen klären helfen (Risak, 2017B). 

Mittel- und langfristig scheint eine stärkere Orientierung des ArbeitnehmerInnenbegriffs an 

wirtschaftlichen und weniger an organisatorischen Elementen die Schutzbedürftigkeit der 

neuen Arbeitsformen (arbeitnehmerähnliche Personen, freie DienstnehmerInnen, Crowdwor-

ker) besser einzufangen (Risak, 2017B). Auch braucht es in diesem Zusammenhang eine neue 

ArbeitgeberInnendefinition, da hier ein „plattformbasierter“ Arbeitsvertrag mehrere Gegen-

über (Plattform und Auftraggebende59)) hat (Risak – Prassl, 2016).  

Instrumente zur Verbesserung der sozialen Absicherung bei niedrigen und/oder diskontinuier-
lichen Einkommen 

In Österreich sind alle Erwerbsarten – im Gegensatz zu Deutschland – versicherungspflichtig. 
Einzige Ausnahme bildet die geringfügige Beschäftigung, die nur der Unfallversicherungs-
pflicht unterliegt. Wenn die Lohnsumme der geringfügig Beschäftigten in einem Unternehmen 
mehr als das 1,5-fache der Geringfügigkeitsgrenze (für 2017: € 425,70 x 1,5 = € 638,55) über-
steigt, muss der/die DienstgeberIn einen Pauschalbetrag zur Unfall-, Kranken- und Pensions-
versicherung in der Höhe von 17,7% der Beitragsgrundlage leisten. Diese Zahlungen werden 
den geringfügig Beschäftigten nicht zugerechnet. Die Zurechnung der ArbeitgeberInnenbei-
träge zu den Beschäftigten und die Umwandlung der Geringfügigkeitsgrenze in einen Freibe-
trag gemeinsam mit linear ansteigenden Sozialversicherungsbeitragssätzen, würde die sozial-
rechtliche Absicherung für GeringverdienerInnen verbessern helfen (Mayrhuber et al., 2014).  

Selbständige Kunstschaffende sind in Österreich seit 2001 „Neue Selbständige“ mit einer Ver-
sicherungspflicht in der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung. Seit 2008 bietet der Künst-
ler-Sozialversicherungsfond (KSVF) bei fragmentierten Einkommen bzw. unregelmäßigen Ein-
kommenszuflüssen mit Jahreseinkommen zwischen 5.108,40 € und 27.670,50 € Zuschüsse zur 
Pflichtversicherung an. 

Auch in Deutschland gibt es die Künstler-Sozialkassa, hier steht aber eher der Finanzierungs-
aspekt und weniger der individuelle Sicherungsaspekt im Vordergrund: Unternehmen, die 
künstlerische Aufträge vergeben, müssen einen Beitrag zur Künstler-Sozialkassa leisten, diese 
Beiträge werden nicht einzelnen Personen zugerechnet, sondern an die Gesetzliche Renten-
versicherung übermittelt. Eine ähnliche Regelung ist für die Plattformökonomie weniger ge-
eignet, da hier die Grenzziehung zwischen AuftragnehmerIn und AuftraggeberIn (die Platt-
form, die KundInnen) weniger eindeutig möglich ist (Haunss - Nullmeier, 2016). 

Auch wenn die Grenzziehung besonders bei plattformbasierten Arbeiten schwierig ist, unter-

liegen Einkommen aus unselbständiger und – im Gegensatz zu Deutschland – auch aus selb-

                                                      
59)  Risak – Prassl (2016) entwickeln hier ein „funktionales Arbeitgeber-Konzept“ mit folgenden 5 Funktionen: Arbeits-
verhältnis, Recht auf Leitungserbringung, Bereitstellung von Arbeit und Entgelt, Kontrolle der Produktionsfaktoren und 
Management des unternehmerischen Marktes.   
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ständiger Arbeit in Österreich der Vollversicherung. Niedrige Einkommen oder unregelmäßige 

Einkommenszuflüsse sind mittel- und langfristig mit einem geringen Sicherungsniveau verbun-

den.  

Wie können die veränderten Anforderungen an Berufe und Betätigungsfelder, die 
Änderungen der Qualifikationsprofile, der verstärkte Bedarf an lebenslanger Weiter- sowie Re-
Qualifikation gestaltet werden? 

Der Einsatz digitaler Technologien in Arbeitsprozessen hat weitreichende Auswirkungen auf 

Beschäftigung, Arbeitsbedingungen und Qualifikationsanforderungen. Standardisierbare Tä-

tigkeiten, auch komplexere Aufgaben (wie beispielsweise die Mustererkennungen), werden 

schrittweise automatisiert und ersetzen damit die menschliche Arbeitskraft (Tichy, 2016). Da-

gegen werden Tätigkeiten, die nur einen geringen Anteil standardisierbarer Verrichtungen 

aufweisen, durch den Einsatz digitaler Technologien unterstützt oder es eröffnen sich (gänz-

lich) neue Beschäftigungsfelder (Bock-Schappelwein — Huemer, 2017).  

Wie sich das Automatisierungspotential auf die Beschäftigung auswirken wird, ist zurzeit Ge-

genstand einer kontrovers geführten Diskussion, die sich darin unterscheidet, ob sich das Au-

tomatisierungspotenzial auf Berufe oder auf Arbeitsinhalte bezieht (für einen Überblick z.B. 

Dinges et al., 2017, Arntz - Gregory - Zierahn, 2016, Bowles, 2014, Frey - Osborne, 2013). Unge-

achtet dessen werden sich mit dem Einsatz digitaler Technologien die mit einem Arbeitsplatz 

verbundenen Arbeitsinhalte und Arbeitsanforderungen verändern und laut Bock-

Schappelwein — Huemer (2017) von Arbeitskräften jene Fähigkeiten verlangen, die sie von 

Robotern oder programmierten Algorithmen unterscheiden, wie das Verstehen und Kommu-

nizieren von Informationen, das Lösen unstrukturierter Probleme oder das Durchführen manu-

eller Nicht-Routinetätigkeiten. Fachwissen und formale Qualifikation sowie Erfahrungswissen 

und vernetztes Denken (Buhr — Trämer, 2016) in Kombination mit digitalen Kompetenzen sind 

damit mitentscheidend für die Chancen am Arbeitsmarkt, aber auch soziale Kompetenzen, 

Kommunikationsfähigkeit und Empathie zur Lösung von Problemen sind unerlässlich (Peneder 

et al., 2016). Bock-Schappelwein (2016) zeigt in einer Analyse der Entwicklung der Berufsstruk-

tur in Österreich nach Routine- und Nicht-Routinetätigkeiten sowie manuellen und nicht-

manuellen Tätigkeiten, dass bereits mit Ausbruch der internationalen Finanzmarkt- und Wirt-

schaftskrise in der zweiten Jahreshälfte 2008 Berufe mit Schwerpunkt auf manuellen Routine-

Tätigkeiten zunehmend unter Druck geraten sind. Zudem verweist sie auf die Rolle der forma-

len Ausbildung für den Arbeitsmarkterfolg, worin Basiskompetenzen einen unverzichtbaren 

Grundstein darstellen, um im Anschluss an die Pflichtschulzeit eine weiterführende Ausbildung 

wahrnehmen und sich berufsspezifisches bzw. berufsübergreifendes Wissen aneignen zu kön-

nen. 

Bock-Schappelwein — Huemer (2017) zitieren Frey (2010), nach dem die Lesekompetenz in 

einer zunehmend digitalisierten Gesellschaft den „Rang einer Basiskompetenz für die verstän-

dige Rezeption anderer Medien“ einnimmt; „um die elektronischen Medien effektiv nutzen zu 

können“, sei „die Lesekompetenz eine der wesentlichen Voraussetzungen“, wie Frey unter 
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Verweis auf Gold (2007) festhält. Auch nach Hausegger (2016) ist eine ausreichende Lese- 

und Schreibkompetenz die Voraussetzung für die Nutzung digitaler Technologien.  

Allerdings erwerben laut Bock-Schappelwein – Huemer (2017) nicht alle SchülerInnen in Öster-

reich während bzw. bis zum Ende ihrer Pflichtschulzeit die nötigen Kompetenzen. Der Anteil 

der Leistungsschwachen in Lesen oder Rechnen lag in den letzten zehn Jahren relativ stabil 

bei rund einem Fünftel, weshalb die beiden Autorinnen ein System zur Prävention von Kompe-

tenzschwäche in der Frühphase der Schulkarriere empfehlen. Außerdem zeigen Bock-

Schappelwein – Famira-Mühlberger – Huemer (2017), dass der Strukturwandel und die zu-

nehmende Bedeutung von Digitalisierung auf dem Arbeitsmarkt ein leistungsfähiges System 

der Aus- und Weiterbildung für Erwachsene erfordert. Denn die wesentlichen Instrumente zur 

Existenzsicherung in Weiterbildungsphasen in Österreich – Bildungskarenz, Bildungsteilzeit, 

Fachkräftestipendium und Selbsterhalterstipendium – bieten ob ihrer inhaltlichen Ausrichtung 

oftmals nur unzureichende Unterstützung. Es bedarf daher einer Anpassung der vorhandenen 

Instrumente der existenzgesicherten Weiterbildung, die insbesondere auf Personen mit gerin-

gen und mittleren Qualifikationen fokussiert. 

Welche nationalen bzw. transnationalen Möglichkeiten und Notwendigkeiten der Gestaltung 
globalisierter Arbeitsmärkte sind denkbar?  

Globalisierte Arbeitsmärkte, Binnenmarkt und Währungsunion auf der einen Seite und natio-

nalstaatliche Regulierungen für die soziale Sicherheit auf der anderen Seite verursachen neue 

Regulierungsfragen (im Bereich plattformbasierter Arbeit beispielsweise der Einklang der Ver-

träge mit dem nationalen Recht, Möglichkeiten der Rechtsdurchsetzung etc.). Auch wenn es 

auf der EU-Ebene keine direkten Kompetenzen für sozialpolitische Maßnahmen gibt, braucht 

es europäische Initiativen. Der Vorschlag einer europäischen Arbeitslosenversicherung des 

EU-Sozialkommissars László Andor im Jahr 2014 war solch eine Initiative, nur fand sie keine Un-

terstützung durch die Nationalstaaten. Der Vorschlag hat in der Juncker-Kommission keine 

Priorität mehr. Neben der verbesserten sozialen Absicherung hätte diese steuerfinanzierte eu-

ropäische Arbeitslosenversicherung gemäß DIW (2014) eine deutliche Stabilisierung der wirt-

schaftlichen Entwicklung in Europa nach sich gezogen. Auch die Initiative der neuen „Euro-

päischen Säule der sozialen Rechte“60) fokussiert auf nationale und nicht europäische ar-

beitsmarkt- und sozialpolitische Instrumente (Europäische Kommission, 2017B). Werden die dis-

kutierten Modelle zum bedingungslosen Grundeinkommen als soziale Innovation zur Abfede-

rung der „DigitalisierungsverliererInnen“ gesehen (Andersson et al., 2016), muss auch hier die 

nationalstaatliche bzw. teilweise lokale Ausrichtung als Schwachpunkt bezeichnet werden so-

fern die Finanzierung nicht transnational reguliert wird (Habermacher – Kirchgässner, 2013). 

Freeman (2015) argumentiert eine Neuregulierung der Wettbewerbs- und Verteilungspolitik 

mit dem Ziel, mögliche Automatisierungsgewinne breit zu verteilen, um die gesamtwirtschaft-

liche Nachfrage zu stärken. Es braucht nach Tichy (2017) eine aktive Wirtschaftspolitik zur 

                                                      
60)  Die Themen (1) Chancengleichheit und Arbeitsmarktzugang, (2) faire Arbeitsbedingungen, (3) angemessener 
und nachhaltiger Sozialschutz sind in 20 Bereiche untergliedert.  
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Steuerung der Anpassungsmechanismen, vor allem in Bereichen mit Arbeitskräftefreisetzun-

gen, um eine restriktive Nachfragespirale zu verhindern.  

2.5.3 Anknüpfungspunkte zu anderen Themenfeldern 

Makroökonomie & Öffentlicher Sektor:  

 Finanzierung des Sozialschutzes;  

 keine spezifische Abbildung der Aktivitäten von Plattformökonomien in den traditionellen 

Statistiken (z.B. VGR lässt keine spezifische Auskunft zu Online-Plattformaktivitäten zu); un-

zureichende Abbildung nicht nur der Arbeits-Plattformökonomien sondern auch der Kapi-

tal-Plattformökonomien (z.B. Airbnb); 

Wettbewerb:  

 statt regionaler Wettbewerbssituation globale Konkurrenz um bestimmte Tätigkeiten 

(nicht mehr nur internationale Konkurrenz zwischen Unternehmen, sondern auch zwi-

schen Arbeitskräften);  

 neue internationale Aufteilung von Arbeitskräften (Verlagerung aus Hochlohnländern in 

Niedriglohnstaaten);  

 Vergleich Outsourcing in der Vergangenheit und aktuell über Online-Plattformen: was 

sind die Gemeinsamkeiten, wo liegen die Unterschiede?  

 Auslagerung von Unternehmensaktivitäten: Arbeitskräfteverleih wird durch Online-

Plattformen ohne branchenspezifische Lohnuntergrenzen ersetzt; 

 Überwindung großer regionaler Distanzen;  

 Verlagerung von unternehmensspezifischen Risiken auf Neue-Selbständige; 

 der Zukauf von spezifischen Tätigkeiten über Plattformen kann zur Spezialisierung eines 

Unternehmens beitragen und damit seine Wettbewerbsfähigkeit stärken; andererseits 

Wohlfahrtsverluste; 

 (Regionale) Verfügbarkeit unternehmensseitig benötigter Qualifikationen und Kompeten-

zen. 

 Onlineplattformen: Risiko bei AuftraggeberIn und AuftragnehmerIn, während Kontrolle 

über Daten und Regeln den Onlineplattformen obliegt (Schmidt, 2017) 

Raum:  

 Globalisierung von regionalen Arbeitsmärkten; regionale Distanz nicht mehr von Relevanz 

gekennzeichnet; die Nutzung digitaler Technologien ermöglicht eine dezentrale Produk-

tion; 

 in der Vergangenheit Auslagerung von überwiegend manuellen Tätigkeiten mithilfe des 

Arbeitskräfteverleihs (blieb regional begrenzt), nunmehr Auslagerung mittels Online-

Plattformen (de facto globaler Wettbewerb); 
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 regionale Verfügbarkeit mit digitaler Infrastruktur als Voraussetzung für die Regionalisie-

rung von (digitaler) Arbeit; 

 Überwindung regionaler Distanzen kann auch die Chancen auf Beschäftigung in peri-

pheren Regionen erhöhen; 

 räumliche Distanzen verlieren an Relevanz, obschon in Abhängigkeit von der Verbreitung 

entsprechender Technologien in den Regionen; 

 dezentrale Produktion wird ermöglicht. 

Umwelt und Energie:  

 Grenzen verschwimmen;  

 Tendenz hin zu neuen Energieformen, die ins Netz eingespeist werden; dies bedeutet für 

den Netzbetrieb einerseits Spitzenlastprobleme, andererseits muss die Versorgung garan-

tiert bleiben. Hier haben wir ein ähnliches Phänomen wie in der sozialen Absicherung: 

Obwohl viele Gruppen von Sozialleistungen unabhängig sind, begründet die Digitalisie-

rung, mit den starken Veränderungen in der Höhe und in der Regelmäßigkeit des Ein-

kommenszuflusses, die Notwendigkeit einer verstärkten Ausgleichsfunktion der öffentli-

chen Hand („lender of the last resort“ vulgo Grundsicherungselemente).  

2.5.4 Fazit 

Der Einsatz digitaler Technologien durchdringt zunehmend alle Lebensbereiche. Arbeitsorga-

nisation, Arbeitsabläufe, Arbeitsformen und Arbeitsinhalte verändern sich. Produktion und 

Leistungserstellung werden flexibler, die Anforderungen an die Qualifikationen und Kompe-

tenzen der Arbeitskräfte werden komplexer, die Konkurrenz zwischen Arbeitskräften wird glo-

balisiert. Ein Merkmal der Arbeitsmarktveränderungen im Zusammenhang mit der Digitalisie-

rung ist die Verschiebung der Wertschöpfung weg von klassischen ArbeitnehmerInnenver-

hältnissen hin zu atypischen Beschäftigungsformen und zu Selbständigen bzw. Freelance- und 

Crowdwork. Erwerbseinkommen und Erwerbsverläufe sind für eine größer werdende Gruppe 

von Personen zunehmend fragmentiert, mit Phasen, wo sich unselbständige und selbständige 

Beschäftigung abwechseln oder auch parallel verlaufen. Obwohl die Wechselwirkungen zwi-

schen Digitalisierung und Einkommensentwicklung erst am Rande den Gegenstand empiri-

scher Analysen darstellen und damit Raum für weitere Forschungsfragen eröffnen, lassen sich 

aus den bisherigen Erfahrungen folgende Entwicklungstendenzen ableiten:  

Ein erwerbsorientiertes, berufsständisches Sozialversicherungssystem setzt ein System stabiler 

Normalarbeitsverhältnisse voraus. Mit der Zunahme der de-standardisierten Arbeitsmarkt- und 

Einkommensstrukturen, brüchiger Erwerbs- und Einkommenskarrieren sind erwerbsfinanzierte 

Sozialschutzsysteme überfordert und bieten nicht mehr für alle Beschäftigtengruppen einen 

entsprechenden Sozialschutz. Wenn neue Arbeitsformen und Risikobereitschaft in der digita-

len Arbeitswelt wichtiger werden, braucht es Systeme der sozialen Sicherung, die imstande 

sind, diese Risiken aufzufangen.  
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Trotz hoher Abgabenbelastung des Faktors Arbeit entwickelt sich die erwerbseinkommensze-

ntrierte Finanzierung der sozialen Sicherheit durch die Einkommensfragmentierungen ge-

dämpft. Veränderungen in der funktionalen Einkommensverteilung stellen die gegenwärtige 

Finanzierungsstruktur vor große Herausforderungen. Eine stärkere Entkoppelung des Sozial-

schutzes vom Erwerbseinkommen ist damit auch eine unmittelbare Konsequenz der Ausdiffe-

renzierung der Formen der Leistungserbringung in der digitalen Ökonomie, wodurch die Ent-

wicklung neuer Sicherungsmechanismen erforderlich wird.  
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2.6 Themenfeldanalyse: Umwelt und Energie 

Mathias Kirchner 

2.6.1 Einleitung und Fragestellungen 

Die eingehende Auseinandersetzung mit den Auswirkungen der Nutzung digitaler Technolo-

gien auf Umwelt und Energiesysteme und deren Resilienz ist im Wesentlichen aus zwei Grün-

den von hohem Interesse. Einerseits erzeugt die Etablierung eines „Smart Everything“ ein ho-

hes Potential an systemischer Veränderung, z.B. in Gestalt der Dezentralisierung und Dekar-

bonisierung des Energiesystems oder durch Dematerialiserung von Produkten und Dienstleis-

tungen. Andererseits herrscht bis dato noch kein überwiegender Konsens darüber, ob die Di-

gitalisierung – unter ganzheitlicher Berücksichtigung von Folgeeffekten – tatsächlich zu besse-

ren Umweltbedingungen, einem CO2-ärmeren Energiesystem und mehr Resilienz beitragen 

kann.  

Weitgehenden Konsens gibt es in der Literatur bzgl. der rasanten Entwicklung von Informa-

tions- und Kommunikationstechnologien (IKT) und den damit einhergehenden zunehmenden 

(Transformations-)Möglichkeiten der Digitalisierung. Diese Entwicklung beruht zum Einen auf 

den exponentiellen Steigerungsraten in der Leistung von Halbleitern in den letzten 40 Jahren 

(Chien – Karamcheti, 2013; Moore, 1965). Zum Anderen gab es aber auch gleichzeitige Ver-

besserungen und Weiterentwicklungen in der Effizienz von Computer- und Kommunikations-

technologien, Sensor- und Steuerungstechnologien, sowie Energiespeicherung und  

–gewinnung. Daraus sind viele neue smarte Geräte mit sehr oder extrem geringem Energie-

bedarf pro Anwendung entstanden (Bell – Chen – Rege, 1972; Bell, 2008; Koomey – Matthews 

– Williams, 2013). Statt Maximierung der Rechenleistung je Computerchip steht nun die Maxi-

mierung der Funktionalität (bzw. Anwendungen) je Rechenleistung im Fokus der IKT-Branche 

(Waldrop, 2016). Und dies ist ganz im Sinne einer transformativen Klima- und Energiepolitik, in 

der Funktionalitäten (z.B. Mobilitätsbedarf) ebenfalls im Zentrum stehen (Köppl et al., 2016). 

Zudem machen die vielfältigen neu entstandenen digitalen Anwendungsmöglichkeiten, die 

dieser technischen Entwicklung entsprungen sind, Digitalisierung zu einer Basistechnologie, 

die alle ökonomischen, sozialen und umweltrelevanten Bereiche durchdringt. Für das The-

menfeld Umwelt und Energie besonders relevant sind z.B. das Smart-Grid, Smart-Homes, intel-

ligente Verkehrssysteme, Videokonferenzen und Teleworking / Mobile Working, Sharing-

Plattformen, E-Commerce oder Precision Farming. Von diesen Anwendungen erhofft man 

sich große Wissens- und Effizienzgewinne (z.B. bessere Prozesskontrollen; erhöhte Geschwin-

digkeit und Genauigkeit von Analysen) wie auch Erleichterungen für institutionellen Wandel 

durch bessere Kommunikation und Koordination. 

Auf Grund dieser Entwicklungen sind die Erwartungen an die Digitalisierung viele nachhalti-

ge(re) Lösungen zu finden hoch. Bei der Betrachtung der Auswirkungen müssen aber weitrei-

chende systemische Veränderungen und Rückkopplungen beachtet werden. Eine systemi-

sche Sichtweise, wie sie Horner – Shehabi – Azevedo (2016), Börjesson Rivera et al. (2014), San-

tarius (2014), oder Williams (2011) vorschlagen, ist dabei hilfreich und in Abbildung 7 verein-
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facht veranschaulicht. Die erste Ebene bezieht sich dabei nur auf die direkten Auswirkungen 

der Bereitstellung von IKT Infrastruktur und Geräten, z.B. den Energieaufwand, der für die Her-

stellung, Nutzung und Entsorgung von Servern notwendig ist. Die zweite Ebene Anwendungen 

bezieht sich auf die direkten Auswirkungen der Benutzung von spezifischen Anwendungen 

bzw. Dienstleistungen (z.B. Smart-Homes, Cloud-Services, Car-Sharing, Teleworking) im Ver-

gleich zu ihren analogen Pendants (Effizienz und Substitution). In der ökonomischen Ebene 

werden dann sowohl mikroökonomische Effekte (z.B. Preisänderungen, Konsumverhalten) als 

auch makroökonomische Effekte (z.B. Wertschöpfungsketten, Wachstum) mitberücksichtigt. 

Die letzte und höchste Ebene stellen systemische Veränderung in Bezug auf die Gesellschaft, 

Institutionen und technischen Fortschritt dar (z.B. geänderte Werte und Normen, neue Wis-

senserkenntnisse oder Handlungsmöglichkeiten). Für eine Abschätzung der Umwelteffekte 

muss man möglichst die Gesamtheit aller Effekte berücksichtigen, sozusagen den Demateria-

lisierungen auch die Rematerialisierungen entgegenstellen (Berkhout – Hertin, 2004). Mit jeder 

Ebene steigt dabei die Unsicherheit und Komplexität der Betrachtung an, da alle Systeme auf 

einander rückwirken können. Dementsprechend schwieriger wird es, Auswirkungen auf z.B. 

Treibhausgas(THG)-Emissionen, Energie- oder Ressourcenverbrauch unter Betrachtung der 

Rückwirkungen in höheren Ebenen zu quantifizieren. Aus dieser einleitenden Begründung er-

geben sich daher vier zentrale Forschungsfragen aus zwei Themenkreisen.61) 

Abbildung 7: Umwelteffekte der Digitalisierung in Interaktion mit technischen, ökonomischen, 
und gesellschaftlichen Systemen.  

 
Q: Horner – Shehabi – Azevedo (2016), Börjesson Rivera et al. (2014), Santarius (2014) und Williams (2011). Die Ab-
schätzung der Richtung der Auswirkungen basiert auf dem aktuellen Stand der Literatur (siehe Kapitel 2.6.2). 

Auf Basis dieser Überlegungen lassen sich folgende Forschungsfragen formulieren: 

 Wie wirkt sich Digitalisierung auf Energieverbrauch und Umwelt direkt aus? 

 Wie wirkt sich Digitalisierung auf Energieverbrauch und Umwelt durch ökonomische Fol-

gewirkungen aus? 

                                                      
61)  Die Forschungsfragen 1 bis 3 gehören zu einem Themenkreis, während die Forschungsfrage 4 einen weiteren 
Themenkreis umfasst. 
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 Wie wirkt sich Digitalisierung auf Energieverbrauch und Umwelt durch gesellschaftliche 

und institutionelle Folgewirkungen aus? 

 Wie wirkt sich Digitalisierung auf das Stromnetz aus? 

2.6.2 Theoretische und empirische Befunde 

Wie wirkt sich Digitalisierung auf Energieverbrauch und Umwelt direkt aus?  

Den positiven direkten Umwelteffekten (IKT und Anwendungen in Abbildung 7) liegen zwei 

grundlegende Mechanismen der Digitalisierung zu Grunde: Zum Einen ein erwarteter Effizi-

enzgewinn, der zu geringerem Ressourcen- und Energieverbrauch führt (z.B. weniger Energie-

verbrauch durch Smart-Homes), und zum Anderen die Substitution von materiellen Gütern hin 

zu (fast) immateriellen Gütern (z.B.: Teleworking ersetzt das Pendeln; eBooks ersetzen Papier). 

Die dadurch herbei geführte Dematerialisierung und Dekarbonisierung soll die nachhaltige 

Transformation unsere Gesellschaft ermöglichen (Sui – Rejeski, 2002). Digitale Anwendungen 

benötigen aber eine IKT-Infrastruktur. Daher muss der Ressourcen- und Energieverbrauch, der 

bei der Herstellung, Verwendung und Entsorgung von IKT-Infrastruktur auftritt, mit einbezogen 

werden.  

Für die Ermittlung direkter Umwelteffekte eignen sich besonders Lebenszyklusanalysen (LZA), 

die die Auswirkungen entlang des ganzen Lebenszyklus eines Produkts untersuchen. Aktuelle 

LZA zeigen auf, dass der meiste Energieverbrauch nun in der Herstellung (ca. 62%-87%) und 

nicht mehr in der Verwendungsphase eines Produktes liegt (Apple, 2017; Deng – Babbitt – Wil-

liams, 2011). Diese Entwicklung ist auf das Aufkommen sehr energieeffizienter mobiler IKT-

Geräte wie auch deren hohen Austauschraten zurückzuführen (Koomey – Matthews – Willi-

ams, 2013; Williams, 2011). Dennoch ist der Anteil des Stromverbrauches für IKT in der Nutzpha-

se signifikant und betrug auf globaler Ebene im Jahr 2007 ca. 3,9% (710 TWh) (Malmodin et 

al., 2010) und im Jahr 2012 ca. 4,6% (900 TWh) (Van Heddeghem et al., 2014) des globalen 

Stromverbrauches. In Österreich betrug der Anteil von Beleuchtung und EDV (inkl. Unterhal-

tungs und Kommunikationstechnologie) am Stromverbrauch im Jahr 2015 14,4% bzw. 31 PJ 

(Statistik Austria, 2017).  

Eine gute Übersicht über Studien, die direkte positive (Effizienz und Substitution) und negative 

Umwelteffekte (Herstellung, Nutzung und Entsorgung) der Digitalisierung gegenüberstellen, 

gibt es in Arushanyan – Ekener-Petersen – Finnveden (2014) und Horner – Shehabi – Azevedo 

(2016). Hier zeigt sich deutlich, dass es selbst bei der Berechnung direkter Auswirkungen große 

Unsicherheiten und Unterschiede in den Ergebnissen gibt. So werden die Nettoenergieeffekte 

beim E-Commerce durch Annahmen zu Bevölkerungsdichte und Transportwege stark beein-

flusst, bei E-Books durch Annahmen zum Leseverhalten und beim Teleworking durch Annah-

men zur Regelmäßigkeit (Horner – Shehabi – Azevedo, 2016). Das Vorzeichen des direkten 

Nettoeffekts für E-Commerce, Teleworking, E-Books, Smart-Homes oder automatisches Fahren 
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ist im Durchschnitt aller Studien positiv (d.h. es wird Energie gespart), aber man ist weit von ei-

nem Konsens entfernt.62) 

Toxische Emissionen, die bei der Entsorgung und dem Recycling von IKT-Geräten entstehen 

(„e-Waste“), sind ein weiteres und in vielen Studien wenig beachtetes Problem der Digitalisie-

rung, mit möglichen schwerwiegenden Folgen für die menschliche Gesundheit und Umwelt 

(Tsydenova – Bengtsson, 2011). Das globale Aufkommen von e-Waste ist stark im Wachsen 

begriffen und wurde für das Jahr 2005 auf 35 Millionen Tonnen geschätzt (Breivik et al., 2014) 

und für 2014 auf ca. 42 Millionen Tonnen (Baldé et al., 2015). Dazu kommt, dass ein beträcht-

licher Teil des e-Waste von Industrieländern in Entwicklungsländer exportiert wird (Widmer et 

al., 2005). Während es auf globaler Ebene und in Industrieländern schon viele stringente Richt-

linien63) sowie gute Recycling- und Abfalltechnologien gibt, finden die Entsorgung und das 

Recycling in Entwicklungsländern oft mit veralteten Technologien und informell statt (Li et al., 

2015; Widmer et al., 2005). Zudem rückt auch die Bereitstellung von Materialien für die Herstel-

lung von IKT-Geräten wieder in den Mittelpunkt (Buchert – Schüler – Bleher, 2009; de Boer – 

Lammertsma, 2013; Gordon – Bertram – Graedel, 2006; Williams, 2011), trotz großer Fortschritte 

im Recycling sogenannter kritischer Metalle (Izatt et al., 2014). Auch hier gibt es einige Initiati-

ven.64) Diese stehen aber in der Kritik, zu starken Fokus auf die Versorgungssicherheit zu legen, 

zu Lasten sozialer und umweltrelevanter Zielsetzungen (Küblböck, 2015).  

Wie wirkt sich Digitalisierung auf Energieverbrauch und Umwelt durch ökonomische 
Folgewirkungen aus?  

Besonders wenn es um mögliche Effizienzgewinne geht, können ökonomische Rebound-

Effekte eine bedeutende Rolle spielen. Zu Grunde liegt diesem Effekt, dass ökonomische Ver-

haltensreaktionen Einsparungen durch Effizienzmaßnahmen mindern oder sogar ins Gegenteil 

verkehren können („Back-Fire“). Die wohl erste schriftliche Beschreibung dieses Mechanismus 

kann Jevons (1866) zugeschrieben werden.65) Es werden in der Literatur viele unterschiedliche 

ökonomische Rebound-Mechanismen differenziert (van den Bergh, 2011; siehe v.a. Santarius, 

2014). Die drei Wichtigsten werden hier skizziert: Der (1) direkte Nachfrage-Rebound bezieht 

sich auf die höhere Nachfrage eines Produktes (Eigenpreiselastizität), wenn Effizienzgewinne 

zu einem geringeren effektiven Preis führen (z.B. Treibstoffeinsparungen durch bessere Soft-

ware für Dieselmotoren führen zu mehr gefahrenen km) (Khazzoom, 1980). Beim (2) indirekten 

Einkommens-Rebound wird berücksichtigt, dass man bei einem geringeren Preis für ein Pro-

                                                      
62)  Laut Horner – Shehabi – Azevedo (2016) liegt die Bandbreite des Nettoenergieeinsparungseffekts für E-Commerce 
zwischen -500% (= 5-fach höherer Energiebedarf als zuvor) und 93%, bei Dematerialisierungsprodukten (z.B. eBooks) 
zwischen -643% und 93% und bei Überwachung und Kontrolle (z.B. Smart-Homes, automatisches Fahren) zwischen  
-173% und 95%. 
63)  z.B.: das Basler Übereinkommen bzgl. gefährlicher Abfälle oder die europäische Richtline 2011/65/EU. 
64)  z.B.: die Rohstoffinitiative der Europäischen Kommission (2011A, 2014) wie auch der österreichische Ressourceneffi-
zienz Aktionsplan (BMLFUW, 2012). 
65)  Er beobachtete, dass Effizienzgewinne durch Watts Dampfmaschine zu einer Steigerung im Konsum von Kohle in 
England führten und nicht zu einem Rückgang. 
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dukt gleichzeitig mehr Geld für andere Produkte zur Verfügung hat (Kreuzpreiselastizität) 

(Thiesen et al., 2008). Auf höherer Ebene kann es schließlich zu (3) makroökonomischen 

Rebound-Effekten kommen, d.h. die Digitalisierung beeinflusst Umwelteffekte, indem sie zum 

Wirtschaftswachstum oder strukturellen Veränderungen in der Wirtschaftsstruktur beiträgt (Sor-

rell, 2009).  

Empirische Studien bzgl. ökonomischer Rebound-Effekten deuten auf sehr hohe Auswirkun-

gen hin. Jedoch liegen auf Grund vieler methodischer Herausforderungen und unterschiedli-

cher Systemgrenzen die Schätzungen für die Rebound-Effekte (standardmäßig angegeben 

als%-Reduktion des direkten positiven Nettoeffektes) sehr weit auseinander. Eine aktuelle 

Übersicht von Thomas – Azevedo (2013A) zeigt eine Bandbreite von 1% bis 111% für den direk-

ten Nachfrage-Rebound und -57% bis 300% für den Einkommens-Rebound. In Gossart (2015) 

zeigt sich, dass E-Commerce oder Videokonferenzen oft mit substantiellen indirekten 

Rebound-Effekten für den Transport einhergehen (zwischen 13% und 73%). Erdmann und Hilty 

(2010) verglichen Studien, die makroökonomische Effekte der Digitalisierung berücksichtigten. 

Der Nettoeffekt bzgl. Energieverbrauch oder THG-Emissionen ist in den meisten Studien gering 

und nicht eindeutig. Letztlich findet sich in den von Santarius (2014) zitierten Studien zu mak-

roökonomischen Rebound-Effekten bzgl. Energieeffizienz eine Bandbreite von 26% bis über 

100%. Insgesamt wird davon ausgegangen, dass die Wahrscheinlichkeit eines Back-Fire (d.h. 

ein Rebound >100%) auch bei Betrachtung aller Rebound-Effekte gering ist (Sorrell, 2009; 

Thomas – Azevedo, 2013B). Ergebnisse makroökonomischer Studien zu Energieeffizienz kön-

nen aber nicht 1:1 auf die Digitalisierung umgelegt werden, da es sich hier um eine Basis-

technologie mit weitreichenderen Auswirkungen als eine reine Effizienzsteigerung handelt 

(Horner – Shehabi – Azevedo, 2016; Koomey – Matthews – Williams, 2013; Sorrell, 2009; Takase 

– Murota, 2004; Williams, 2011).  

Wie wirkt sich Digitalisierung auf Energieverbrauch und Umwelt durch gesellschaftliche und 
institutionelle Folgewirkungen aus? 

Innerhalb weniger Jahrzehnte ist das Internet, und vor etwas kürzerer Zeit auch das Smart-

phone, zu einem essentiellen Bestandteil unseres Lebens geworden (Bates et al., 2015). Es 

müssen somit systemische Auswirkungen der Digitalisierung auf die Präferenzen von Konsu-

mentInnen (z.B. Art der Kommunikation), soziale Institutionen (z.B. Stadtplanung, E-

Government) und Produktionsorganisationen (z.B. dezentraler Strommarkt durch Smart-Grids) 

berücksichtigt werden (Greening – Greene – Difiglio, 2000). All diese systemischen Auswirkun-

gen sind aber mit hohen Unsicherheiten behaftet, kaum quantifizierbar und schwer zure-

chenbar (Berkhout – Hertin, 2004). So weicht Digitalisierung die Verbindung von Zeit und 

Raum durch virtuelle Dienstleistungen und Erlebnisse immer mehr auf (Røpke – Christensen, 

2012). Im Zeit-Rebound verändert die Digitalisierung die Kosten, aber auch die Art und Weise, 

wie wir unsere Zeit nutzen (Binswanger, 2001; Plepys, 2002; Sorrell – Dimitropoulos, 2008). Eben-

falls können Raum-Rebounds den Bedarf an Büro oder Wohnfläche beeinflussen (z.B. 

Flatscreens vs. Röhrenbildschirme) (Girod – Haan – Scholz, 2011). Zudem birgt die Digitalisie-
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rung einfach mehr Möglichkeiten, neue oder komplementäre Produkte zu konsumieren 

(Røpke – Haunstrup Christensen – Ole Jensen, 2010), z.B.: der Kauf von Festplatten, um digitale 

Musik und Filme abzuspeichern; einfachere und billigere Möglichkeit, Dokumente zu drucken; 

mehr Möglichkeit des Einkaufs durch E-Commerce. 

Inwieweit sich die Digitalisierung letztendlich auf soziale Verhaltensänderungen bzw. psycho-

logische Rebounds auswirkt, ist noch unzureichend erforscht (Santarius, 2014), obwohl dies als 

zentral ausschlaggebend für den gesamten Nettoeffekt auf Umwelt und Energie gesehen 

wird (Horner – Shehabi – Azevedo, 2016; Plepys, 2002).66) So werden sich die geschätzten Elas-

tizitäten für ökonomische Rebounds im Laufe der Zeit auf Grund dieser Effekte vielleicht stark 

ändern (Santarius, 2014). Man erhofft sich jedenfalls viel positives systemisches Potential durch 

intensivierte Lernprozesse und Wissensgewinn (Gossart, 2015) wie auch durch eine erhöhte 

Transparenz und direkte Kommunikation zwischen Produzenten und KonsumentInnen, mit po-

sitiven Effekten auf Umweltmonitoring (z.B. ökologische Transparenz, siehe Heinonen – Jokinen 

– Kaivo-oja, 2001) und Nachvollziehbarkeit der Umwelteffekte entlang der Wertschöpfungs-

ketten (Lehmann – Reiche – Schiefer, 2012). Und in Bezug auf den Klimawandel werden hohe 

Erwartungen in das transformative Potential des Smart-Grid gesetzt, das im nächsten Kapitel 

näher betrachtet wird.  

Wie wirkt sich Digitalisierung auf das Stromnetz aus? 

Das Konzept des intelligenten Stromnetzes (Smart-Grid), ermöglicht durch die Digitalisierung, 

wird als wegweisend für die Weiterentwicklung unseres Energiesystems gesehen. So gilt es in 

vielen Publikationen als wichtiges Schlüsselelement für ein effizienteres, resilienteres und CO2-

ärmeres Stromnetz (Europäische Kommission, 2011B, 2015B; US Dep. Energy, 2008). Dement-

sprechend wurden auf europäischer (ETIP SNET, 2016; Europäische Kommission, 2015C) und 

österreichischer (Brunner et al., 2016; Smart Grids Austria, 2015) Ebene Roadmaps initiiert, um 

verstärkt in die Forschung und Entwicklung eines intelligenten Energiesystems zu investieren. In 

Österreich gibt es schon eine Vielzahl an Modellregionen67), und zahlreiche Teilelemente ei-

nes Smart-Grid sind heutzutage fixer Bestandteil täglicher Netzoperationen, wie z.B. das Nach-

fragemanagement in den USA, Norwegen, Italien, Spanien und China (Aghaei – Alizadeh, 

2013) und dynamische Tarife in der Smart-Grid Prototypregion Bornholm-Insel (Lund et al., 

2016).  

Der größte Unterschied zum konventionellen Stromnetz liegt v.a. im Grad der Flexibilität, einer 

dezentraleren Architektur und mehr Einsatz von IKT bzw. digitalen Anwendungen.68) Die Nut-

zung digitaler Technologien erlaubt eine bessere Überwachung und Regelung des Netzes, 

                                                      
66)  Ein anekdotisches Beispiel ist die soziale Norm, nun ständig erreichbar zu sein, was dazu führen kann, dass elektro-
nische Geräte nun nicht mehr ausgeschaltet werden (Røpke – Haunstrup Christensen – Ole Jensen, 2010). 
67)  https://open4innovation.at/de/highlights/energie_und_umwelt/smart_grids.php  
68)  Für Definitionen eines Smart-Grids siehe z.B. Smart Grids Austria (2015, p.20) oder IEEE (2011). 
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sowie bidirektionale Kommunikation im Verteilernetzwerk69) – eine zwingende Voraussetzung 

für das Kapazitätsmanagement bei der Integration von erneubaren Energiequellen, die hohe 

Fluktuationen in der Stromerzeugung aufweisen („intermittierend“), wie PV-Anlagen oder 

Windkraft. Weiteres erhofft man sich durch die Datenbereitstellung (Big Data, IoT) ein besseres 

Management von Stromerzeugung, -nachfrage und -speicherung, flexiblere Märkte und 

mehr Partizipation der KonsumentInnen am Strommarkt sowie Einsparungsmöglichkeiten im 

Energieverbrauch. Der Begriff Smart-Grid scheint also eigentlich zu kurz zu greifen, da es sich 

hierbei, wie Palensky und Kupzog (2013) anmerken, eher um ein ganzheitliches Smart-Energy 

System handelt, mit starken Querverbindungen zur restlichen Wirtschaft, Politik und Umwelt (A-

liefendic et al., 2014). Das Stromnetz nimmt aber als verbindendes und integratives Element 

all dieser Möglichkeiten den zentralen Bauteil ein.  

Die wohl bekannteste digitale Anwendung in einem Smart-Grid ist der Smart-Meter, dessen 

Einführung aktuell in Österreich im Gange ist.70) Durch das automatisierte Ablesen des Strom-

verbrauches in Echtzeit wird ein großer Informationsgewinn für KonsumentInnen erwartet. Vor 

allem in Verbindung mit einem flexibleren Preissystem erhofft man sich ein Glätten der Spit-

zenlast und damit Entlastung im Kapazitätsmanagement, ebenso wie substantielle Energie-

einsparungspotentiale. Von zentraler Bedeutung für ein Smart-Grid ist zum einen die Einbet-

tung der Smart-Meter in das Verteilernetzwerk, um eine bidirektionale Kommunikation zu er-

möglichen, und zum anderen die Möglichkeit direkt auf Batterien von Elektrofahrzeugen (E-

Mobilität) wie auch anderen smarten Haushaltsgeräten zuzugreifen, wie es z.B. im Zuge eines 

Smart-Grid-Gateways (BSI, 2014) oder Smart-Home Anwendungen (Timpe, 2009) passieren 

könnte oder sogar als Teil einer Smart-City (Kramers et al., 2014). Dadurch ergibt sich die Mög-

lichkeit für ein nachfrageseitiges Management (Demand-Side-Management – DSM), um die 

Netzkapazitäten optimal auszulasten (Callaway – Hiskens, 2011; Hewitt, 2012; Kreutz – Belitz – 

Rehtanz, 2010; Siano, 2014). 

Die Systemveränderung von KonsumentInnen hin zu Prosumenten soll durch ein intelligentes 

Energiesystem ebenfalls vorangetrieben werden (Europäische Kommission, 2016A). Konsu-

mentInnen könnten also z.B. durch PV-Anlagen am Dach zur dezentralen und erneuerbaren 

Energieerzeugung beitragen und so zeitgleich auch als Produzenten im Energiesystem auftre-

ten. Eine digitale Schlüsseltechnologie, die bilaterale Transaktionen zwischen dezentralen Pro-

sumenten möglichst sicher und einfach ermöglichen soll, ist die Block-Chain Technologie. Ihr 

Potential, den Energiemarkt zu transformieren, wird sehr hoch eingeschätzt (PWC, 2016), je-

doch steht man hier noch vor einigen institutionellen und technischen Herausforderung 

(Standardisierung, Smart-Contracts, Benutzerfreundlichkeit). 

                                                      
69)  Da Verteilernetze eigentlich nur Nachfrageseitig geplant worden sind, können Probleme mit PV- und KWK-
Anlagen entstehen, die ins Übertragungsnetz rückgespeist werden (Ehara, 2009; Hernández – Medina – Jurado, 
2008). Ein Weg Richtung Smart-Grids wäre hier z.B. ein Verteilerkontrollsystem, das durch Fernzugriff die Spannung op-
timieren und die erneuerbare Stromerzeugung maximieren kann (Ochoa – Harrison, 2011). 
70)  Angestoßen durch die europäische Elektrizitätsmarktverordnung (2009/72/EC) und die Intelligente Messgeräte-
Einführungsverordnung (BGBl. II Nr. 138/2012) in Österreich, die einen Durchdringungsgrad von 95% vorschreibt. Siehe 
auch: https://www.e-control.at/konsumenten/energie-sparen/smart-metering/. 
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Eine umfangreiche Untersuchung zu den technischen Potentialen eines Smart-Grids bzgl. 

Energieverbrauchs wurde von Pratt et al. (2010) durchgeführt. Die Autoren schätzen, dass 

Smart-Grid-Technologien71) das Potential besitzen, den Energieverbrauch um 18% zu reduzie-

ren (12% direkt und 6% indirekt). Angemerkt wird in der Studie die hohe Unsicherheit in den 

Berechnungen und methodische Herausforderungen (z.B.: Selektionsbias, Kausalitäten). Ähn-

liche Effekte finden sich auch in anderen Studien (EPRI, 2008; The Climate Group, 2008). Simu-

lationen eines Strommarktmodells für die USA deuten auch auf THG-Einsparungen (5%-16%) 

dieser Technologien hin (Hledik, 2009). Eine Lebenszyklusanalyse zu Smart-Homes weist positi-

ve direkte Netto-Effekte für Smart-Grids, aber auch negative Auswirkungen für andere An-

wendungen wie z.B. intelligente Steckdosen aus (Louis et al., 2015). Komponenten eines 

Smart-Homes sollten also mit Bedacht ausgewählt werden. 

Eine Meta-Studie von Davis et al. (2013) zu empirischen Smart-Grid Fallstudien untersucht die 

Effekte von In-Home Displays und dynamischen Tarifen auf den Energieverbrauch unter be-

sonderer Berücksichtigung systematischer Fehler in solchen Studien.72) In-Home Displays kön-

nen dabei den Energiebedarf um 3% senken, dynamische Tarife nur um 1%. Viel effektiver er-

weisen sich diese Maßnahmen bzgl. der Glättung der Lastspitze (14% Reduktion bei dynami-

schen Tarifen und Automatisierung). Mattern – Staake – Weiss (2010) berichten ähnliche Er-

gebnisse aus acht internationalen Fallstudien. Dort belaufen sich die Stromeinsparungen 

durch Informationsfeedback auf 0% bis 12% (nicht bereinigt für systemische Fehler). Kollmann 

– Moser (2016) verglichen empirische Ergebnisse aus Österreich, Deutschland und Schweiz. 

Die Energieersparnisse für Maßnahmen wie monatliche Abrechnung, In-House-Display oder 

Websites lagen meist zwischen 0% bis 4,5% (nicht bereinigt um systemische Fehler). Die einzige 

Fallstudie, die eine Kombination dieser Maßnahmen anbot, erreichte eine Senkung um 11%. 

Zum Teil sehr starke Effekte konnten in den Fallstudien bzgl. der Lastverschiebung durch flexib-

lere zeitliche Preisgestaltung festgestellt werden. Gezeigt hat sich in allen Studien, dass für ei-

ne Verhaltungsänderung nicht nur monetäre Anreize, sondern vor allem die Aufbereitung der 

Information (z.B. nicht zu viele Tarife; Design) entscheidend sind. Zudem können nur be-

schränkt Aussagen bzgl. der Persistenz der Einsparungen getätigt werden. Eine Fallstudie aus 

den Niederlanden weist hier auf eher abnehmende Begeisterung über Smart-Meter/Smart-

Home Anwendungen hin und zeigt auf, wie schwer sich Lebensroutinen durch neue Informa-

tion ändern lassen (Naus et al., 2014). 

Erste Kosten-Nutzen Analysen für Smart-Grid (Bliem et al., 2014) bzw. Smart-Meter (PWC, 2010) 

Investitionen in Österreich zeigen, unter den gegebenen Annahmen (z.B. Energieeinsparun-

gen, Reduktion Netzkosten), dass smarte Entwicklungspfade einen höheren Nettonutzen auf-

weisen als konventionelle. Vorteilhaft sind v.a.: die geringeren Investitionen, die im Verteiler-

netz notwendig sind; verzögerte Investitionen in Erzeugungskapazitäten; Einsparungen an 

                                                      
71)  z.B.: Informations- & Feedbacksysteme; Monitoring; Messung und Verifizierungsmaßnahmen; Lastverteilung durch 
effizientere Stromerzeugung; Unterstützung Elektroautos; optimierte Spannungssteuerung; Integration Wind & PV. 
72)  z.B. der Selektion-Bias (hauptsächlich motivierte & interessierte Haushalte nehmen teil) (Davis et al., 2013) oder der 
Hawthorne-Effekt (Leute verhalten sich anders, wenn sie wissen Teil eines Experimentes zu sein) (Schwartz et al., 2013). 
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Strombezugskosten; Reduktion der Spannungsverluste; Versorgungssicherheit, aber auch Re-

duktion von THG-Emissionen. Makroökonomische Analysen deuten auf positive Wertschöp-

fungs- und Beschäftigungseffekte hin, sowohl auf nationaler (Bliem et al., 2014) als auch regi-

onaler Ebene (Aliefendic et al., 2014), jedoch wird hier kein Vergleich zu einem konventionel-

len Entwicklungspfad getätigt. Entscheidung für die tatsächlichen Ergebnisse wird besonders 

die Kostenentwicklung von dezentralen Speichern sein.  

Zur Resilienz des Smart-Grids gibt es noch wenige empirische Untersuchungen. Es wird aber 

allgemein angenommen, dass durch ein Smart-Grid die Netzbelastung sinkt und die Energie-

erzeugung hinsichtlich maximaler Einspeisung erneuerbarer Energiequellen optimiert werden 

kann (Hernando-Gil – Ilie – Djokic, 2012; Vaccaro – Velotto – Zobaa, 2011). Ein erwarteter 

Nachteil bzgl. Resilienz des Smart-Grids ist eine größere Angriffsfläche für Attacken. Vulnerabel 

erweist sich das Smart-Grid hier durch die Verknüpfung von IKT mit physischen Anlagen (Net-

ze, Kraftwerke) und der Vielzahl an Vernetzungen (z.B. Smart-Homes, E-Mobilität). Die Folgen 

reichen von Eingriffen in die Privatsphäre über Netzinstabilitäten bis hin zu Ausfällen und irre-

versiblen Schäden für Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt (Komninos – Philippou – Pitsillides, 

2014). Es wurden natürlich schon zahlreiche Gegenmaßnahmen entwickelt (Khaitan – McCal-

ley, 2015), aber v.a. in Bezug auf Denial of Service-Attacken (d.h. wiederholte Anfragen, die 

das System überlasten), die meist die schwerwiegendsten Folgen mit sich ziehen, besteht 

noch viel Aufholbedarf (Komninos – Philippou – Pitsillides, 2014). Zudem erhöht alleine der ho-

he Grad an Komplexität und Heterogenität eines Smart-Grids die Angriffsfläche für Cyber-

Physikalische-Attacken. Es wird auch bei diesem Thema einen systemischen Ansatz benöti-

gen, um dieser Herausforderung erfolgreich zu begegnen (Mo et al., 2012). Trotz angehender 

Initiativen73) fehlt es noch immer an einer universellen Standardisierung bzgl. IKT-Sicherheit und 

Datenschutz (Efthymiou – Kalogridis, 2010; Gungor et al., 2011; Komninos – Philippou – Pitsilli-

des, 2014; Yan et al., 2012). Hier muss das Vertrauen der KonsumentInnen gesichert und her-

gestellt werden, denn diese Themen stehen weit oben auf deren Prioritätenliste (Bigerna – 

Bollino – Micheli, 2016). Ohne die Zustimmung der Bevölkerung zur Nutzung von Smart-Meters 

und einer damit einhergehend hohen Drop-Out-Quote beim Smart-Meter Roll-Out wird die 

Transformation zu einem intelligenten Energiesystem nicht funktionieren (Kollmann – Moser, 

2016). 

  

                                                      
73)  z.B.: die Untersuchung der technischen und organisatorischen Herausforderung einer nachhaltigen „Smart Grid 
Information Security“ (CEN-CENELEC-ETSI, 2014) im Zuge des Smart Grid Mandats (M/490 EN) der Europäischen Kom-
mission. 
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2.6.3 Anknüpfungspunkte zu anderen Themenfeldern 

Makroökonomie: 

 Digitalisierung als Basistechnologie; 

 Ökologische Grenzen; 

Öffentlicher Sektor: 

 Resilienz der digitalen Dienstleistungen (digitales Amt) bzgl. Sicherheit (Cyberattacken); 

Wettbewerb 
 E-commerce und Logistik; 

 Plattformökonomie; 

 Datenschutz; 

Raum: 
 Verkehrssysteme und Logistik; 

 Zeit-Raum Beziehungen; 

 3D-Printing; 

Soziale Sicherheit: 

 Prosumers; 

 Zeit-Raum Beziehungen; 

 Trade-Offs. 

2.6.4 Fazit 

Trotz der großen Bandbreite an möglichen Umwelteffekten, hohen Unsicherheiten und feh-

lenden Studien zu systemischen Effekten der Digitalisierung kann man aus der aktuellen Litera-

tur schon wichtige Erkenntnisse zu den anfangs gestellten Fragestellungen gewinnen. Es wird 

erwartet, dass die direkten Effekte der Digitalisierung (Subsistenz und Effizienz) zum Großteil 

positiv und signifikant ausfallen werden. Allerdings vermögenökonomischen Folgewirkungen 

(Rebound-Effekte, Wachstum) diese positiven Effekte substantiell zu reduzieren. Die meisten 

Studien gehen jedoch davon aus, dass es in den meisten Fällen nicht zu einem Back-Fire (d.h. 

zu einem Rebound über 100%) kommen wird. Allerdings sind die systemischen Folgewirkungen 

noch so gut wie nicht erforscht und schwer quantifizierbar. Sie werden in der Literatur aber oft 

als entscheinder Faktor genannt. Des weiteren wird Digitalisierung als wichtige Vorrausetzung 

für die Dekarbonisierung des Stromnetz (und des gesamte Energiesystems) gesehen, v.a. da 

es eine bessere Möglichkeit zur Integration von erneuerbaren Energiequellen bietet.  

Abschließend kann argumentiert werden, dass das Potential der Digitalisierung zur Demate-

rialisierung und Dekarbonisierung übereinstimmend als sehr groß angesehen wird, wobei die 

Richtung und Höhe der Auswirkungen wohl durch ökonomische (z.B. Rebounds) und systemi-

sche (z.B. Wissensgewinn) Effekte entschieden werden wird. Auf Grund der hohen Unsicher-

heiten und der Komplexität der Digitalisierung bleiben die Netto-Effekte aber ungewiss.  

Um unser Systemverständnis zu verbessern und die wichtigsten Faktoren auf höheren System-

ebenen zu identifizieren, sollten zukünftige Forschungsprojekte sich deshalb darum bemühen, 
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mehr interdisziplinäre Forschung zu betreiben (um z.B. psychologische, soziale, institutionelle 

und politische Faktoren mit einzubeziehen) und mehr empirische Fallstudien zu veranlassen 

(um z.B. ein besseres Verständnis für die (langfristigen) Auswirkungen von Smart-Metern zu be-

kommen). Auch sollte Digitalisierung nicht als rein technisch-ökonomisches, sondern auch als 

sozial-technisches System verstanden werden (Kostyk – Herkert, 2012). Gerade beim Ausbau 

des Smart-Grids könnte man von den Erfahrungen beim Ausbau erneuerbarer Energien ler-

nen und die geeigneten institutionellen Rahmenbedingungen für eine rasche Transformation 

des Energiesystems und gesellschaftliche Akzeptanz für ein Smart-Grid schaffen, sonst könnte 

man auch hier z.T. am (lokalen) Widerstand der Bevölkerung scheitern (Wolsink, 2012). 

Aus gesellschaftlicher Sicht wird es also entsprechende Begleitmaßnahmen benötigen, um 

die Digitalisierung als Motor für Dematerialisierung und Dekarbonisierung nutzen zu können. So 

sollte man klima- und energiepolitische Ziele z.B. in die Planung eines Smart-Grids integrieren 

(Stephens et al., 2013). CO2-Steuern oder höhere Energiesteuern könnten den Effekt mögli-

cher Nachfrage- und Einkommensrebounds dämpfen. Projekte oder Investitionen in Digitali-

sierungsanwendungen sollten möglichst unter Betrachtung aller Effekte beurteilt werden und 

einen Fokus auf die Bereitstellung von Funktionalitäten legen. Zudem sollte auf Grund der in-

ternationalen Verflechtung des IKT-Sektors auch eine globale Perspektive (Standards, Regulie-

rungen, Transparenz) eingenommen werden. Herausfordernd ist dieses Unterfangen vor allem 

dadurch, dass trotz großer Unsicherheiten ein schneller Wandel herbeigeführt werden muss, 

um z.B. die Ziele des Paris-Abkommen zu erreichen. 
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3 Metaanalyse 

Julia-Bock Schappelwein, Michael Böheim, Matthias Firgo, Angela Köppl, Margit Schratzen-

staller 

Die Zusammenschau der Themenfeldanalysen zu Makroökonomie, Öffentlicher Sektor, Wett-

bewerb, Raum, Soziale Sicherheit und Umwelt und Energie zeigt eindrucksvoll, dass der Einsatz 

digitaler Technologien bestehende Marktmechanismen, Instrumentarien, Strukturen und In-

teraktionen grundlegend infrage zu stellen vermag und dies auch wird (Stichwort: „Digitalisie-

rung als game changer“). 

Gegenwärtig nehmen auf traditionellen Märkten Preise für Güter und Dienstleistungen die 

zentrale Allokationsfunktion ein. Über den Preis wird die (relative) Wertigkeit (Knappheit) eines 

Gutes an die MarktteilnehmerInnen kommuniziert. Für einige Arten von Transaktionen ist dieser 

Konnex zwischen Preis und Wert in der datengetriebenen Ökonomie dagegen weitgehend 

aufgelöst. Die Ursache dafür liegt in der spezifischen Kostenstruktur dieser Märkte, die durch 

hohe Fixkosten bei gleichzeitig äußerst niedrigen Grenzkosten (nahe Null) gekennzeichnet 

sind. Diese Kostenstruktur begünstigt die für Nachfragende monetär (fast) kostenlose Skalie-

rung eines digitalen Produkts bzw. einer digitalen Dienstleistung auf sogenannten „Plattform-

märkten“. Gratis-Angebote ohne direkten monetären Austausch zwischen dem Plattformbe-

treiber und den EndkundInnen werden möglich. Die KonsumentInnen bezahlen für die Dienst-

leistung oder das digitale Produkt nicht direkt mit Geld, sondern indirekt mit ihren (persönli-

chen) Daten, die mit der Inanspruchnahme in das Eigentum der Plattformbetreiber überge-

hen und von diesen ökonomisch genutzt oder monetär vermarktet werden können. In der di-

gitalen Ökonomie treten auf bestimmten Ebenen von Geschäftstransaktionen somit Daten an 

die Stelle der Preise, während sie auf anderen Ebenen wiederum Basis für monetäre Ge-

schäftsmodelle sind. Sie bilden als „Rohstoff“ die Grundlage für datengetriebene Innovatio-

nen und bestimmen ebenso die Interaktion zwischen Angebot und Nachfrage mit. Daten lie-

fern Aufschluss über individuelle Präferenzen. Das Eigentum an Daten begründet in der digita-

len Ökonomie damit den entscheidenden Wettbewerbsvorteil gegenüber der Konkurrenz, 

die nicht über einen solchen Datenbestand verfügt. Im Extremfall entstehen daraus (natürli-

che) Monopole. 

Abgesehen von der Neudefinition der Rolle von Preisen und Daten zeigen die Ausführungen 

in den untersuchten Themenfeldern, dass durch den Einsatz digitaler Technologien beste-

hende (Markt-)Strukturen verschwimmen und Mischformen entstehen oder herkömmliche 

Strukturen sogar gänzlich aufbrechen: seien es (die räumlichen) Strukturen zwischen Angebot 

und Nachfrage, sei es zwischen ProduzentIn und KonsumentIn oder zwischen unterschiedli-

chen Beschäftigungsformen (z.B. unselbständiger und selbständiger Beschäftigung), weil Indi-

viduen zunehmend sowohl als unselbständig als auch als selbständig Beschäftigte arbeiten 

(parallel oder abwechselnd, „Patchwork-Arbeit“, Huws, 2017) oder gleichzeitig produzieren 

und konsumieren („Prosumer“). Auch die Grenzen zwischen Produktion und Dienstleistung 
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verschwimmen zunehmend (etwa bei High-Tech-Maschinen oder maßgeschneiderten IT-

Lösungen). 

Mit dem Aufbrechen traditioneller Strukturen gehen häufig auch Polarisierungstendenzen 

einher, sei es in der Einkommens- und Beschäftigungssituation, in der sozialen Absicherung, im 

Beitrag zur Finanzierung der staatlichen Aktivitäten, in der zwischenmenschlichen Interaktion, 

in Zentrum oder Peripherie, in ökonomischen Aktivitäten und Wettbewerb oder mit dem Ent-

stehen neuer Geschäftsmodelle.  

Aufbauend auf diesen Erkenntnissen aus den Themenfeldanalysen und den Verbindungs-

elementen zwischen den untersuchten Themenfeldern, wurden drei Metahypothesen formu-

liert, die sich in allen Themenfeldern wiederfinden und damit den Handlungsspielraum bzw. 

die Handlungsnotwendigkeiten zur optimalen Nutzung der Vorteile der Digitalisierung für Wirt-

schaftswachstum, Beschäftigung und Wohlstand abstecken (Abbildung 2 in Kapitel 1). Diese 

sind: 

1. Die „neue“ Ökonomie ist eine Ökonomie digitaler Daten („Digitalismus“). 

2. Vorhandene Strukturen brechen auf („Strukturbruch“). 

3. Neue Strukturen manifestieren sich in Extremen („Polarisierung“) 

3.1 Metahypothese 1: Die „neue“ Ökonomie ist eine Ökonomie digitaler Daten 
(„Digitalismus“) 

Der auf Daten beruhende Kapitalismus (nachfolgend kurz: „Digitalismus“) wird an die Stelle 

des traditionellen Kapitalismus treten. Der Besitz bzw. Zugang zu heterogenen Massendaten-

beständen (in Echtzeit), das Verstehen des Inhalts dieser Datenbestände und eine klar formu-

lierte Geschäftsidee in Kombination mit Kapital werden für weite Bereiche der Ökonomie zum 

eigenständigen und entscheidenden Produktionsfaktor und damit zur zentralen Bedingung 

der ökonomischen Wettbewerbsfähigkeit. Auf Grundlage detaillierter Individualdaten variie-

ren die Preise in Abhängigkeit von der Zahlungsbereitschaft der Kundschaft, was letztlich (im 

„Endausbau“) eine perfekte Preisdifferenzierung (Preisdiskriminierung ersten Grades) ermög-

licht. Die Neudefinition der Rolle von Daten als zentraler Produktionsfaktor findet ihren Nieder-

schlag in einer Neuausrichtung vieler bestehender oder in der Entstehung gänzlich neuer Ge-

schäftsmodelle, in denen Daten an die Stelle von Kapital rücken. Anforderungsprofile an Ar-

beitskräfte verschieben sich in Richtung „Datenverarbeitung“. Daten fungieren im Produkti-

onsprozess wie Technologie, ohne selbst Technologie zu sein. Sie wirken als Akzelerator des 

Produktionsprozesses von Gütern und Dienstleistungen gleichermaßen. 

Herausforderungen: 

Im gegenwärtigen wirtschaftlichen Umfeld steht „Digitalismus“ für die sich disruptiv ausbrei-

tende Wirtschaftsform des digitalen Kapitalismus, in dem Daten immer wichtiger werden. Das 

Internet ist zunehmend der zentrale Faktor für Innovation, Handel, globale Wertschöpfungs-

ketten, Gesundheit, Bildung und Regierungsdienste, sowie auch für die soziale Interaktion der 

Menschen selbst. Die auf der Grundlage disruptiver digitaler Technologien entstehende Platt-
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formökonomie erlaubt es in bisher nicht möglichem Ausmaß, Skalenvorteile zu nutzen und 

Produkte und Dienstleistungen zu Grenzkosten von nahezu Null anzubieten. Diese von Jeremy 

Rifkin beschriebene „Zero Marginal Cost Society“ (2014) führt dem Autor zufolge zu einem Ab-

sterben des traditionellen Kapitalismus, weil die Grenzkosten der Produktion für immer mehr 

digitale Güter und Dienstleistungen sich dem Nullpunkt nähern und folglich keine Anhalts-

punkte für die Preisgestaltung mehr abgeben können. Beispiele dafür sind Texte, Filme oder 

Musik, die im Internet (fast) kostenlos einer immer größeren Menge von VerbraucherInnen zu-

gänglich gemacht werden; selbiges trifft auf digitale Marktplattformen neben der Nachfra-

geseite auch angebotsseitig zu. Diese Strukturmerkmale fördern die Entstehung von (natürli-

chen) Monopolen. Digitale Großunternehmen, die aufgrund ihrer Marktmacht über Daten 

und ihrer Finanzkraft Treiber und Profiteure der digitalen Revolution sind („Internet-Giganten“ 

bzw. „Superstar Firms“ (Autor et al., 2017), entstehen und stärken ihre Position, während etab-

lierte kleine und mittlere Unternehmen ohne entsprechende Strukturen und Datenbestände 

an Konkurrenzfähigkeit einbüßen. Auch Versuche der kleindimensionierten Imitation solcher 

Unternehmen sind oftmals aufgrund der Marktmacht und Größenvorteile der „Incumbents“ 

bereits von Vorhinein zum Scheitern verurteilt.74) 

Die Qualität der digitalen Infrastruktur (Netzverfügbarkeit, Geschwindigkeit etc.) ist entschei-

dend dafür, welche Rolle Daten als Wettbewerbsfaktor einnehmen können. Die regionale 

Ausstattung mit entsprechender Infrastruktur wird zunehmend zum Entscheidungskriterium 

nicht nur bei der Standortwahl, sondern auch bei der Wohnortwahl.  

Abgesehen von der neuen Rolle, die Daten und Internet in Wettbewerbssituationen einneh-

men, wird ihre Rolle in Wertschöpfungsketten bislang nicht bzw. nur unzureichend abgebildet. 

Ihr monetärer Einfluss auf Umsätze und Gewinne der Unternehmen bleibt unterbelichtet. Tradi-

tionelle Statistiken, wie beispielsweise die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (VGR), die auf 

monetäre Transaktionen ausgerichtet ist, bilden bislang den neuen Produktionsfaktor „Daten“ 

nicht (ausreichend) ab. Konventionelle statistische Kennzahlen erscheinen als Instrumentarium 

zunehmend ungeeignet, um wirtschaftliche Aktivitäten in einer Volkswirtschaft adäquat 

nachzuzeichnen, wodurch das tatsächliche Ausmaß dieser Aktivitäten unterschätzt wird. Als 

Voraussetzung für aussagekräftige Statistiken gilt es daher, Wertschöpfung in einer digitalisier-

ten Wirtschaft neu zu definieren bzw. neue Formen der Wertschöpfung zu identifizieren: auch 

als Voraussetzung, um neue Formen der Abschöpfung der Produzentenrente finden und 

neue Formen der Regulierung definieren zu können.  

3.2 Metahypothese 2: Vorhandene Strukturen brechen auf („Strukturbruch“) 

Mit dem Einsatz digitaler Technologien werden bestehende (Markt-)Strukturen in Abhängig-

keit von Ausmaß, Intensität und Zeitlichkeit zunehmend infrage gestellt, modifiziert bzw. auf-

gebrochen. Bestehende Strukturen verschwimmen, Mischformen entstehen oder brechen 

                                                      
74)  Ein rezentes österreichisches Beispiel im Markt für Onlinehandel („Shöpping“ – ein Angebot der Österreichischen 
Post) kann als anekdotische Evidenz für diese Hypothese angeführt werden. 
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gänzlich auf: sei es zwischen Angebot und Nachfrage, zwischen ProduzentInnen- und Kon-

sumentInnen-Rolle (Stichwort „ProsumerInnen“), oder zwischen unterschiedlichen Beschäfti-

gungsformen bzw. Tätigkeitsbündeln, die Individuen gleichzeitig oder sequenziell ausüben 

(z.B. „Patchwork-Arbeit“, Huws, 2017). 

Herausforderungen: 

Die politische Einflussnahme auf die jetzige Übergangsphase zwischen dem traditionellen und 

dem datenbasierten digitalen Kapitalismus wird mitentscheiden, ob neue Strukturen „organi-

siert“ entstehen oder ob sie sich vielmehr spontan entwickeln (Hayek, 1963). Die Intensität, die 

Ausgestaltung sowie die Zeitlichkeit dieses Transformationsprozesses werden auch die mittel-

baren Auswirkungen auf nachgelagerte Systeme bestimmen, die mit dem Aufbrechen tradi-

tioneller Strukturen einhergehen werden, wie beispielsweise die Folgen für Steuergesetzge-

bung und Finanzierungsbasis des Sozialstaates, Marktstrukturen oder die Ausgestaltung des 

Sozialschutzsystems.  

Digitale Weltkonzerne sind, mithilfe von strategischen Standortentscheidungen sowie des Ein-

satzes digitaler Technologien, aber auch aufgrund des Fehlens eines Anknüpfungspunktes 

der Besteuerung, in der Lage, ihre Steuerbelastung auf ein Minimum zu reduzieren, weshalb 

ein zunehmender Bedarf an global koordinierter Steuerpolitik erwächst; hierbei muss einer 

Schließung von legalen Steuerschlupflöchern, mittels derer Weltkonzerne, durch eine Ver-

schiebung der Monopolgewinne in Steueroasen, ungerechtfertigte Wettbewerbsvorteile ge-

genüber binnenorientierten KMU genießen, oberste Priorität zukommen. Mindestens ebenso 

wichtig ist die Identifikation alternativer Anknüpfungspunkte für die Besteuerung – bezüglich 

des Gegenstandes der Besteuerung ebenso wie bezüglich des Ortes der Besteuerung (Stich-

wort „Digitale Betriebsstätte“). Eine Abkehr von der derzeitigen, auf nationalen Interessen ba-

sierten Wirtschaftspolitik hin zu einer gemeinsamen, supranationalen politischen Linie (allem 

voran zu einem einheitlichen EU-Körperschaftsteuersystem sowie zu gemeinsamen Wirt-

schaftssanktionen für nicht kooperierende Steueroasen) erscheint im Lichte dieser Entwick-

lungen jedenfalls unabdingbar.  

Zudem lassen sich allgemeingültige Aussagen über künftige Strukturen aufgrund unterschied-

licher Geschwindigkeit und Intensität des Einsatzes digitaler Technologien nur unzureichend 

ableiten. Vielmehr ist die Tatsache anzuerkennen, dass für die verschiedenen Bereiche die 

Absehbarkeit dessen, wie sich herkömmliche Strukturen anpassen, wie sie künftig ausgestaltet 

sein werden, bzw. welche Chancen und Risiken mit ihrem Wandel einhergehen werden, stark 

schwankt. Hierbei gilt es auch zu berücksichtigen, dass der Einsatz digitaler Technologien trei-

bend bzw. beschleunigend auf strukturelle Veränderungen in Wirtschaft, Arbeitsmarkt und 

Gesellschaft wirkt. Durch den Einsatz digitaler Technologien eröffnet sich die Möglichkeit der 

(räumlichen) Fragmentierung von Wertschöpfungsketten, was in verstärkte und neue regiona-

le Spezialisierungen nach Branchen und Funktionen münden wird. Am Arbeitsmarkt entstehen 

mithilfe der Nutzung digitaler Technologien neue Beschäftigungsbereiche mit spezifischen Ar-

beits- und Einkommensformen, die das gegenwärtige soziale Sicherungssystem hinsichtlich Si-

cherungsniveau und Finanzierungsbasis der sozialen Sicherung verändern werden. Abgese-
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hen von den Beschäftigungsbereichen werden sich die Anforderungen an die Qualifikatio-

nen und Kompetenzen der Arbeitskräfte wandeln, was neue Formen der Existenzsicherung 

von Weiterbildungsaktivitäten bedürfen wird und auch die aktive Arbeitsmarktpolitik berühren 

wird. Im Erstausbildungssystem sind Basiskompetenzen ein unverzichtbarer Grundstein für an-

schließende Lernphase, die Arbeitsmartchancen und soziale Interaktionen. 

Weite Bereiche des sozialen, aber auch ökonomischen Lebens sind durch Smartphones und 

Internet bereits stark digital geprägt (z.B. social media, e-shopping, e-learning, etc.) und for-

men damit soziale und ökonomische Strukturen, wie z.B. das Mobilitäts- oder Kommunikations-

system. Die strukturellen Veränderungen durch Digitalisierung werden aber ebenso traditio-

nelle Sektoren wie die Energiewirtschaft oder den Produktionssektor (z.B. durch 3-D-Druck) be-

treffen und weitreichend verändern.  

Dem Energiesektor wird besondere Aufmerksamkeit zuteil, weil Energie in nahezu allen Berei-

chen der Wirtschaft und Gesellschaft eine Rolle spielt und Strukturveränderungen im Energie-

bereich somit nahezu alle Wirtschafts- und Gesellschaftsbereiche berühren.  

Am frühesten und wohl auch am stärksten wirksam werden diese grundlegenden transforma-

tiven Prozesse im Elektrizitätssektor. Das traditionelle Geschäftsmodell der letzten hundert Jah-

re, das zentral erzeugte Elektrizität über Übertragungs- und Verteilungsnetze an die Endver-

braucher liefert, ist dramatischen Umbrüchen ausgesetzt, die durch digitale Technologien 

zum Teil erst ermöglicht werden. Darüber hinaus ermöglicht die Nutzung digitaler Technolo-

gien, die Grenzen zwischen einzelnen Bereichen des Energiesystems zu überwinden und neue 

Systemzusammenhänge zu etablieren. Die bisherige unidirektionale Netzstruktur wird zu einem 

bidirektionalen Austausch von Elektrizität, der die Grenzen zwischen ProduzentInnen und Kon-

sumentInnen verschwimmen lässt (Prosumer).  

Energiesektoren, die bislang weitgehend unabhängig voneinander agierten, wie der Elektrizi-

täts- und Mobilitätssektor oder der Energie- und Gebäudesektor, stehen durch digitale Tech-

nologien nunmehr in einem direkten Systemzusammenhang.  

Der mit dem Einsatz digitaler Technologien erwartete Nutzen im Energiesystem hat jedoch 

auch die Kehrseite zunehmender Vulnerabilität, nicht zuletzt durch eine Vervielfachung der 

Akteure im Energiesystem. Auf diese Weise bieten sich potentiell vielfache Angriffsflächen für 

Cyber-Attacken.  

3.3 Metahypothese 3: Neue Strukturen manifestieren sich in Extremen 
(„Polarisierung“)  

Der Einsatz digitaler Technologien trägt zu einer Polarisierung von ökonomischen Aktivitäten, 

Einkommen und Sozialschutz ebenso bei, wie zu einer Polarisierung zwischenmenschlicher In-

teraktionen. Die zunehmende Variabilität in den ausgeübten Beschäftigungsformen und er-

zielten Einkommen führt zu einer Verschiebung der personellen und funktionalen Einkom-

mensverteilung und findet Niederschlag in der sozialen Absicherung. Soziale Beziehungen, die 

nur schwach ausgeprägt sind, weichen digitalisierten Interaktionen, während sich starke zwi-
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schenmenschliche Interaktionen weiterhin durch persönliche Kontakte auszeichnen werden. 

Ohne gesamtheitliche Entwicklungsstrategien besteht für periphere Regionen die Gefahr ei-

ner weiteren räumlichen Polarisierung, in der sich durch die zunehmende Digitalisierung der 

Wirtschaft und Gesellschaft die Standortnachteile der Peripherie gegenüber den Zentren wei-

ter verstärken. 

Herausforderungen: 

Temporäre Monopole können Innovationstriebfedern sein, allerdings muss deren zeitliche Be-

fristung sicher gestellt sein (Schumpeter, 1946). Nur wenn Märkte bestreitbar bleiben (Baumol 

et al., 1982) und somit der Markteintritt von innovativen Newcomern möglich ist, kann perma-

nente Innovation als Grundlage für gesellschaftlichen Wohlstand immer wieder neu eingelöst 

werden. Trotz deren hoher Innovationsintensität verfestigt die Nutzung digitaler Technologien 

bestehende Markt- und Machtkonzentrationen in der Hand weniger großer Digitalunterneh-

men und untergräbt damit durch extreme Kapitalakkumulation und -konzentration die Fun-

damente des Marktkapitalismus. 

Die massive Kapitalakkumulation entsteht dadurch, dass digitale Großkonzerne zu geringsten 

Grenzkosten und – infolge strategischer Standortentscheidungen sowie der Schwierigkeit, An-

knüpfungspunkte für ihre Besteuerung zu finden – bei niedrigster Steuerbelastung Monopol-

gewinne anhäufen, die sie wiederum dazu verwenden, ihre Monopolstellung weiter auszu-

bauen, was wiederum ihre Gewinne erhöht und ihre Kapitalbasis weiter stärkt. Die strukturel-

len Charakteristika dieser Plattformmärkte – hohe Fixkosten bei gleichzeitig geringsten Grenz-

kosten haben fallende Durchschnittskosten zur Folge – führen schließlich zum Entstehen eines 

natürlichen Monopols, wie sie auch bereits in der Vergangenheit in traditionellen netzwerkba-

sierten Märkten entstanden sind (etwa im Energie- oder Infrastrukturbereich). In dieser Markt-

form ist der marktwirtschaftliche Wettbewerb „ausgehebelt“, da ein einziges Unternehmen 

die gesamte Nachfrage effizienter bedienen kann als mehrere parallel agierende Unterneh-

men. Konkurrierende Unternehmen sind nicht in der Lage, kostengünstiger anzubieten, und 

scheiden aus dem Markt aus oder können erst gar nicht in den Markt eintreten. Ohne Regu-

lierung kann der natürliche Monopolist die gesamte Konsumentenrente abschöpfen und die 

gesamte Produzentenrente auf sich vereinigen: ein klassischer Fall von „Markt- und Politikver-

sagen“. 

Es besteht die Gefahr, dass in derart organisierten Wirtschaftssystemen immer weniger Men-

schen am Wirtschaftswachstum teilhaben werden. Verschiedene Reaktionsmöglichkeiten 

könnten daraus für „FortschrittsverliererInnen“ – Individuen, EPUs und KMUs – erwachsen. Diese 

können verschiedene Formen annehmen und von der bloßen System-Arbitrage – Ausnützen 

der digitalen Plattformen als global verfügbare „Schaufenster“, wobei das reale Geschäft 

provisionsminimierend an ihnen „vorbeigeschleust“ wird – bis zur eigentumsrechtlichen Ent-

flechtung und staatlichen Regulierung der natürlichen Monopole reichen. Dem kann eine 

staatliche bzw. supranationale Marktregulierung zuvor kommen, indem sie ex ante über Re-

gulierungsauflagen die Gänze oder einen Teil der Monopolgewinne abschöpft.  
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Die zunehmende Variabilität in den ausgeübten Beschäftigungsformen und erzielten Ein-

kommen führt dazu, dass sich die funktionale Einkommensverteilung verschiebt und in der so-

zialen Absicherung Niederschlag findet (sowohl während des Erwerbslebens als auch länger-

fristig im Alter). Onlineplattformen führen AuftraggeberInnen und AuftragnehmerInnen zu-

sammen, d. h. sie agieren als Intermediär bzw. Infrastruktur-Provider. Als einzige der drei 

Gruppen von TeilnehmerInnen entstehen für die Onlineplattformen durch diese Interaktion 

zwischen AuftraggeberInnen und AuftragnehmerInnen weder unternehmerische, rechtliche 

oder soziale Risiken noch Kosten für die Leistungserbringung oder die Betriebsmittel. Für die 

auf Plattformen ausgelagerten digitalen Tätigkeiten gelten keine nationalen Arbeitsschutz-, 

Gesundheitsschutz- oder Vertragsbestimmungen. 

Die Politik steht somit vor einer äußerst komplexen, mehrdimensionalen Herausforderung, die 

ein hohes Maß an internationaler Kooperation erfordert: Bestehende Gesetze und Regulie-

rungen bilden die neue zentrale Rolle, welche Daten im Produktionsprozess bereits heute und 

künftig noch stärker einnehmen, bislang ebenso nicht bzw. nur unzureichend ab, wie traditio-

nelle Statistiken, die bisher auf ausschließlich monetären Größen aufbauen.  
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4 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Julia Bock-Schappelwein, Michael Böheim 

Der Einsatz digitaler Technologien durchdringt zunehmend alle Bereiche wirtschaftlichen, ge-

sellschaftlichen und institutionellen (Inter-)Agierens. Staat, Markt, Unternehmen und Individu-

um sind gleichermaßen adressiert. Diese Entwicklung macht darüber hinaus Interaktionen, die 

ausschließlich auf technologischer Ebene stattfinden (Maschine – Maschine – Interaktionen), 

zunehmend universell möglich (Internet of Things). Digitale Technologien fungieren als Inter-

mediäre, indem sich „Plattformmärkte“ bilden. Auf staatlicher Ebene wirkt der digitale Wan-

del auf die Systemebene (z.B. Steuer- und Abgabensystem, Politikbereiche) ebenso ein wie 

auf die Institutionen (z.B. e-Government). Auf Ebene der Unternehmen führt der Einsatz digita-

ler Technologien dazu, dass existierende Prozesse umstrukturiert werden, neue Prozesse ent-

stehen oder sich die Interaktion mit Dritten neu gestaltet, neue Märkte erschlossen werden 

oder gänzlich neue Marktformen oder Marktsegmente entstehen, den Unternehmensausbau 

determinieren und gleichzeitig brancheninterne Abläufe infrage stellen. Auf Ebene von Märk-

ten werden traditionelle Beziehungen zwischen ProduzentIn und KonsumentIn oder zwischen 

Angebot und Nachfrage ebenso infrage gestellt wie traditionelle Regulierungen. Auf indivi-

dueller Ebene durchdringen digitale Technologien alle Lebensbereiche, beginnend im Kin-

des- und Jugendalter in der Schule, wo die Ausbildung um digitale Kompetenzen ergänzt 

wird, ebenso wie am Arbeitsmarkt, wo standardisierte Tätigkeiten durch den Einsatz digitaler 

Technologie ersetzt werden und neue Tätigkeiten mit neuen Anforderungen hinzukommen. 

Daraus werden sich neue Beschäftigungsbereiche ergeben und nicht wettbewerbsfähige Be-

reiche verschwinden. Zudem gestaltet sich das Wohnen zunehmend als „smart living“, indivi-

duelle Mobilität wird früher oder später durch automatisiertes Fahren erweitert. Darüber hin-

aus kann der Einsatz digitaler Technologien eigenständiges Wohnen und Pflege im Alter un-

terstützen, insbesondere durch den Einsatz von Robotertechnik, Telemedizin und das Internet 

der Dinge im Haushalt. 

Vor diesem Hintergrund der mannigfaltigen Konsequenzen infolge der Nutzung digitaler 

Technologien wurden gemeinsam mit dem Auftraggeber, dem österreichischen Bundeskanz-

leramt, sechs Themenfelder (Makroökonomie, Öffentlicher Sektor, Wettbewerb, Raum, Soziale 

Sicherheit sowie Umwelt und Energie) ausgewählt, um exemplarisch die durch den Einsatz di-

gitaler Technologien aufkommenden Herausforderungen und Chancen zu skizzieren; wohl 

wissend, dass aus dieser Auswahl kein Anspruch auf Vollständigkeit abgeleitet werden kann. 

Vielmehr mussten viele Teilaspekte in den Themenfeldanalysen aufgrund der Fülle an relevan-

ten Einflussfaktoren und Aspekten unberücksichtigt bleiben oder konnten in diesem Projekt-

rahmen nur am Rande angesprochen werden. 

4.1 Themenfelder 

Das Themenfeld Makroökonomie behandelt den Einfluss der Digitalisierung als Form von In-

vestitionen, die einerseits das Wirtschaftswachstum erhöhen und andererseits zum Anstieg der 
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Arbeitsproduktivität beitragen; darauf aufbauend werden die Auswirkungen auf die Beschäf-

tigung diskutiert. Aufgrund der Wechselwirkungen in Bezug auf die Beschäftigung werden 

auch die Wechselwirkungen mit der Einkommensverteilung in beide Richtungen behandelt. 

Danach führt eine geringere Beschäftigung tendenziell zu einer höheren Ungleichheit, die 

wiederum das Wirtschaftswachstum bremsen kann. Es wird zudem darauf hingewiesen, dass 

die empirische Evidenz zu den genannten Effekten bislang uneinheitlich ist. Die meisten Stu-

dien untersuchen das technologische Rationalisierungspotential und berücksichtigen keine 

makroökonomischen Zusammenhänge. Andere finden keine eindeutigen Beschäftigungsef-

fekte. Bezüglich der Einkommensverteilung wird angeführt, dass Untersuchungen überwiegen, 

die die These einer zunehmenden Ungleichheit infolge der Digitalisierung unterstützen. 

Das Themenfeld Öffentlicher Sektor verweist darauf, dass dieser Bereich durch die Digitalisie-

rung vor beträchtliche Herausforderungen gestellt wird. Denn die Digitalisierung könnte eine 

Stärkung der Verteilungsfunktion des Steuer- und Abgabensystems erfordern, um der erwarte-

ten digitalisierungsbedingten Zunahme der Ungleichheit („Polarisierungsthese“) entgegenzu-

wirken. Auch in diesem Bereich wird eine langfristige Erosion der Lohneinkommen als Grund-

lage der sozialen Sicherung sowie allgemein eine Erosion der staatlichen Finanzierungsgrund-

lagen erwartet („Erosionsthese“). Die steuertechnischen Wirkungen der Digitalisierung könn-

ten ambivalent sein: Einerseits kann sie den Steuervollzug im nationalen wie internationalen 

Kontext erleichtern und damit die Finanzierungsbasis der öffentlichen Hand stärken. Anderer-

seits kann sie die Finanzierungsbasis der öffentlichen Hand aushöhlen, indem sie die Steuerop-

timierung von (digitalen) multinationalen Unternehmen erleichtert und traditionelle steuerli-

che Bemessungsgrundlagen an Bedeutung verlieren („erweiterte Erosionsthese“). Auf die öf-

fentlichen Ausgaben hat die Digitalisierung zweischneidige Wirkungen. Einerseits können 

durch die Digitalisierung induzierte Produktivitätssteigerungen bei bestimmten arbeitsintensi-

ven Dienstleistungen die Ausgabendynamik dämpfen. Andererseits ist eine Wirtschaftspolitik, 

welche die Chancen der Digitalisierung für ein Hocheinkommensland nutzen und mögliche 

negative Rückwirkungen auf die Verteilung von Arbeit und Einkommen abfedern will, in be-

stimmten Bereichen (Bildung, Infrastruktur, Forschung und Wissenschaft, Industriepolitik, Ar-

beitsmarktpolitik) mit zusätzlichem Ausgabenbedarf verbunden. 

Im Themenfeld Wettbewerb wird darauf eingegangen, dass die Digitalisierung neue Märkte 

schafft und brancheninterne Spielregeln verändert. Es werden empirische Befunde aufgelis-

tet, wonach die Adaption von IKT zu Produktivitätszuwächsen auf der Unternehmensebene 

führt und auch gesamtwirtschaftlich ein wichtiger Produktivitätstreiber ist. Eine digitale Kluft ist 

vor allem zwischen Groß- und Kleinunternehmen sichtbar und großteils auf fehlende Kompe-

tenzen in Unternehmen zurückzuführen. Die Auswirkung der Digitalisierung in der Sachgüterer-

zeugung konzentriert sich vor allem auf Bereiche des Supply-Chain-Managements sowie auf 

den Einsatz von Robotik. Das beeinflusst die Ausgestaltung der globalen Wertschöpfungsket-

ten und Standortentscheidungen großer Industriebetriebe. Im Vergleich zu traditionellen 

Märkten sind Veränderungen des Nachfrageverhaltens besonders im Einzelhandel und Tou-

rismus beobachtbar, wobei sich im Dienstleistungsbereich auch gänzlich neue Geschäftsmo-
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delle und Marktformen etablieren (z.B. Sharing Economy). Die Digitalisierung führt zu neuen 

Herausforderungen für die Wettbewerbspolitik, insbesondere in den Bereichen der Fusions- 

und Marktmissbrauchskontrolle, wo auch Aspekte des Datenschutzes eine Rolle spielen. Im 

Spannungsfeld zwischen Individualrechten und Daten als immateriellen Gütern kommt (sup-

ranationaler) Regulierung besondere Bedeutung zu. 

Das Themenfeld Raum zeigt, wie Digitalisierung die Bedeutung von Raum und Distanz verän-

dert. Aufgrund sinkender Transaktionskosten steigen die Möglichkeiten der Leistungserbrin-

gung über größere Distanzen deutlich. Trotzdem führt Digitalisierung nicht zwingend zu einer 

wirtschaftlichen Konvergenz zwischen peripheren und zentralen Räumen. Agglomerationsvor-

teile und bessere Ausstattung mit Technologie, Humankapital und Infrastruktur verstärken bei 

komplexer werdender menschlicher Arbeit die Standortvorteile von zentralen Räumen sogar 

noch weiter. Digitale Technologien bieten dennoch Entwicklungschancen für ländliche Räu-

me. Ohne ganzheitliche Entwicklungskonzepte für die Peripherie werden jedoch verstärkte 

Zersiedelungstendenzen durch flächendeckendes Breitband und automatisiertes Fahren die 

positiven Effekte der Digitalisierung am Land überwiegen bzw. sich positive Effekte gar nicht 

erst (in vollem Umfang) entfalten können. Digitalisierung verändert zudem die globalen Han-

delsströme und fragmentiert die Wertschöpfungsketten. Besonders für KMU und den Dienst-

leistungssektor erhöhen digitale Technologien die Exportfähigkeit markant. 

Das Themenfeld Soziale Sicherheit thematisiert, dass die Wirkungsketten zwischen Digitalisie-

rung, Beschäftigungsveränderungen, Einkommensverteilung und sozialer Absicherung ge-

genwärtig empirisch kaum beleuchtet sind. Anhand der neu entstandenen Arbeitsformen der 

„Crowdworker“ mit brüchigen Beschäftigungs- und Einkommensverläufen, zeigt sich aller-

dings bereits jetzt, dass sowohl erwerbszentrierte Sozialversicherungssysteme als auch arbeits-

rechtliche Regulierungen einen Anpassungsbedarf haben.  

Im Themenfeld Umwelt und Energie wird abschließend dargelegt, dass sich Digitalisierung 

über viele Kanäle auf Energie und Umwelt auswirkt. Direkt durch die vielen damit einherge-

henden Möglichkeiten, wie z.B. bessere Prozesskontrollen, Videokonferenzen, E-Commerce, E-

Books oder intelligente Stromnetze, die allesamt ein hohes Potential zur Dematerialisierung 

und Dekarbonisierung unserer Wirtschaft besitzen. Für eine ganzheitliche Betrachtung müssen 

jedoch auch der Ressourcen- und Energieverbrauch für die Herstellung, Verwendung und 

Entsorgung der Geräte und Infrastruktur, eine erhöhte Nachfrage nach Produkten durch nied-

rigere Preise (Rebound), makroökonomische Veränderungen (z.B. Wachstum, Struktur) und 

systemische Veränderungen (z.B. von Werten und Normen, Institutionen) berücksichtigt wer-

den. Um mögliche positive Effekte der Digitalisierung auf Umwelt und Energie zu realisieren, 

wird es entsprechender Zielsetzungen und Lenkungsmaßnahmen bedürfen (z.B. Klimaziele für 

den Ausbau eines intelligenten Stromnetzes). 

4.2 Metaanalyse 

Aus den Erkenntnissen der Themenfeldanalysen und den inhaltlichen Verbindungen zwischen 

den Themenfeldern wurden drei Metahypothesen, die sich in allen Bereichen wiederfinden, 
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und mögliche politische Handlungsspielräume aufzeigen, entwickelt. Diese lassen sich unter 

den Schlagwörtern „Digitalismus“ („Die „neue“ Ökonomie ist eine Ökonomie digitaler Da-

ten“), „Strukturbruch“ („Vorhandene Strukturen brechen auf“) und „Polarisierung“ („Neue 

Strukturen manifestieren sich in Extremen“) subsummieren. Damit wird der Erwartung Rech-

nung getragen, dass ein auf digitalen Daten beruhender Kapitalismus an die Stelle des tradi-

tionellen Kapitalismus treten wird und Daten die Rolle des für Wettbewerbsfähigkeit entschei-

denden Produktionsfaktors einnehmen werden. Außerdem ist zu erwarten, dass bestehende 

(Markt-)Strukturen in Abhängigkeit von Ausmaß, Intensität und Zeitlichkeit zunehmend infrage 

gestellt, modifiziert oder aufgebrochen werden, traditionelle Beziehungen zwischen Angebot 

und Nachfrage, zwischen ProduzentInnen und KonsumentInnen, zwischen Beschäftigungs-

formen oder Tätigkeitsbündeln verschwimmen, aufbrechen oder gänzlich verschwimmen. Die 

Erwartungshaltung des Aufbrechens traditioneller Strukturen wird ergänzt um die Annahme, 

dass der Einsatz digitaler Technologien an einer Ungleichverteilung bzw. Polarisierung von 

ökonomischen, wirtschaftlichen und sozialen Aktivitäten mitwirken wird.  

In einem solchen von digitalen Daten, Strukturbrüchen und Polarisierung geprägten Umfeld 

eröffnet sich eine Fülle von Handlungsspielräumen für die politischen Verantwortungsträger. 

Diese sind mit den grundlegenden Fragen, wie wir künftig leben (wollen) und unter welchen 

Rahmenbedingungen der Staat und die Unternehmen agieren werden, abzustimmen. 

4.3 Handlungsspielräume 

4.3.1 Chancen ergreifen, Risiken minimieren 

Der durch den Einsatz digitaler Technologien ausgelöste Wandel in Staat, Markt und Gesell-

schaft ist eine Realität. Betroffen sind sowohl Individuen und Unternehmen als auch die öffent-

liche Hand. Digitalisierung ist somit das zentrale Zukunftsthema und durchdringt sämtliche Le-

bensbereiche. Digitalisierung ist – unter den gegebenen technologischen Rahmenbedingun-

gen – zwar ein neues Phänomen, aber die Rationalisierung von Arbeit prägt die Menschheits-

geschichte schon seit Jahrhunderten. Digitalisierung ist auf Unternehmensebene ein Werk-

zeug, ein technologiegetriebenes Instrument, das Effizienzsteigerungen in bisher nicht für 

möglich gehaltenem Ausmaß verspricht. Digitalisierung ist aber (viel) mehr als nur die treiben-

de Technologie und die zugrundeliegende Infrastruktur. Digitalisierung darf jedoch kein 

Selbstzweck sein. Digitalisierung um der Digitalisierung willen – „weil es alle anderen auch 

machen“ – wäre eine Themenverfehlung. Auch wenn die Tatsache der „digitalen Revolution“ 

unausweichlich ist, ist deren Breite und Tiefe sowie die Zeitlichkeit nicht „Gott gegeben“. Aus 

der Tatsache, dass ein Produkt, eine Dienstleistung oder ein Prozess digitalisiert werden kann, 

folgt nicht zwingend, dass es gesellschaftlich wünschenswert und/oder ökonomisch sinnvoll 

ist, dies auch tatsächlich zu tun. Wie viel vom Digitalisierungspotenzial letztendlich tatsächlich 

genutzt wird, ist eine diskretionäre Entscheidung, die eines gesellschaftlichen und politischen 

Konsenses bedarf.  
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Digitalisierung kann und muss deshalb durch die Politik vorausschauend und begleitend ge-

staltet werden. Transformationen dieser Breite und Tiefe sind immer mit außergewöhnlichen 

Chancen verbunden, aber auch mit besonderen Risiken behaftet. Unabdingbar ist deshalb 

die Entwicklung einer umfassenden und maßgeschneiderten Strategie, um die Potenziale 

bestmöglich für die Menschen in den unterschiedlichsten Lebensbereichen bzw. 

-abschnitten, die Unternehmen und die Gesellschaft in Österreich nutzen zu können. Ziel sollte 

sein, dass die Chancen, die die Digitalisierung bietet, von allen adressierten Gruppen pro-

aktiv genutzt und dadurch die Risiken minimiert werden können. 

Derzeit überschreiten wir eine Schwelle, an der die Digitalisierung weite Teile des täglichen 

Lebens, der Wertschöpfungs- und Produktionsprozesse und des Arbeitens durchdringt. Das In-

ternet vernetzt nicht nur kommunizierende Menschen, sondern auch „kommunizierende“, d.h. 

Daten austauschende Dinge („internet of things“). Die Technologien, die den digitalen Struk-

turwandel vorantreiben, dürften sich auf absehbare Zeit rasant weiterentwickeln. Solche Ent-

wicklungen sind dadurch gekennzeichnet, dass an sogenannten Tipping Points jenseits inkre-

menteller Verbesserung durch evolutionäre Weiterentwicklung qualitativ neue Anwendungen 

durch disruptive Prozesse technologisch möglich werden und in die Gesellschaft diffundie-

ren.75) 

Die neue Qualität der Digitalisierung wird wesentlich durch Fortschritte in drei Kernbereichen – 

und deren Zusammenwirken bzw. Vernetzung – (voran) getrieben. 

1. IT und Software: Die Leistungsfähigkeit von Mikroprozessoren wächst weiterhin expo-

nentiell und erleichtert die Nutzung von Cloud-Technologien sowie mobilen Anwen-

dungen. Lernende Algorithmen rechtfertigen mittlerweile die Bezeichnung „künstliche 

Intelligenz“ für Anwendungen wie Watson, AlphaGo, Siri oder Alexa. 
2. Robotik und Sensorik: Während Größe und Kosten von Systemen sinken, steigen ihre 

Anwendungsmöglichkeiten und simplifizieren ihre Bedienbarkeit, was sie auch für klei-

nere Betriebe und individuelle Fertigung interessant macht. Hinzu kommen neue Ferti-

gungstechniken wie additive Verfahren sowie die verbesserte Steuerung und Daten-

sammlung durch neue Sensorik. 
3. Vernetzung: Durch diese entstehen cyber-physische Systeme als Grundlage für die In-

dustrie 4.0, d.h. Netzwerke von kleinen Computern, die mit Sensoren und Aktoren aus-

gestattet sind, in Gegenstände, Geräte und Maschinenteile eingebaut werden und 

über das Internet miteinander kommunizieren können. Auf dieser Basis tauschen An-

lagen, Maschinen und einzelne Werkstücke kontinuierlich große Mengen an Informa-

tionen und Daten aus und können Produktion, Lager und Logistik weitgehend auto-

matisiert („selbst“) steuern. 

Intensiv wird in diesem Zusammenhang die Frage, ob und in welchem Ausmaß künftig tech-

nologische Arbeitslosigkeit zu befürchten ist, diskutiert. Ausgangspunkt dieser Diskussion sind 

                                                      
75)  ExpertInnen erwarten solche Tipping Points etwa bei selbstfahrenden Autos, komplexen Produkten aus dem 3-D-
Drucker sowie Robotern, aber auch bei hochwertigen Dienstleistungen bereits innerhalb der nächsten zehn Jahre. 
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(hypothetische) Automatisierungspotenziale der Digitalisierung, die erstmals von Frey – Os-

borne (2013, 2017) geschätzt wurden. Ihnen zufolge sind 47% der Jobs in den USA potenziell 

durch Automatisierung gefährdet. Diesen Forschungsansatz übertragend auf Europa schät-

zen Brzeski – Burk (2015) für Deutschland oder Bowles (2014) für die EU-Staaten, dass in Öster-

reich oder auch in Deutschland gut die Hälfte aller Arbeitsplätze von Automatisierung betrof-

fen sein könnte. Diesem Forschungsansatz liegen zwei (stark) einschränkende Annahmen zu-

grunde, nämlich dass erstens alles, was theoretisch automatisiert werden kann, auch wirklich 

automatisiert wird, und schließlich, dass zweitens alle Tätigkeiten, die in bestimmten Berufen 

verlangt werden, auch automatisierbar sind.76) Die Gültigkeit dieser sehr radikalen Thesen ist 

daher massiv zu hinterfragen. 

Es ist aber auch zu erwarten, dass durch die Digitalisierung ganze Berufe neu entstehen wer-

den. In den letzten fünf Jahren haben sich neue Berufe vor allem in Bereichen entwickelt, die 

mit der Anwendung digitaler Technologien im Zusammenhang stehen. So ist beispielsweise 

der Beruf des Data Scientist neu entstanden, um große Datenmengen in Echtzeit aus ver-

schiedenen Quellen analysieren und für gleichzeitig ablaufende Produktions- oder Ge-

schäftsprozesse nutzen zu können. Zwar gab es auch vorher schon Berufe, in denen große 

Datenmengen analysiert wurden. Dass aber die Ergebnisse solcher Analysen in Echtzeit Pa-

rameter für die Steuerung bereitstellen müssen, ist in dieser Form neu. Ein anderes Beispiel ist 

der Beruf InterfacedesignerIn, dessen Betätigungsfeld die Entwicklung und Gestaltung von 

Benutzeroberflächen von Computersystemen oder technischen Produkten umfasst, die mög-

lichst optimal auf die Bedürfnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten der Nutzer abgestimmt sind. 

Dieser Beruf ist neu entstanden, weil die Anforderungen bei der Bedienung digitaler Geräte 

und Anlagen kontinuierlich steigen und die optimierte Gestaltung der Interaktion zwischen 

Mensch und Maschine ein immer wichtiger werdender Wettbewerbsvorteil ist. 

Innerhalb des nächsten Jahrzehnts könnten aber durchaus bisher nicht bekannte Berufsfelder 

neu entstehen. So hält beispielsweise Cognizant (2017) das Aufkommen von mehr als zwanzig 

„neuen“ Berufen, die durch die digitale Transformation entstehen, für denkbar (Abbildung 8). 

                                                      
76)  Brzeski – Fechner (2018) oder auch Valenduc – Vendramin (2017) zufolge wurde dieser Ansatz auch von Schat-
torie et al. (2014) für die Niederlande und Baert – Ledent (2015) für Belgien durchgeführt. 
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Abbildung 8: Potenzielle neue Berufsfelder im nächsten Jahrzehnt 

 

Q: Cognizant (2017), S. 6. 

Abgesehen von den Auswirkungen des Einsatzes digitaler Technologien auf die Beschäfti-

gung, die auf Berufe abzielt, sind ForscherInnen, wie Bonin – Gregory – Zierhahn (2015) oder 

Dengler – Matthes (2015, 2016) für Deutschland bzw. Arntz et al. (2016) für die OECD-Staaten, 

darunter auch Deutschland und Österreich, sowie Nagl et al. (2017) für Österreich in ihrer Ein-

schätzung merklich zurückhaltend. Sie nehmen an, dass weniger ganze Berufe als vielmehr 

spezifische Tätigkeiten (tasks) durch den Einsatz digitaler Technologien ersetzt, unterstützt bzw. 

neu geschaffen werden. Berücksichtigt man diese Einschränkung der Wirkung digitaler Tech-

nologien auf Tätigkeitsschwerpunkte und nicht auf ganze Berufe, arbeiten heute in den USA 

rund 9% der Beschäftigten in Jobs, die stark automatisierungsgefährdet sind. Für Österreich 

kommt die OECD (Arntz et al., 2016) auf einen mit Deutschland vergleichbaren Wert von 12%; 

gleichfalls errechneten Nagl et al. (2017) für Österreich, dass 9% der Beschäftigten in Öster-
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reich ein Tätigkeitsprofil aufweisen, das ein hohes Potenzial hat, durch Maschinen bzw. Tech-

nologie ersetzt zu werden.  

Nedelkoska – Quintini (2018) bauen sowohl am Ansatz von Frey – Osborne (2013) als auch auf 

jenen von Arntz et al. (2016) auf und errechnen für 32 untersuchte OECD-Länder, darunter 

auch Deutschland und Österreich, ein durchschnittliches Automatisierungspotenzial von 52% 

(Deutschland) bzw. 48% (Österreich); ein sehr hohes Automatisierungspotenzial haben 18% 

der Berufe in Deutschland. 

Übersicht 1: Untersuchungen zum Automatisierungspotenzial von Berufen bzw. Tätigkeiten 

AutorInnen Land Automatisierungspotenzial 
bezogen auf 

Zentrale Ergebnisse: 
potenzielle Betroffenheit 
… 

Frey – Osborne (2013) USA Berufe   47%  

Bowles (2014) EU-Staaten Berufe 
 AT:  54% 
 DE:  51% 

Brzeski – Burk (2015) Deutschland Berufe   59% 

Pajarinen – Rouvinen (2014) Finnland Berufe   36% 

Nedelkoska – Quintini (2018) OECD-Länder Berufe/Tätigkeiten 
 AT:  48%,  
 DE:  52%, hoch1): 18% 

Bonin – Gregory – Zierhahn (2015) Deutschland Tätigkeiten   12% 

Dengler – Matthes (2015) Deutschland Tätigkeiten   15% 

Arntz et al. (2016) OECD-Länder Tätigkeiten 
 AT:  12% 
 DE:  12% 

Nagl et al. (2017) Österreich Tätigkeiten   8,5%/9% 

PricewaterhouseCoopers (2017) Deutschland Modifizierter Tätigkeitsansatz  DE: 35% 

McKinsey Global Institute (2017) Deutschland Arbeitstätigkeiten  DE:  48% 

Q: Bock-Schappelwein – Famira-Mühlberger – Leoni (2017), Valenduc – Vendramin (2017), Brzeski – Fechner (2018). – 
1) Bezogen auf Berufe. 

Im World Trade Report 201777) werden zwei weitere Ansätze zur Abschätzung der Auswirkun-

gen des Einsatzes digitaler Technologien auf den Arbeitsmarkt diskutiert. Diese haben den 

Ansatz zu den Tätigkeitsschwerpunkten abgeändert. Der erste Ansatz, von Pricewaterhouse-

Coopers (2017), modifizierte die von Arntz et al. (2016) angewandte Methodik um zusätzliche 

Daten und eine Algorithmus-verknüpfende Automatisierbarkeit auf Aufgaben- und Arbeit-

nehmerInnenmerkmale. Dieser Ansatz errechnet für Deutschland, dass 35% der Arbeitsplätze 

einem potenziell hohen Automatisierungsrisiko ausgesetzt sind. Der zweite Ansatz, von 

McKinsey Global Institute (2017), bezieht sich auf Arbeitstätigkeiten und errechnet für 

Deutschland ein Automatisierungspotenzial von 48%. 

Ungeachtet der unterschiedlichen inhaltlichen Ausrichtung handelt es sich bei den Ansätzen 

nur um ein (theoretisches) Potenzial, das nicht zwangsläufig realisiert werden wird. Das quanti-

fizierte Automatisierungspotenzial gibt das technologisch Mögliche, nicht das tatsächlich 

Machbare an (Arntz et al., 2016). Außerdem merken Nedelkoska – Quintini (2018) oder auch 

Brzeski – Fechner (2018) an, dass die spezifische Auswahl von Daten und Variablen bei glei-

                                                      
77)  https://www.wto.org/english/res_e/booksp_e/world_trade_report17_e.pdf. 
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cher Methode sehr unterschiedliche Einschätzungen zur Folge haben, weshalb bei der Inter-

pretation der Ergebnisse Vorsicht geboten erscheint. 

Insgesamt bilden rechtliche, gesellschaftliche und wirtschaftliche Barrieren ebenso wie Kos-

tenfragen und Zugang zu Infrastruktur (bzw. Verfügbarkeit von Technologien) nach wie vor 

Grenzen der Automatisierung und Nutzung digitaler Technologien. Zudem werden Arbeits-

platzbeschreibungen bzw. Arbeitsinhalte an sich wandelnde Rahmenbedingungen ange-

passt. Bedenkt man, dass Menschen den ausgeübten Beruf wechseln bzw. langfristig nicht im 

erlernten Ausbildungsberuf arbeiten, trägt dies ebenfalls zu einer Relativierung der prognosti-

zierten Beschäftigungseffekte bei. Abgesehen von den Auswirkungen auf die Arbeitsplätze 

und Tätigkeiten können durch den Einsatz digitaler Technologien Produktions- und Wert-

schöpfungsketten effizienter werden, neue Produkte entstehen oder auch die Produktion im 

Inland gehalten werden, was ebenfalls zur Beschäftigungsentwicklung beitragen kann (Bock-

Schappelwein – Famira-Mühlberger – Leoni, 2017). 

In diesen Ansätzen wird ein stattfindender Anpassungsprozess beschrieben. Obgleich dieser 

zweifellos an Dynamik gewinnen wird, erscheinen – in Abhängigkeit des zeitlichen Horizonts 

(kurz- vs. langfristig)78) – „Horrorszenarien“ eines Beschäftigungskahlschlages durch die Digitali-

sierung übertrieben. Gleichwohl kann nicht ausgeschlossen werden, dass solche Entwicklun-

gen auch „RationalisierungsverliererInnen“ hervorbringen, insbesondere wenn sich Arbeits-

kräfte aus den unterschiedlichsten Gründen nicht an den Wandel anpassen können (z.B. be-

rufsspezifische Qualifizierungsdefizite, keine ausreichenden Basiskompetenzen in Lesen, 

Schreiben und Rechnen, keine IT-Fähigkeiten etc.). 

Grundsätzlich gilt, dass das Substituierbarkeitspotenzial eines Berufes mit zunehmendem Qua-

lifikationsniveau und Bündel an (nicht-standardisierbaren) Tätigkeitsinhalten bzw. Anforderun-

gen an die Arbeitskraft sinkt. Dengler – Matthes (2018) zufolge hat sich das Substituierbarkeits-

potenzial für Berufe mit niedrigem Qualifikationsniveau in den letzten Jahren durch die Markt-

reife neuer Technologien dynamisiert. Während im Jahr 2013 in Deutschland HelferInnen- und 

Fachkraftberufe noch ein ähnlich hohes Substituierbarkeitspotenzial von etwa 45% hatten, 

weisen die HelferInnenberufe – nur drei Jahre später – im Jahr 2016 mit 58% das höchste Sub-

stituierbarkeitspotenzial auf. Konkret bedeutet das eine Dynamisierung des Substituierbar-

keitspotenzials für einfache Hilfsarbeiten um 12 Prozentpunkte bzw. um fast ein Drittel, die zu-

sätzlich potenziell von Computern oder computergesteuerten Maschinen verrichtet werden 

können. 

Abbildung 9 bildet das sinkende Substituierbarkeitspotenzial mit steigendem Qualifikationsni-

veau ab. In den Fachkraftberufen sind dies 54%, in den SpezialistInnenberufen 40% und in den 

ExpertInnenberufen 24%. Besonders bemerkenswert ist dabei vor allem, dass auch die Zu-

nahme des Substituierbarkeitspotenzials zwischen 2013 und 2016 mit steigendem Anforde-

rungsniveau kleiner wird. In den letzten Jahren sind somit viele Technologien verfügbar ge-

worden, die eher auf die Ersetzung standardisierbarer Tätigkeiten abzielen, sodass das Substi-

                                                      
78)  http://schoenedigitalewelt.clubofrome.at/digitalisierung-und-arbeitsmarkt/. 
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tuierbarkeitspotenzial in den HelferInnenberufen mit 12 Prozentpunkten am stärksten gestie-

gen ist. In den Fachkraftberufen beträgt der Anstieg immerhin noch etwa 8 Prozentpunkte, in 

den SpezialistInnenberufen sind es 7 Prozentpunkte und in den ExpertInnenberufen 6 Prozent-

punkte.  

Abbildung 9: Substituierbarkeitspotenzial nach Anforderungsniveau 

 

Q: Dengler – Matthes (2018). – 1)Abweichungen zu den Differenzen kommen durch die Rundung zustande.  

Da für Österreich langfristige Arbeitsmarktprognosen nicht verfügbar sind, orientieren wir uns 

diesbezüglich an Deutschland, dessen „Automatisierungsrisiko“ von der OECD gleich dem ös-

terreichischen eingeschätzt wird (Arntz et al., 2016). Die aktuelle deutsche Langzeitprognose 

weist einen Zeithorizont bis zum Jahr 2030 aus. Methodisch vergleicht die Studie ein „Basissze-

nario“, das eine langsame, aber stetige Digitalisierung ohne besondere Schwerpunktsetzung 

unterstellt, mit dem Alternativszenario einer „beschleunigten Digitalisierung“, bei der Politik 

und Wirtschaft eine technologische Vorreiterrolle („front runner“) einnehmen und die Bil-

dungs- und Infrastrukturpolitik systematisch pro-aktiv auf den digitalen Wandel ausrichten. 

Das zentrale Ergebnis ist, dass im Basisszenario die Zahl der Erwerbstätigen im Jahr 2035 in et-

wa auf dem Niveau des Jahres 2014 liegt, während im Szenario einer beschleunigten Digitali-

sierung dank der Produktivitätseffekte sogar mit deutlich positiven Auswirkungen auf Wachs-

tum und Beschäftigung gerechnet werden kann; im Basisszenario wird von Zika et al. (2018) 

angenommen, dass bis 2035 1,5 Mio. Arbeitsplätze wegfallen werden und fast ebenso viele 

dazukommen sollten (Vergleich zwischen Basisszenario und Wirtschaft-4.0-Szenario). Für den 

deutschen Arbeitsmarkt würde eine beschleunigte Digitalisierung eine Fortsetzung des Struk-

turwandels bedeuten. So würde ein zusätzlicher Verlust von insgesamt 750.000 Arbeitsplätzen 

in 27 Wirtschaftszweigen (z. B. Einzelhandel, Papier- und Druckgewerbe, öffentliche Verwal-

tung) entstehen, der jedoch durch einen Beschäftigungszuwachs von insgesamt einer Million 

Arbeitsplätzen in 13 Wirtschaftszweigen (z. B. IT-Dienste, Forschung und Entwicklung) mehr als 
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ausgeglichen würde. Per Saldo könnte die Erwerbstätigkeit in Deutschland bis zum Jahr 2035 

um rund eine Viertelmillion Personen ansteigen und die Erwerbslosigkeit entsprechend sinken. 

Die deutsche Arbeitsmarktprognose erwartet einen deutlichen Zuwachs bei den unterneh-

mensnahen Dienstleistungen, im Bereich Information und Kommunikation und im Sozialwesen. 

In der öffentlichen Verwaltung, im Gastgewerbe aber auch im Einzelhandel wird hingegen 

von einem Rückgang der Erwerbstätigkeit ausgegangen. In den meisten Branchen verstärkt 

eine beschleunigte Digitalisierung den Trend des Basisszenarios. Dies ist vor allem bei den IT- 

und unternehmensnahen Dienstleistungen der Fall. In den Ausrüstungsbranchen der Industrie 

4.0, vornehmlich dem Maschinenbau, führt die Digitalisierung zu einem positiven Beschäfti-

gungseffekt, während die Gesamtentwicklung negativ ist. Vergleichbare Ergebnisse zeigen 

sich auch für die jeweiligen Berufsgruppen.  

Auch weitere Studien zu den Auswirkungen von Digitalisierung prognostizieren keine signifi-

kanten Beschäftigungsverluste für Deutschland wie beispielsweise jene von Stettes (2017). 

Vielmehr tendieren die Prognosen zur Betonung der Erkenntnis, dass der digitale Wandel die 

Dynamik am Arbeitsmarkt nicht grundsätzlich umkehren wird, wohl aber (stark) beschleunigen 

könnte. Erwartet werden unisono ein deutlicher Beschäftigungsrückgang bei manuellen bzw. 

standardisierbaren Produktionsberufen und Beschäftigungszuwächse im MINT-Bereich oder 

auch im Bereich der Daten (data analysts, data security etc.). Im Jahr 2015 prognostizierte 

The Boston Consulting Group (BCG) bis zu 390.000 neue Arbeitsplätze, ein zusätzliches Wachs-

tum des Bruttoinlandsproduktes von rund 30 Mrd. € beziehungsweise 1% sowie ein Investitions-

volumen von 250 Mrd. € durch Industrie 4.0. Arntz et al. (2018) errechneten für die nächsten 

fünf Jahre für Deutschland, dass geplante betriebliche Technologieinvestitionen die Gesamt-

beschäftigung zwischen 2016 und 2021 um 1,8% steigern. Das entspricht einem jährlichen Be-

schäftigungszuwachs von etwas weniger als 0,4% pro Jahr.  

Für Österreich entwickelten Dinges et al. (2017) vier qualitative Szenarien, wie sich die Be-

schäftigung bis 2030 in Hinblick auf Beschäftigungsstand, Qualifikationsanforderungen und 

Tätigkeitsprofile entwickeln könnte und mit welchen Chancen und Herausforderungen in Hin-

blick auf den Arbeitsmarkt in dieser Zeit zu rechnen ist. Diese vier Szenarien spannen den Bo-

gen möglicher Entwicklungen zwischen „Industrie 4.0 Frontrunner“ und „Digitales Scheitern“, 

dazwischen liegen „Langsame Transformation“ und „Effizienzsteigerungen“ (Abbildung 10). 

Hinsichtlich zu erwartender Beschäftigungseffekte wird in den beiden Szenarien „Effizienzstei-

gerung“ und „Digitales Scheitern“ Beschäftigungsabbau in der Produktion erwartet, der auch 

nicht durch Beschäftigungszuwächse in anderen Wirtschaftsbereichen kompensiert werden 

kann. Beim Szenario „Langsame Transformation“ kann nur unter günstigen wirtschaftlichen 

Voraussetzungen die Anzahl der Arbeitsplätze gehalten werden, wahrscheinlicher ist aber 

auch hier in Summe ein Verlust an Arbeitsplätzen. Für diese Szenarien sind daher adaptive 

bzw. präventive Strategien erforderlich. Nur im Szenario „Industrie 4.0 Frontrunner“ werden Be-

schäftigungszuwächse erwartet, obschon auch diese mit großen Verlagerungen und Ver-

schiebungen in den Beschäftigtenstrukturen einhergehen sollten (Z.B. Verschiebung von Rou-

tine- zu Nicht-Routinetätigkeiten).  
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Abbildung 10: Kennzeichen der Szenarien 

 

Q: Dinges et al. (2017). 

Abgesehen vom Automatisierungspotenzial und Szenarien, die mögliche Entwicklungen ab-

zubilden versuchen, lassen sich Anhaltspunkte zur Einschätzung der Auswirkungen von Auto-

matisierung und der Nutzung digitaler Technologien auf die Beschäftigung auch aus den 

Zahlen zu den in Unternehmen eingesetzten Robotern (z.B. Graetz – Michaels, 2017, Dauth et 

al., 2017, Acemoglu – Restrepo, 2017, Chiacchio – Petropoulos – Pichler., 2018) oder auch aus 

Analysen der jüngsten Entwicklung ableiten. Laut Europäischer Kommission (2016B) verwen-

deten im Jahr 2012 32% der österreichischen Firmen Roboter, was etwas höher ausfiel als in 

Deutschland (29%). Merklich höhere Anteile verzeichnen innerhalb Europas spanische (47%), 

französische sowie schweizer Unternehmen (42 bzw. 39%). 

Bezogen auf die rezente Entwicklung kamen Bock-Schappelwein – Famira-Mühlberger – Leo-

ni (2017) zu dem Schluss, dass in der jüngeren Vergangenheit zuvorderst Arbeitsplätze mit hö-

heren Anforderungen an die Qualifikationen und Kompetenzen der Arbeitskräfte, d.h. solche 

mit analytischem und interaktivem Nicht-Routine- sowie kognitivem Routineschwerpunkt Be-

schäftigungsausweitungen erfuhren, wohingegen Arbeitsplätze mit manuellem Routine-

schwerpunkt, insbesondere in der Sachgütererzeugung, an Bedeutung verloren. Für die 

nächste Zeit folgern sie daraus, dass aufbauend auf einer ähnlich verlaufenden Beschäfti-

gungsentwicklung wie in den letzten Jahren vor allem Arbeitsplätze mit analytischen und in-

teraktiven Nicht-Routinetätigkeiten sowie mit kognitivem Routineschwerpunkt entstehen dürf-
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ten, wohingegen die manuellen Routinetätigkeiten, insbesondere in der Sachgütererzeu-

gung, weiter schrumpfen sollten. 

Auch Fink et al. (2017) erwarten für Österreich in einer Mittelfristperspektive eine ähnliche Ent-

wicklung für den österreichischen Arbeitsmarkt. Sie schätzen in der mittelfristigen Branchen- 

und Berufsprognose, dass die unselbständige Beschäftigung im Betrachtungszeitraum 2016 bis 

2023 um voraussichtlich +325.300 oder um jährlich +1,3% auf 3.826.600 ansteigen dürfte. Um-

gelegt auf Tätigkeitsschwerpunkte (wie von Bock-Schappelwein (2016) zugeordnet) sind die-

ser Prognose zufolge bei den analytischen und interaktiven Nicht-Routinetätigkeiten sowie 

kognitiven Routinetätigkeiten Beschäftigungszuwächse im Ausmaß von rund +270.000 zu er-

warten. Für die manuellen Nicht-Routinetätigkeiten werden ebenfalls Beschäftigungszuwäch-

se im Ausmaß von gut rund +65.000 erwartet. Bei den manuellen Routinetätigkeiten wird eine 

Fortsetzung der aktuellen Entwicklung angenommen, die in einem weiteren Beschäftigungs-

rückgang im Ausmaß von rund 15.000 münden sollte.  

Selbst wenn die Beschäftigungszuwächse und Arbeitsplatzverluste, die direkt oder auch indi-

rekt in Abhängigkeit von strukturellen oder wirtschaftlichen Rahmenbedingungen durch die 

Digitalisierung zumindest in einer Kurzfristperspektive als insgesamt begrenzt erscheinen, wird 

der Einsatz digitaler Technologien von den Arbeitskräften Anpassungsfähigkeit an die sich 

wandelnden Rahmenbedingungen erfordern. Denn Defizite werden prononciert zu Tage tre-

ten und Engpässe verstärkt werden. So wird die Digitalisierung Engpässe nach spezifischen, 

nicht standardisierbaren Qualifikationen und Kompetenzen wie beispielsweise Problemlö-

sungskompetenz oder Kommunikationsfähigkeit oder auch im IT-Bereich insgesamt nicht zu 

beseitigen vermögen, sondern vielmehr (stark) verschärfen. Arbeitsplätze werden nämlich 

überwiegend in Bereichen entstehen, in denen sich die menschliche Arbeitskraft von Robo-

tern oder programmierten Algorithmen abhebt, während Bereiche mit standardisierbaren An-

forderungen an die Qualifikationen und Kompetenzen der Arbeitskräfte in Abhängigkeit von 

Kostenfragen noch stärker unter Druck geraten werden. Umso wichtiger ist eine proaktive Ge-

staltung des Transformationsprozesses seitens der Politik, die einer koordinierte Vorgehenswei-

se der unterschiedlichen Politikbereiche bedarf. 

4.3.2 Wandel gestalten, Handlungsspielräume nutzen 

Niemand kann aktuell seriös voraussagen, welche Auswirkungen der digitale Wandel tatsäch-

lich auf die Beschäftigung haben wird. Sicher ist nur, dass sich die Arbeitswelt hinsichtlich 

Branchen,- Berufs,- und Anforderungsstruktur substantiell verändern wird. 

Dadurch, dass Menschen durch den Einsatz digitaler Technologien Arbeitsschritte anders ab-

arbeiten und beispielsweise zuvor altersabhängige Arbeitsplätze altersunabhängiger werden 

(siehe dazu beispielsweise Bock-Schappelwein – Famira-Mühlberger – Leoni, 2017, wo physi-

sche Arbeit durch Überwachungstätigkeit ersetzt wird) , dass sie sich also das Leben mithilfe 

von Maschinen erleichtern, muss nicht zu Arbeitslosigkeit führen (Flassbeck – Steinhardt, 2018), 

obschon die Bündel an Arbeitsinhalten und die durch den Einsatz digitaler Technologien weg-

fallenden Arbeitsinhalte über die Weiterbeschäftigung mitentscheiden. Weil durch die Zu-
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nahme der Produktivität das reale Einkommen der Gesellschaft insgesamt steigen kann, ist es 

für jene mit Einkommenszuwächsen möglich, sich mehr Güter (oder mehr Freizeit) zu leisten. 

Im Fall der zusätzlichen Güternachfrage muss allerdings dafür gesorgt werden, dass diejeni-

gen, die vorwiegend Nachfrage in einer Wirtschaft entfalten werden und den entsprechen-

den Bedarf haben, diese auch bedienen können. Wenn die von den Robotern geschaffenen 

Produktionsmöglichkeiten nicht durch zusätzliche Nachfrage genutzt werden, reduzieren die 

Unternehmen ihre Kapazitäten und entlassen Arbeitskräfte. Dieser elementare Zusammen-

hang gilt für die Weltwirtschaft insgesamt, aber grosso modo auch für weitgehend geschlos-

sene Volkswirtschaften wie die EU und die USA. Offene Volkswirtschaften können Lohnzurück-

haltung üben, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu Lasten anderer Länder dadurch relativ verbes-

sern und das rationalisierungsbedingte Überangebot an Gütern im Inland exportieren. Das 

funktioniert aber nur, wenn andere Länder bereit sind die Leistungsbilanzüberschüsse des ex-

portierenden Landes durch eigene Leistungsbilanzdefizite auszugleichen. Über den Güter-

markt hinaus wird unter anderem auch Arbeitslosigkeit in jene Länder, deren Produkte auf-

grund ihrer verschlechterten Wettbewerbsposition nicht mehr konkurrenzfähig angeboten 

werden können, exportiert.  

Auf mikroökonomischer Ebene kann es hingegen sehr wohl zu deutlichem Anpassungsdruck 

bei der Beschäftigung kommen. Unternehmen, die frühzeitig die Chancen der Digitalisierung 

nutzen, werden sich einen (internationalen) Wettbewerbsvorteil erarbeiten können. Sie wer-

den flexibler, schneller, ressourceneffizienter und damit auch kostengünstiger individuelle 

KundInnenwünsche bedienen können. Entscheidend wird dabei die konkrete Umsetzung 

neuer bzw. adaptierter Geschäftsmodelle sein. Die technische Machbarkeit alleine entschei-

det jedoch nicht darüber, ob eine Technologie auch tatsächlich angewendet wird. Vielmehr 

sind Investitionskosten, rechtliche Rahmenbedingungen, die kommerziellen Ertragsaussichten 

und die Unternehmenskultur ausschlaggebend. 

Österreich hat grundsätzlich gute Chancen, zu den Gewinnern der Digitalisierung zu gehören. 

Das Land ist ein national und international anerkannter IKT-Standort und schon heute stark in 

vielen AnwenderInnenbranchen der Digitalisierung, wie z.B. in der Automobil(zuliefer)industrie, 

im Maschinen- und Anlagenbau sowie der Umwelttechnik. Aber auch in der Gesundheitswirt-

schaft, der Kultur- und Kreativwirtschaft sowie in den verschiedenen Zweigen der Dienstleis-

tungswirtschaft können in Österreich durch die Digitalisierung erhebliche Potenziale freigesetzt 

werden, so fern die sich eröffnenden Handlungsspielräume von der Politik genutzt werden. 

Im Bereich des öffentlichen Sektors eröffnen sich politische Handlungsspielräume im Bereich 

der Finanzierung des staatlichen Gemeinwesens. Anzudenken wäre beispielsweise eine Ver-

schiebung der Finanzierung der sozialen Sicherung weg von Lohneinkommen hin zur Besteue-

rung von Kapitaleinkommen, Monopolrenten, Vermögen, Umwelt- und Energieverbrauch. 

Dafür bedarf es der Prüfung alternativer Einnahmequellen zur Finanzierung der öffentlichen 

Haushalte. Zu denken wäre diesbezüglich beispielsweise an Steuern, die bei Daten als Input, 

Währung und Wertschöpfung anknüpfen sowie Lizenzgebühren für den Betrieb digitaler Platt-

formen oder Ressourcensteuern auf für die Herstellung digitaler Hardware benötigte Rohstof-



–  103  – 

   

fe. Zudem gilt es die Rolle von Steuern zur Vermeidung der Herausbildung von „Superstar-

Firmen“ zu prüfen, ebenso wie alternative Konzepte der sozialen Sicherung zur Armutsvermei-

dung. Ebenso bedarf es einer Überarbeitung des geltenden Finanzausgleichs in puncto inner-

staatlicher und supranationaler Ressourcenaufteilung. 

Es liegt nahe, das Betreiben einer Plattform an Lizenzgebühren zu koppeln, welche die Betrei-

ber für das Privileg, ihr natürliches Monopol ausbeuten zu dürfen, an die öffentliche Hand zu 

entrichten hätten. Die Lizenzgebühren mindern die Gefahr der Selbstzerstörung des marktwirt-

schaftlichen Wettbewerbs durch Kapitalakkumulation, indem den digitalen Monopolisten 

Kapital an der Quelle entzogen wird. So bleiben auch digitale Märkte bestreitbar. Die Ein-

nahmen aus diesen „digitalen Schürfrechten“ könnten von Nationalstaaten bzw. der EU für 

gemeinnützige Zwecke eingesetzt werden, um so der Erosion der Grundlagen des Sozial-

schutzes entgegenzuwirken. 

Auf Ebene der sozialen Sicherheit ist eine stärkere Entkoppelung des Sozialschutzes vom indi-

viduellen Erwerbseinkommen anzudenken. Darüber hinaus braucht es in den Geschäftsmo-

dellen der Plattformökonomie neue Kriterien zur Beurteilung und Regulierung der Arbeitsver-

hältnisse. Risikobereitschaft in der digitalen Arbeitswelt benötigt veränderte Systeme der so-

zialen Sicherung, die imstande sind, diese Risiken aufzufangen. 

Auf regionaler bzw. räumlicher Ebene hat die Verfügbarkeit von Breitband zunächst Auswir-

kungen auf die „Bildungswanderung“ im demografischen Wandel, d.h. der Zugang zu schnel-

lem Breitbandinternet kann dem dauerhaften Abzug der v.a. jüngeren Bevölkerung aus länd-

lichen Gebieten zumindest entgegenwirken. Dies ist jedoch nur ein Aspekt, der den ländli-

chen Raum attraktiver machen kann. Der Ausbau der Breitbandinfrastruktur in Österreich ist 

unter diesem Aspekt und angesichts der Investitionslücke im internationalen Vergleich jeden-

falls richtig und wichtig, insbesondere um die digitale Kluft zwischen zentralen und peripheren 

Räumen zu reduzieren. Um diese Unterschiede zu verringern, hat die Bundesregierung be-

schlossen, den Netzausbau in schwach versorgten Gebieten zu fördern, um einen (nahezu) 

flächendeckenden Ausbau des Netzes zu erreichen. Die hierfür budgetierte „Breitbandmilli-

arde“ wurde mittlerweile teilweise ausgeschüttet. Eine solche Strategie sieht – ohne weitere 

Konkretisierung – jedoch auch den Netzauf- und -ausbau in stark zersiedelten, kernlosen 

Räumen mit öffentlichen Mitteln vor. Das Kosten-Nutzen-Verhältnis einer solchen Strategie ist 

dabei völlig offen und es ist absehbar, dass die Förderung der Infrastrukturerrichtung in eini-

gen Regionen trotz eines zweifelhaften Kosten-Nutzen-Verhältnisses erfolgt. Im ungünstigen 

Fall tragen derartige Förderungen zudem zu einem Fortschreiten der ökonomisch ineffizienten 

Zersiedelung Österreichs bei. Zusammen mit der Raumplanung und Flächenwidmung besitzt 

die Politik mit der räumlichen Schwerpunktsetzung geförderter Projekte zum Breitbandausbau 

somit ein gutes Steuerungsinstrument zur Gestaltung stärker verdichteter Siedlungsstrukturen in 

ländlichen Regionen und damit zur Verhinderung der weiteren Zersiedlung im ländlichen 

Raum. 

Die steigende Bedeutung komplexer Technologien und die damit einhergehende, drohende 

Verfestigung von Standortvorteilen der Ballungszentren bzw. -nachteilen peripherer Regionen 
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macht künftig eine stärkere Ausdifferenzierung der Strukturpolitik je nach den notwendigen 

Standortbedingungen unterschiedlicher Typen von Regionen erforderlich. „One-size-fits-all“ 

Zugänge zu strukturpolitischen Eingriffen werden daher künftig kaum erfolgsversprechend 

sein.79) Die flächendeckende Verfügbarkeit von schnellem Breitbandinternet ist daher als eine 

notwendige, aber keinesfalls als hinreichende Voraussetzung für eine positive Entwicklung pe-

ripherer Regionen zu betrachten. So zeigt die internationale Literatur, dass nicht die bloße 

Verfügbarkeit, sondern die erfolgreiche Nutzung digitaler Technologien und Infrastruktur ent-

scheidend für positive Entwicklungsimpulse ist. Ineffizient scheinen daher Versuche, digitalisie-

rungsaffine und wissensintensive Branchen unter hohem Einsatz öffentlicher Mittel in der Peri-

pherie zu stützen, wenn die strukturelle Basis bzw. die digitalen Skills der ansässigen Bevölke-

rung und Unternehmen vor Ort fehlen. Eine innovative und kreative Basis vor Ort ist nötig, um 

das Potential der Digitalisierung auch ausnützen zu können. 

Jede Digitalisierungs-Strategie muss daher immer zusammen mit einem gesamtwirtschaftli-

chen Konzept zur Stärkung ländlicher Regionen gedacht werden. Neben dem Breitbandaus-

bau und der Förderung von „Digital Skills“ (sowohl in der Aus- als auch in der Weiterbildung) 

müssen solche Gesamtstrategien jeweils individuell auf die vorhandenen Stärken einer Region 

abgestimmt werden. Um die Abwanderung junger, gut gebildeter Bevölkerungsgruppen als 

kreative Basis zu verhindern bzw. ihre Rückkehr nach abgeschlossener Ausbildung in den Bal-

lungszentren zu fördern, sind neben einer schnellen Breitbandinfrastruktur vor allem berufliche 

Entwicklungsmöglichkeiten (insbesondere für Frauen) und eine generell hohe Lebensqualität 

entscheidend. Dies erfordert leistbare ganztägige und ganzjährige Kinderbetreuungsangebo-

te und die Ausstattung mit weiterführenden Schulen, eine gute öffentliche Verkehrsanbin-

dung sowie kulturelle, kulinarische und andere Freizeitangebote, welche den Ansprüchen 

dieser Bevölkerungsgruppen entsprechen. Um ein solches Umfeld mittel- bis langfristig schaf-

fen zu können, müssen die lokalen Zentren ländlicher Regionen gestärkt werden. Ländliche 

Regionen müssen in ihren Kernen wachsen, damit die Hauptorte eine lokale Zentrumsfunktion 

übernehmen können. Dafür braucht es eine stärkere räumliche Konzentration der Wirtschafts- 

und Siedlungsstrukturen. Auch Breitband-Strategien für ländliche Regionen müssen im Sinne 

einer solchen Konzentration jedenfalls diesen lokalen Zentren Priorität einräumen. 

Im Bereich Umwelt und Energie eröffnen sich durch den Einsatz digitaler Technologien neue 

Möglichkeiten für zunehmend dezentrale Versorgungseinheiten und einen lokalen Austausch 

von Energie über lokale Netze, sogenannte Mini-Grids.80) Diese Entwicklung wird durch die 

Verbreitung von dezentralen Erzeugungs- und Speichertechnologien sowie kommunikations-

fähigen Anwendungstechnologien und smart metern begünstigt.  

                                                      
79)  Unabhängig von der strukturellen Ausrichtung scheint jedoch zielführend, insbesondere KMU den Zugang zu und 
die Nutzung von digitalen Technologien zu erleichtern. Diese weisen einerseits deutlich höhere Schwierigkeiten bei 
der Adaption dieser Technologien auf als große Unternehmen, andererseits zeigt die empirische Evidenz, dass digita-
le Märkte insbesondere KMU neue Absatzkanäle bieten. Dies gilt insbesondere für die Exportfähigkeit von KMU. 
80)  Siehe dazu auch OECD/IEA (2017). 
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Während Elektromobilität als Teil der Energieinfrastruktur bereits seit einiger Zeit diskutiert wird, 

wird der Rolle von multifunktionalen Gebäuden, die sowohl über die Energiebereitstellung als 

auch -speicherung in die Energieinfrastruktur eingebunden sind, noch nicht genügend Auf-

merksamkeit gewidmet.  

In der jüngsten Vergangenheit zeigt sich ein unübersehbarer Trend beim Zuwachs von erneu-

erbaren Erzeugungskapazitäten in der Stromerzeugung, die vor einigen Jahren noch weit un-

terschätzt wurde. Digitale Technologien erlauben über die Steuerung der Nachfrage, ge-

meinsam mit anderen Speichertechnologien, eine Integration dieser intermittierenden Ener-

gie.  

Die skizzierten potentiellen Veränderungen des bestehenden Energiesystems, die durch digi-

tale Technologien unterstützt, ermöglicht und beschleunigt werden, bieten Raum für neue 

Geschäftsmodelle, deren Fokus auf der Vermittlung von Energiedienstleistungen anstelle von 

Energiemengen liegt. 

Der mit dem Einsatz digitaler Technologien erwartete Nutzen im Energiesystem bringt jedoch 

auch die Herausforderung einer zunehmenden Vulnerabilität, nicht zuletzt durch eine Verviel-

fachung der AkteurInnen im Energiesystem, mit sich. Auf diese Weise bieten sich potentiell 

vielfache Angriffsflächen für Cyber-Attacken. Solche Angriffe können nie gänzlich ausge-

schlossen werden, umso wichtiger ist es sich den Fragen der Cybersecurity und Resilienz in 

höherem Ausmaß zu widmen. 

4.3.3 Digitale Standortstrategie entwickeln 

Damit der Wandel in Wirtschaft und Gesellschaft erfolgreich gelingt, bedarf es fördernder 

Rahmenbedingungen. Für die öffentliche Hand gilt es insbesondere die folgenden zehn 

Handlungsfelder zu einer Strategie „Digitaler Wirtschaftsstandort Österreich“ zu verdichten: 

1. Digitale Infrastruktur: Die digitale Infrastruktur ist das technologische Rückgrat der Digitali-

sierung. Ohne schnelle Datenverbindungen kann keine digitale Transformation stattfin-

den. Die Bereitstellung der entsprechenden Infrastruktur (Breitband Glasfaser Festnetz plus 

5G Mobil) ist eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung für eine erfolgreiche 

digitale Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft; der Ausbau von (digitaler) In-

trastruktur ist Mittel, um die Digitalisierung voranzutreiben, nicht Zweck an sich; 
2. Individuen und Wirtschaft: Gewährleistung einer möglichst hohen individuellen Freiheit bei 

hoher sozialer Sicherheit durch umfassende Beteiligung am wirtschaftlichen Erwerbsleben 

unter Berücksichtigung der Verantwortung des Einzelnen für die Gesellschaft und vice ver-

sa;  
3. Unternehmen und Gesellschaft: Gewährleistung einer möglichst hohen unternehmeri-

schen Freiheit unter Berücksichtigung der Bedeutung und Verantwortung des einzelnen 

Unternehmens für die Gesellschaft und vice versa; 
4. Bildung: Fundierte Qualifikationen und Kompetenzen sind die Kernressource im Zeitalter 

der digitalen Transformation. Der Erwerb von Wissen und das kontinuierliche Update der 

Wissensbasis sind conditiones since qua non sowohl für Individuen, um die persönliche 
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„employability“ nachhaltig abzusichern, als auch für Unternehmen, um die Wettbewerbs-

fähigkeit langfristig zu gewährleisten. Das Aus- und Weiterbildungssystem muss an die 

Notwendigkeiten des digitalen Wandels angepasst werden, um die Sicherstellung der 

Ausbildung der Fachkräfte von morgen zur Stärkung der Humankapitalbasis als auch un-

ter digitalen Rahmenbedingungen wichtigstem Produktionsfaktor gewährleisten zu kön-

nen; 
5. Forschung und Entwicklung: Der Forschungsstandort Österreich hat sich in den vergange-

nen Jahren sehr dynamisch entwickelt. Seit dem Jahr 2015 (letztverfügbares Jahr für inter-

nationale Vergleiche) sind die Gesamtausgaben für Forschung und Entwicklung in Öster-

reich um rd. 65% gestiegen. Österreich ist mit einer F&E-Quote von 3,12% knapp hinter 

Schweden (3,26%) „F&E-Vizeeuropameister“. Diesen Weg gilt es konsequent weiter zu be-

schreiten und die Rahmenbedingungen kontinuierlich an die internationale best practice 

auszurichten und entsprechend weiterzuentwickeln bzw. anzupassen; 
6. Innovation: Innovation ist mehr als F&E. Die Etablierung eines breiten Innovationsbegriffes 

ist notwendig, um das bestehende Innovationspotential in Österreich besser ausschöpfen 

zu können. Insbesondere gilt es das von der Innovationspolitik vernachlässigte Feld der 

nicht-forschungsgetriebenen Innovation intensiver zu behandeln, um Innovation in Wirt-

schaft und Gesellschaft breiter und tiefer über reine Forschung und Entwicklung hinaus zu 

verankern; 
7. Regionale Entwicklung und Wirtschaftsstandort: Wirtschafts- und Standortpolitik sind mit 

der Diversität und Heterogenität von Regionen konfrontiert. Die Digitalisierung bietet neue 

Perspektiven für die Entwicklung des ländlichen Raumes zu einem Lebens- und Arbeits-

raum. Das Spannungsfeld zwischen urbanen Zentren und peripheren Regionen zwingt die 

Politik zur Entwicklung maßgeschneiderter Lösungen (abseits von „one concept fits all“); 
8. Staat und Verwaltung: Österreich ist ein kleines Land, das sich einen überdimensionierten 

seit einem Jahrhundert historisch gewachsenen Gesetzgebungs- und Verwaltungsappa-

rat „leistet.“ Die digitale Transformation zwingt auch den Staat zu einer „Fitnesskur“, da 

wettbewerbsfähige Unternehmen nur in einem entsprechenden Umfeld gedeihen kön-

nen. Eine strukturelle Entschlackung in Form einer umfassenden systemischen Staats- und 

Verwaltungsreform ist seit Jahrzehnten das Gebot der Stunde. Die Entwicklung von effi-

zienten, einem kleinen Land wie Österreich angemessenen Gesetzgebungs- und Verwal-

tungsstrukturen inklusive der Zurückdrängung von Überregulierung, Bürokratie und Verwal-

tungslasten für Individuen und Unternehmen ist eine wesentliche Voraussetzung für einen 

„zukunftsfitten“ Wirtschaftsstandort; 

9. Daten und Datenschutz: Die „neue" Ökonomie ist eine Ökonomie digitaler Daten („Digita-

lismus"). Da die Weltwirtschaft von der Digitalisierung immer umfassender durchdrungen 

wird, werden Daten immer wichtiger. Das Internet ist zunehmend der zentrale Faktor für 

Innovation, Handel, globale Wertschöpfungs- und Produktionsketten, Gesundheit, Bildung 

und Regierungsdienste sowie auch für die soziale Interaktion der Menschen selbst. An die 

Stelle der traditionellen Marktwirtschaft wird deshalb ein auf digitalen Daten beruhendes 

Wirtschaftssystem („Digitalismus") treten. Unter diesen neuen Rahmenbedingungen 
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kommt dem Zugang zu Daten die Rolle für Wettbewerbsfähigkeit entscheidenden Pro-

duktionsfaktors zu. Umso wichtiger wird in Zukunft der Schutz dieser zentralen Ressource. 

Ein moderner Datenschutz soll die datengetriebenen Geschäftsmodelle der digitalen 

Großkonzerne herausfordern und nicht die kleinen lokalen Gewerbetreibenden bürokra-

tisch ersticken; 
10. Nachhaltigkeit: Die Digitalisierung ist mit der Hoffnung auf Effizienzsteigerung verbunden, 

auch den Energie- und Ressourceneinsatz betreffend. Die digitale Transformation eröffnet 

neue Wege, Ökologie und Ökonomie entsprechend des Leitbilds der Green Economy 

miteinander zu verbinden. Diese Entwicklung ist jedoch kein Selbstläufer, vielmehr müssten 

zahlreiche ökologische Effekte und Wirkmechanismen besser verstanden und die Digitali-

sierung in den Dienst einer übergeordneten nachhaltigen Transformation gestellt werden. 
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